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Ulrich Degen I Uwe Grünewald I Ursula Westphai-Georgi 

Regionale Aspekte des Ausbildungsplatzangebotes 

Es sollen mögliche Ursachen für regionale Unterschiede in 
der Versorgung mit Ausbildungsplätzen untersucht werden. 
Daneben sollte exemplarisch die Anwendbarkeit statistischer 
Daten eines im Rahmen des Forschungsprojektes 1.015 ent­
wickelten Rasters auf aktuelle bildungspolitische Probleme 
nachgewiesen werden. Im Hinblick auf die zugrundeliegen­
den statistischen Daten ist zu betonen, daß sie, da sie für 
unterschiedliche Verwaltungseinheiten erhoben wurden, den 
Interpretationsmöglichkeiten Grenzen setzen. Dies gilt insbe­
sondere für die Arbeitsamtsbezirke Brühl und Bergisch-Giad­
bach. 

1. Einleitung 

Zentrales Problem der beruflichen Erstausbildung ist die Ent­
wicklung der Ausbildungsplatzangebotssituation in den Jah­
ren von 1977 b1s 1982, in denen eine jährlich steigende Zahl 
von Schulabgängern eine Ausbildung 1m dualen System an­
strebt. Sind die Schulabgängerzahlen noch weitgehend pro­
gnostlzierbar, so besteht hinsichtlich des Angebotes der pri­
vaten Wirtschaft an Ausbildungsplatzen für die nächsten 
Jahre eine große Unsicherheit. Selbst ein bis zwei Monate 
vor dem Beginn des Ausbildungsjahres 1977/78 gingen die 
Mutmaßungen hms1chtlich des Versorgungsgrades nicht nur 
bei den Verbanden der Arbeitgeber und den Gewerkschaf­
ten, sondern auch bei den Bildungspolitikern und Bildungs­
planern we1t auseinander. An die Stelle gesicherter Aussagen 
sind Hoffnungen und Appelle getreten. Die Diskussion hat 
sich weitgehend auf die Frage der Erfüllung bzw. Nichterfül­
lung eines Überangebotes von 12,5% gemäß dem APIFG 
fixiert. 

Bei d1eser Diskussion um Quantitaten sind die strukturellen 
Probleme, welche schon vor dem Auftreten der Engpaßsitua­
tion durch statistische und empirische Analysen aufgezeigt 
worden waren und für die Beurteilung der Ausbildungsplatz­
situation äußerst bedeutsam sind, in den Hintergrund getre­
ten. Schon 1975 konstatierte d1e Bildungskommission des 
Deutschen Bildungsrates 1n ihrem Bericht über "Entwicklun­
gen im B1ldungswesen" [1] eine Tendenz zur regionalen 
Chancenungleichheit für Auszubildende im dualen System in­
folge eines "geringeren Angebotes an Ausbildungsplätzen", 
infolge einer "geringeren Auffächerung nach Ausbildungs­
berufen", sow1e mfolge "der verminderten Chancen, mit ei­
nem mittleren Abschluß in ländlichen Geb1eten und wirt­
schaftsschwachen Regionen ein befriedigendes Angebot zu 
finden" [2]. Diese Ungleichgewichte spitzen sich bei Mädchen 
noch in besonderem Maße zu. "Weibliche Jugendliche sind 
von der Chancenungleichheit in der beineblichen beruflichen 
Erstausbildung in viel starkerem Maße getroffen" [3]. Die 
schon vorher vermuteten Ungleichheiten wurden unter Ein­
beziehung des Qualitätsaspektes zum ersten Male von der 
Sachverstandigenkommission "Kosten und Finanzierung der 
beruflichen Bildung" in repräsentativer Form nachgewiesen. 

Zusammenfassend konstatiert die Kommission: "Regionale 
Unterschiede des Umfanges, der Zusammensetzung und der 
Qualitat des Angebotes an Ausbildungsstellen sind empirisch 
nachgewiesen worden. Besonders in der Industrie und im 
Handel gibt es regionale Angebotsschwerpunkte, sowohl ins­
gesamt als auch besonders für einzelne Gruppen von Aus­
blldungsberufen" [4]. 

Da die schon vor Jahren festgestellten regionalen Probleme 
bisher durch eine gez1elte Bildungspolitik nur begrenzt an-

gegangen worden sind (so z. B. durch den Ausbau überbe­
trieblicher Ausbildungsstatten), der Einfluß derartiger Maß­
nahmen jedoch noch kaum wissenschaftlich belegt ist, stellt 
sich in der gegenwartigen Phase steigender Schulabgänger­
zahlen die Frage nach den reg1onalen Aspekten der gegen­
wärtigen Situation auf dem Ausbildungsmarkt mit besonde­
rer Schärfe. 

War schon zu Zeiten emer guten generellen Versorgungs­
lage die Situation in landliehen bzw. strukturschwachen Re­
gionen problematisch, so ist in der augenblicklichen Lage 
dem regionalen Versorgungsaspekt ein besonderes Augen­
merk zu widmen. Der vorliegende Artikel versucht die Ver­
sorgungssituation, soweit aus der Datenlage heraus möglich, 
zu analysieren und auf regionale Bestimmungsfaktoren auf­
merksam zu machen. 

2. Ausgewählte Regionen für den regionalen Vergleich 

Die Mangel und Lucken der Berufsbildungsstatistik sind hin­
reichend bekannt. Nicht zuletzt deshalb widmet das Ausbil­
dungsplatzförderungsgesetz diesem Bereich ein ganzes Kapi­
tel. Bei allen regionalen Forschungsansätzen kommt jedoch 
noch ein weiteres Problem hinzu. Die statistischen Unterla­
gen, die gegenwärtig schon erhaltlieh sind, wurden für unter­
schiedliche Verwaltungseinheiten erhoben und sind daher 
untereinander oft kaum vergleichbar. 

Da sich in letzter Zeit, vor allem nach Erscheinen des Be­
rufsbildungsberichtes 1977, die Unterteilung nach Arbeits­
amtsbezirken durchgesetzt hat, wird auch im vorliegenden 
Aufsatz der "Arbeitsamtsbezirk" als Untersuchungseinheit 
ausgewahlt. Hinzu kommt, daß eine Unterteilung nach Ar­
beitsamtsbezirken weniger grob ist als die alternative Dis­
aggregation nach Handwerkskammer- bzw. Industrie- und 
Handelskammerbezirken, so daß regionale Unterschiede in 
geringerem Maße nivelliert werden. 

Im folgenden werden die Regionen untersucht, die nach dem 
Berufsbildungsbericht 1977 quantitativ am besten oder quan­
titativ am schlechtesten mit Ausbildungsplätzen versorgt sind. 
Es handelt sich hierbei um die folgenden Bezirke: 

Tabelle 1: 

gut versorgt: schlecht versorgt: 

Duisburg 1,38') Brühl 0,55 
Hannover 1,38 Passau 0,61 
Mainz 1,35 Weißenburg 0,65 
Bremen 1,34 Bergisch Gladbach 0,65 
Frankfurt 1,31 Bremerhaven 0,66 
Saarbrucken 1,28 P1rmasens 0,67 

') D1ese aus dem Berufsbildungsbericht 1977 entnommene Maßzahl stellt 
die Abweichung der Relation zw1schen dem Angebot (neu abge­
schlossene Ausbildungsvertrage und unbesetzte Ausbildungsplatze) 
und der Nachfrage (Absolventen der Sekundarstufe I sowie Absol­
venten mit allgememer bzw. fachgebundener Hochschulreife) auf 
dem Ausbildungsmarkt der einzelnen Arbeitsamtsbezirke vom Bun­
desdurchschnitt dar. 

Es ist darauf hinzuweisen, daß nicht alle für eine Analyse 
benötigten Daten auf der Ebene der Arbeitsamtsbezirke zu 
finden sind, sondern zum Teil nur auf Kreisebene oder auf 
der Ebene der "zustandigen Stellen". 

Auf der Basis von sekundarstatistischem Material und leicht 
zugänglichen Informationen wird der Frage nach den Be­
stimmungsgründen für ein quantitativ ausreichendes bzw. 
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nicht ausreichendes Ausbildungsplatzangebot nachgegan­
gen werden. 

ln verschiedenen Publikationen [5] smd Aussagen über Deter­
minanten enthalten, die dahingehend zusammengelaßt wer­
den können, daß das Ausbildungsplatzangebot einer Region 
im wesentlichen durch: 

- den demographischen Faktor, 

- die Siedlungsstruktur, 

- die Schulstruktur, 

- die Wirtschaftsstruktur und als ein Sonderaspekt hierbei 

- die Arbeitsmarktstruktur 

bestimmt wird. 

Eine Operationalisierung dieser ausgewählten Faktoren er­
möglicht uber eine vergleichende Analyse die Überprüfung 
der relativen Bedeutung der Einzelfaktoren. 

3. Die einzelnen Determinanten 

Um sich einen groben Überblick über den Charakter einer 
Region zu verschaffen und herauszufinden, inwieweit ein Zu­
sammenhang zwischen politischen Maßnahmen außerhalb 
der Berufsbildungspolitik und den aktuellen Versorgungs­
problemen auf dem Ausbildungsstellenmarkt besteht, sind 
die Kategorien der regionalen Strukturpolitik [6] und der 
Raumordnungspolitik [7] hmzuzuz1ehen: 

Nach dem BROP (Bundesraumordnungsprogramm) gehören 
von den Untersuchungsregionen zu den Schwerpunktrau­
men mit besonderer Strukturschwäche: 

Tabelle 2: 

Strukturschwäche ln der 
Erwerbs- und lnftrastruktur 

Passau 
Bremerhaven 
P1rmasens 

Bremen 

Strukturschwäche vor allem 
in der Erwerbsstruktur 

Du1sburg 
Saarbrucken 

Von den hier untersuchten Regionen zahlen folgende zu den 
Fördergebieten der Gememschaftsaufgabe [8]: 

Passau, 
Weißenburg, 
Bremerhaven, 
Saarbrücken. 

Aus den M1tteln der Zonenrandförderung erhalt nur d1e Re­
gion Passau Gelder. 

Nach der obigen Aufstellung haben die drei Regionen Brühl, 
Bergisch-Giadbach und We1ßenburg !rotz einer extrem 
schlechten Ausbildungsplatzversorgung nach den Kriterien 
der Raumordnung keine besonderen Strukturschwächen. Da­
gegen liegen die gut mit Ausbildungsplätzen versorgten Ge­
biete Duisburg und Saarbrücken in Regionen, die nach dem 
BROP Strukturschwächen (vorwiegend in der Erwerbsstruk­
tur) aufweisen. Bremen als ebenfalls gut versorgter Arbeits­
amtsbezirk ist in einer Gebietseinheit aufgeführt, die Schwa­
chen 1n der Erwerbs- und Infrastruktur aufweist. Bei der obi­
gen Aufzählung ist zu beachten, daß die Raumordnung und 
die Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der regionalen Wirt­
schaftsstruktur' über unterschiedliche Raumabgrenzungen 
verfugen, die beide nicht mit den Arbeitsamtsbezirken über­
einstimmen. Die Gebietseinheiten der Raumordnung sind so 
weitraumig, daß sich fur den Zweck der Berufsbildung Ver­
zerrungen ergeben können. Dies läßt sich leicht zeigen: 

Nach der obigen Tabelle rechnen weder Brühl noch Ber­
gisch-Giadbach trotz schlechter Ausbildungsplatzversorgung 
zu den Problemregionen des BROP. Ein Blick auf die Karte 
des BROP zeigt, daß zu der Gebietseinhell 18, in der d1e 
beiden Arbeitsamtsbezirke l1egen, auch die Arbeitsamtsbe­
zirke Köln und Sonn rechnen. Aufgrund der großraumigen 
Abgrenzung der Gebietseinheiten nach dem BROP werden 

innerregionale gravierende Unterschiede nicht sichtbar. Es 
wird verwischt, daß die Region auf der einen Seite landliche, 
schwach besiedelte Gebiete und auf der anderen Seite ver­
stadterte und großstadt1sche Geb1ete umfaßt. Ähnliches g1lt 
für die Geb1etseinheit, 1n der Weißenburg liegt. Welche Fol­
gerungen sind aus d1esen Tatbeständen zu ziehen? 

Die Indikatoren, mit denen die Raumordnung und die regio­
nale Wirtschaftsförderung Problemregionen und Förderge­
biete bestimmen, haben offensichtlich nicht ausreichende 
Aussagekraft zur Beschreibung von Gebieten, d1e schlecht 
mit Ausbildungsplätzen versorgt sind. Aus diesem Grunde 
muß die Berufsbildungsforschung Indikatoren entwickeln zur 
exakten Erfassung von Problemregionen der beruflichen Bil­
dung. 

3.1 Ungleichgewichte in der demographischen Struktur als 
erklärender Faktor 

Zunachst soll nachgepruft werden, ob die heute schlecht 
versorgten Arbeitsamtsbezirke schon vor einigen Jahren 
unterversorgt waren oder ob der "Schulerberg" die Ausbil­
dungsplatzsituation wesentlich verandert hat. 

Eme Karte im Berufsbildungsbericht 1977 (S. 21) gibt an, wel­
che Regionen schon 1969 15% und mehr unter dem Bundes­
durchschnitt lagen. Hierzu rechnen alle schlecht versorgten 
Untersuchungsregionen. Auf der Grundlage dieser Daten 
kann begründet vermutet werden, daß es sich nicht um eine 
durch aktuelle demographische Faktoren bedingte Unterver­
sorgung handelt, sondern daß diese schlecht versorgten Ar­
beltsamtsbezirke langfristige Mangel in der beruflichen Erst­
ausbildung aufweisen. 

Auf die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen kann s1ch unter 
demographischen Gesichtspunkten eine hohe Geburtenrate 
negativ auswirken. Die folgende Tabelle gibt die natürliche 
Bevölkerungsentwicklung auf der Basis der Geburtenziffern 
fur 1963 und 1970 in grob gemittelter Form wieder [9]: 

Tabelle 3: 

I Brühl I . I I We1 ßen-1 
Bremer- Pirma-

. Passau ) Berg.-GI. burg') haven') sens') 

1963 118,0-19,4,22,2 u. m 118,0-19,4,20,8--22,2 19,4-20.8 20,8--22,2 
1970 13,2-14,3 16,4 u. m. 14,3-15,3 14,3-15,3 15,3-16,4 13,2-14,3 

Hanno- I Frank!.*) I Bremen*) Mainz') I Duis-
ver') burg') 

1963 19,4-20,8 18,0-20,8,16,6--19,4,20,8--22,2 18,0-19,4 18,0-19,4 
1970 12,2-13,2 12,2 u. w 12,2-16,4 15,3-16,4 12,2-15,3 12,2-13,3 

*) ln den gekennzeichneten AA-Bezirken l1egt die Geburtenziffer im 
Ballungskern 1963 bei unter 16,6 und 1970 be1 unter 12,2 Diese Ex­
tremwerte g1ngen nicht Jn d1e obige Tabelle em. 

W1e aus der Tabelle zu ersehen 1st, weisen die schlecht mit 
Ausbildungsplätzen versorgten Arbeitsamtsbezirke sowohl 
für das Jahr 1963 w1e auch für 1970 im Durchschnitt eine 
höhere Geburtenrate auf. 

D1ese Unterschiede vergrößern s1ch noch, wenn man be­
rücksichtigt, daß in die Werte der Tabelle die unterdurch­
schnittlichen Geburtenziffern der Ballungszentren nicht ein­
bezogen wurden. Der Anteil der verstädterten Gebiete liegt 
in den gut versorgten Arbeitsamtsbezirken deutlich hoher 
als bei den schlecht versorgten. 

Zusammenfassend läßt sich sagen, daß die demographische 
Struktur der untersuchten Arbeitsamtsbezirke hinsichtlich der 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen den Schluß zulaßt, daß 
von der Geburtenentwicklung regional unterschiedliche Aus­
wirkungen zu verzeichnen sind. D1e schlecht versorgten Ar­
beitsamtsbezirke weisen im Durchschnitt eine höhere Ge­
burtenrate auf, hier liegt also bei sonst gleichen Voraus­
setzungen ein höherer Bedarf an Ausbildungsplatzen vor. 
Da gleichzeitig der Anteil der verstadterlen Bereiche in die­
sen Bezirken deutlich niednger liegt als in den gut versorg-
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ten AA-Bezirken. Verstädterung jedoch auch auf ein besseres 
Ausbildungsplatzangebot hindeutet, summieren s1ch eine 
demographisch bedmgte höhere Nachfrage und ein Wirt­
schaftsstrukturall bedingtes verringertes Angebot (vgl. 3.4) 
zu der bekannt prekären Gesamtsituation auf dem Ausbil­
dungsmarkt der untersuchten schlecht versorgten AA-Be­
zirke. 

3.2 Ungleichgewichte in der Siedlungsstruktur als erklären-
der Faktor 

Eme Analyse der Siedlungsstruktur 1n den Untersuchungs­
bereichen soll aufweisen, inwieweit eine bestimmte Bevöl­
kerungsdichte, das Vorhandensem von Verdichtungsrauman 
und Oberzentren [1 0] sich in der Versorgung mit Ausbil­
dungsplätzen widerspiegelt. 

Die folgende Tabelle wertet eine Karte des Raumordnungs­
berichtes 1972 [11] aus. Da die Karte nach Kreisen geliedert 
ist, ergeben sich für die einzelnen Arbeitsamtsbezirke Span­
nen von Bevölkerungsdichten. 

Streuung der Einwohner je qkm 1n den emzelnen Arbeits­
amtsbezirken: 

Tabelle 4: 

Brühl 
I 

Passau Bergisch- Weißenburgl Bremer- I Gladbach haven 

200-1000 1 0-200 200-500 1 0-200 
I 
0- uber 

I 
100-300 1000 

Hannover I Saar-
Frankfurt I Bremen I Ma1nz Du1sburg brucken 

400- uberl500- uber 
1000 1000 

400- uberl100- über,100- uber 
1000 1000 1000 uber 1000 

Auch wenn die Tabelle nur einen groben Indikator für die 
Siedlungsstruktur darstellt, so zeigen sich doch deutliche 
Unterschiede zwischen den gut versorgten bzw. schlecht 
versorgten Arbeitsamtsbezirken. 

Im folgenden wird gefragt, welche Untersuchungsregionen 
zu den Verdichtungsräumen nach dem BROP rechnen. Die 
Ministerkonferenz fur Raumordnung hat eine Liste von Ge­
bieten mit bestehender starker Verdichtung von Wohn- und 
Arbeitsstatten beschlossen [12]. Auf diese Liste wird im 
folgenden Bezug genommen. Verdichtungsräume weisen im 
Hinblick auf die natürlichen Ressourcen und die ökonomi­
sche Struktur große Unterschiede auf. Ihre Gemeinsamkeit 
gegenuber anderen Regionen besteht darin, daß s1e sich 
durch eine Konzentration von Einwohnern, Arbeitsplätzen 
sow1e öffentlichen und privaten Einrichtungen der Versor­
gung, Verwaltung, Bildung, Unterhaltung und Kommunikation 
gegenüber dem Umland abheben. Die Verdichtungsräume 
uben wegen ihrer guten Infrastrukturausstattung eine starke 
Anziehungskraft auf Unternehmen und Arbeitskräfte aus, 
andererseits unterl1egen sie der Gefahr, daß durch den Zu­
strom immer neuer Einrichtungen und durch das wachsende 
Verkehrsaufkommen die Lebensqualität sinkt. ln Hinblick auf 
unsere Fragestellung ist festzustellen, daß alle Regionen, die 
nach dem Berufsbildungsbericht gut mit Ausbildungsplätzen 
versorgt sind, in den Verdichtungsräumen liegen. Von den 
schlecht versorgten Untersuchungsregionen befinden sich je­
weils nur Teile der Arbeitsamtsbezirke Bruhl, Bergisch-Giad­
bach und Bremerhaven in Verdichtungsräumen [13]. ln Hin­
blick auf die zuletzt genannten Arbeitsamtsbezirke müßte in 
detaillierten Untersuchungen festgestellt werden, ob hier in 
bezug auf die Infrastrukturausstattung eine Trennlinie quer 
durch die Region verläuft. 

Bei der Untersuchung des Indikators ,Ausstattung mit Ober­
zentren' zeigt sich, daß d1e gut versorgten Bereiche alle 
über mindestens ein Oberzentrum verfügen, während bei 
den schlecht versorgten Bereichen ein Oberzentrum nur in 
Bremerhaven ausgewiesen 1st [14]. 

D1e hier aufgefuhrten Indikatoren zur Siedlungsstruktur 
machen durchgängig deutlich, daß signifikante Unterschiede 
zwischen den gut und den schlecht versorgten Arbeitsamts­
bezirken bestehen. 

3.3 Ungleichgewichte in der Schulstruktur 
als erklärender Faktor 

Der Analyse der Schulstruktur kommt hinsichtlich der Er­
klärung unterschiedlicher Versorgungsgrade der untersuch­
ten Arbeitsamtsbereiche mit Ausbildungsplätzen insofern ei­
ne besondere Bedeutung zu, als hier ein z1emlich enger 
Zusammenhang zwischen der abhängigen Variablen (Versor­
gungsgrad mit Ausbildungsplätzen) und der Determinante 
"Schulstruktur" vermutet werden kann, aber auch, weil einer 
Einflußnahme der Bildungspolitik auf die Schulstruktur eine 
kompensatorische Funkt1on zugew1esen werden kann. 

ln der folgenden Tabelle wurden einige schulstrukturelle 
statistische Daten zusammengestellt, von denen angenom­
men werden konnte, daß sie Unterschiede zwischen gut 
bzw. schlecht versorgten Arbeitsamtsbezirken erklären kön­
nen und daß durch sie zugleich ein Ansatzpunkt fur eine 
kompensatorische Bildungspolitik der Länder gegeben wird. 

Die Versorgung der Arbeitsamtsbezirke mit Realschul- bzw. 
Gymnasialplatzen läßt Schlüsse über das Ausmaß zu, in dem 
Jugendliche auf den Ausbildungsmarkt drängen. Je größer 
der relat1ve Anteil derartiger Plätze ist, desto niedriger ist 
wahrscheinlich die Nachfrage nach Ausbildungsplätzen, da 
ein Großteil der Abitunenten und auch ein gewisser Teil der 
Realschulabsolventen an keiner beruflichen Erstausbildung 
teilnehmen wird. (ln regionalen Detailanalysen wäre zu unter­
suchen, ob die Annahme zutrifft, daß Realschüler und Abitu­
rienten aus studienbezogenen Bildungsgängen abgedrängt 
werden und deshalb verstarkt als Nachfrager nach berufli­
chen Ausbildungsplätzen auftreten.) Aus der Tabelle geht 
hervor, daß durchschnittlich 6,81 Ofo der Wohnbevölkerung in 
den gut versorgten Arbeitsamtsbereichen Realschüler bzw. 
Gymnasiasten smd. ln den schlecht versorgten Arbeitsamts­
bereichen liegt der Vergleichswert bei nur 4,03 %. Ein Ver­
gleich zwischen der Zahl der Gymnasiasten mit der der 
Realschüler deutet auf eine noch starkere Belastung des 
Ausbildungsmarktes 1n den schlecht versorgten Arbeitsamts­
bereichen hm, weil h1er das Verhaltnis von Realschülern zu 
Gymnasiasten ungünstiger ist. 

Eine direkte Entlastung der betrieblichen Erstausbildung 
stellen vollzeitschulische Berufsbildungsmaßnahmen (vor 
allem in Berufsfachschulen) dar. Die Hypothese, daß die 
Zahl der im Jahre 1976 für das 1. Ausbildungsjahr angebo­
tenen vollzeitschulischen Platze eine kompensatorische Poli­
tik der Länder andeuten, wird durch die Daten nicht be­
stätigt. Sowohl d1e Bestände an vollzeitschulischen Ausbil­
dungsplatzen als auch die Plätze für das erste Ausbildungs­
Jahr liegen in fast allen gut versorgten Arbeitsamtsbereichen 
hoher als in den schlecht versorgten. Rein rechnerisch 
standen 100 Schulabgängern des Jahrgangs 1976 in den gut 
versorgten Arbeitsamtsbezirken 21, in den schlecht versorg­
ten Bez1rken 17 vollzeitschulische Plätze im 1. Ausbildungs­
jahr zur Verfügung. Im Angebot vollzeitschulischer Platze für 
Mädchen bestehen zwischen den beiden Gruppen von Ar­
beitsamtsbereichen keme signifikanten Unterschiede. ln der 
Schüler-Lehrer-Relation sind die Unterschiede zwischen den 
emzelnen Arbeitsamtsbereichen nicht gravierend. Es bestä­
tigt sich aber d1e schon häufiger gemachte Erfahrung einer 
ungünstigeren Schular-Lehrer-Relation in den Realschulen im 
Vergleich zu den Gymnasien. 

D1e in der letzten Spalte der Tabelle 5 ausgewiesenen 
Jungarbeiterquoten können als Ergebnis der statistischen 
Daten zur Schülerstruktur interpretiert werden. Da in den 
schlecht versorgten Arbeitsamtsbereichen auch der allge­
meinbildende Teil der Sekundarstufe II relativ unbedeuten­
der ist. da vollzeitschulische Ausbildungsangebote Defizite 
im dualen System offensichtlich nicht kompensieren, können 
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Tabelle 5: Determinanten zur Schulstruktur 

Schulab- Real- u. 

ganger Real- Gymnas1al- Gymnasial-
schul er schul er schuler, 

A.-A.-Bezirke insges. abs. abs Anteil a d. 1976 ') ') Wohn-Bev 
') ') 

1. gut versorgt: 

Bremen 7 669 8 793 17 577 3,99 
OUisburg 4 618 5 141 11 456 3.67 
Frankfurt 10 795 13 383 26 783 3,20 
Hannover 8 628 45 019 59 561 12,95 
Ma1nz 5 071 7264 18 431 5,05 
Saarbrücken 5 712 19 590 3) 36 600 3

) 12,00 
insgesamt 42 493 99190 170 408 6,81 

2. schlecht versorgt: 

Bergisch-Giadbach 5 885 9 702 ') 15 447 ') 5,85 
Bremerhaven 2 876 2 244 4 232 2,83 
Brühl 6 503 5 669 10 982 3,27 
Passau 5 618 3 627 5 352 3,98 
Pirmasens 2 699 2 218 6 085 4,37 
Weißenburg 3139 2 848 3 927 3,90 

insgesamt 26 720 26 308 46 025 4,03 

1
) Quelle: BMBW (Hrsg ), Berufsbildungsbericht 1977; Zahlen errechnet 

aus ebda. 

') Teilweise abweichende Jahre; hauptsachliche Quellen: Statistische 
Jahrblicher der Lander. 

3) Nur Werte flir das Saarland 1nsgesamt. 

') Abgrenzung war nicht immer eindeutig 

') Quelle: BMBW (Hrsg ), Neuangebot (1. Schuljahr) an vollzeltschuli­
schen beruflichen Ausbildungsgangen (Berufsfachschulen), Bonn 
(Druckdatum) 23. 6. 1977. 

') Errechnet aus BMBW (Hrsg.), Neuangebot ... 

I 

1 Ausbil- 1 Ausbil- Relation Relat1on 
dungsJahr ln Ofo der dungsJahr Schuler- Schul er- Jung-

Schul- arbe1ter-in Vollzeit- abganger f. Mädchen Lehrer Lehrer quote schulen ') Ofo (Realsch ) (Gymn) ') ') ') ') ') 

1 766 23 - 24 17 7,5 
1 026 22 - 25 21 17,1 
1 927 18 57 22 17 10,9 
1 479 17 67 23 19 6,9') 
1 380 27 61 24 21 -") 

903 16 52 24 3
) 21 3) 11,1 3) 

8 481 20,5 59,3 - I - 10,7 -
1 125 19 - 24 ') 23 ') 20,2 ') 

463 16 - 24 21 12,6 
1 208 19 - 25 22 18,4 
1 309 23 52 21 17 21,0 

514 19 55 24 22 30,7 ') 
127 4 72 22 18 17,6 

4 746 16,6 59,7 - - 20,1 

e1ndeut1g; Quellen StatiStisches Bundesamt (Hrsg ), Re1he "Bevolke­
rung und Kultur", 1973; StatiStische Berichte der Lander, e1gene Be­
rechnungen nach der Formel: Verhaltnis ::; der Berufsschuler in 
Teilzeltform mit Ausbildungsvertrag und Praktikanten mit AV zu 
Jungangestellte in kaufmännischen Berufen plus mithelfende Fa­
mllienangehonge plus ungelernte Arbe1ter plus Berufs- und Arbeits­
lose (berufsschulpfl1cht1g). 

') Aus BMBW (Hrsg.), Interregionaler Vergle1ch der beruflichen Ausbil­
dungssituation. E1ne statiStische Auswertung der SchulstallSilk 1973/ 
1974, Sonn 1975 

') Auf der Bas1s von Berechnungen des lAB; Stand 30 6 1976. 

') Aus unterschiedlichen Jahren; Abgrenzungen waren nicht immer 10) Beschaft1gungsverhaltnis 1m statiStischen Bericht n1cht ausgewiesen 

d1e doppelt so hohen Jungarbeiterquoten in den schlecht 
versorgten Arbeitsamtsbezirken (20 %) im Vergleich zu den 
gut versorgten (11 %) nicht mehr überraschen. 

3.4 Ungleichgewichte in der Wirtschafts- und Arbeitsmarkt-
struktur als erklärender Faktor 

Von den wichtigen Indikatoren zur Beschreibung der Wirt­
schaftsstruktur werden beispielhaft der Industriebesatz und 
d1e Arbeitslosenquote ausgewählt. Im folgenden wird ihr Aus­
sagewert für die Versorgung mit Ausbildungsplätzen unter­
sucht. 

Tabelle 6: Streuung des Industriebesatzes lndustnebeschaft1gte auf 
1000 Einwohner) in den [15] 

Auf den ersten Blick 1st in d1eser Tabelle festzustellen, daß 
der Industriebesatz m den gut mit Ausbildungsplatzen ver­
sorgten Gebieten im Durchschnitt erheblich höher liegt als in 
den schlecht versorgten Gebieten. Eine differenzierte Be­
trachtungsweise veranlaßt aber zu der Annahme, daß der ln· 
dustriebesalz mit der Versorgung von Ausbildungsplätzen 
nicht eindeutig positiv korreliert. Zum einen gibt es in der 
Bundesrepublik eine Reihe von Gebieten, d1e einen geringe­
ren Industriebesatz haben als die hier aufgeführten schlecht 
mit Ausbildungsplätzen versorgten Regionen [16]. Gleichwohl 
befinden sich die Gebiete mit emem geringen Industriebesatz 
nur zu einem kleinen Teil unter den am schlechtesten mit 
Ausbildungsplätzen versorgten. Zum anderen liegt der Indu­
striebesatz der Arbeitsamtsbezirke Bergisch-Giadbach und 
Pirmasens höher als der von Frankfurt und Bremen, bzw. 

er bewegt sich auf gleichem Niveau, obwohl die zuerst ge­
nannten Gebiete eme weitaus geringere Ausbildungsplatz­
versorgung aufweisen. Wenn man den lndustnebesatz der 
schlecht versorgten Arbeitsamtsbezirke miteinander ver­
gleicht, so zeigt sich, daß sie sehr unterschiedliche Werte 
aufweisen. 

Zusammenfassend kann festgestellt werden, daß der Faktor 
Industriebesatz ohne Differenzierung nach lndustnebetneben 
und deren Beschaftigte nach Industriegruppen wen1g Aus­
sagekraft zur Erklärung der Unterschiede in der regionalen 
Versorgung mit Ausbildungsplatzen hat 

D1e schon nachgewiesenen siedlungs-, schul- und wirtschafts­
strukturellen Unterschiede zwischen gut bzw. schlecht mit 
Ausbildungsplatzen versorgten Arbeitsamtsbezirken sp1egeln 
sich auch in der Arbeitsmarktstruktur der untersuchten Re­
gionen wider. Die Arbeitslosenquote lag im Jahre 1974 in den 
weniger gut versorgten Bereichen (Bruhl, Bremerhaven, Ber­
glsch-Giadbach, Passau, Pirmasens und Weißenburg) bei 
4,1 %, in den besser versorgten Arbeitsamtsbereichen (Bre­
men, Hannover, Frankfurt, Duisburg, Mainz und Saarbrücken) 
bei nur 2,5 %: 

Tabelle 7: Arbeitslosenquote in den ausgewahlten gut bzw. schlecht 
versorgten Arbeitsamtsbezirken durchschnittliCh in °/o 

flir die Jahre 

gut versorgt 
schlecht versorgt 

1974 

2,5 
4,1 

1975 

4,5 
6,3 

1976 

5,0 
6,3 

1974-76 

4,0 
5,5 

D1e folgende Tabelle, in die noch weitere Arbeitsamtsbezirke 
m1t einer weniger extremen Ausbildungsplatzsituation em­
bezogen wurden, bildet die Basis fur die Graphik 1. Aus der 
Tabelle läßt sich, wenn auch mit Einschränkungen, entneh­
men, daß eine gute Versorgung mit Ausbildungsplatzen mit 
einer relativ niedrigen Arbeitslosenquote korreliert. 
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Tabelle 8: 

A.-A.-Bezirke ') 

Du1sburg 
Hannover 

'§ Mainz 
o Bremen 

Frankfurt 
Saarbrücken 

0> Braunschwg. 
Flansburg 
Hof 

Arbeitslosenquoten 
ln Ofo 2) 

1974 1 

1,38 2,8 
1,38 2,4 
1,35 1,6 
1,34 2,5 
1,31 1,4 
1,28 4,0 
1,22 3,1 

1.13 I 3.8 
1,12 3,0 

Durch-
schnitt 

1975 1 1976 

4,6 5,8 
4,7 5,0 
3,7 3,6 
4,3 5,2 
3,1 3,1 
6,5 7,4 
5,8 5,8 
5,3 5,5 
5,8 5,3 

Bund -Du rehsehn 1,00 2,7 4,9 5,2 

Darmstadt 
c;, We1den 

0 Soest 

0,96 
0,92 
0,80 

"' > 
Pirmasens 0,67 
Bremerhaven 0,66 

.fi We1ßenburg 0,65 
"' .c Berg -Giadb 0,65 

" VI Passau 
Brühl 

0,61 
0,55 

Bund.-Durchschn 2,60 

1,8 3,9 
4,1 7,9 
2,4 4,8 
6,0 7,6 
3,0 4,4 
2,4 6,2 
2,9 4,6 
7,8 10,5 
2,4 4,7 

Durch­
schnitt 

3,6 6,0 

3,3 
7,9 
4,2 
6,3 
5,3 
5,6 
4,8 

10,5 
5,3 

6,0 

Arbeitslosenquoten. 
Zuwachse (ln °/o, bezog 
auf das BaSISjahr 1974) ') 

1975 

164 
196 
231 
172 
221 
163 
187 
140 
193 

217 
193 
200 
127 
147 
258 
159 
135 
196 

1976 

207 
208 
225 
208 
221 
185 
187 
145 
177 

183 
193 
175 
105 
177 
233 
166 
135 
221 

') Der Index g1bt das Verhaltnis der Absolventen aus dem Sekundar­
bereich 1 und der Absolventen mit allgememer und fachgebundener 
Hochschulreife zu den angebotenen beineblichen Ausbildungsplatzen 
nach ArbeitsamtsbeZirken an; Bundesdurchschnitt 1,00. Quelle· 
BMBW (Hrs.) Berufsbildungsbericht 1977, Bann 1977, S. 72/73. -
D1e uber dem Bundesdurchschnitt liegenden Arbeitsamtsbezirke 
wurden als gut versorgte, die unter dem Bundesdurchschnitt liegen­
den als schlecht versorgte Arbeitsamtsbezirke bezeichnet 

') Aus Amtliche Nachnchten der Bundesanstalt fur Arbeit, Arbeits­
statistik 1976- Jahreszahlen, J 11/57 B, 26 5. 77 

') Aus Amtliche Nachrichten ... ; eigene Berechnungen 

Neben den gememsamen strukturellen Ursachen ist als wei­
terer Grund für d1e genannte Korrelation bedeutsam, daß 
die Betriebe in Regionen mit einer relativ hohen Arbeits-

Graphik 1: Zur Korrelat1on ZWISchen Arbeitslosenquote und Versor­
gungsgrad •) 
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•) Be1m Versorgungsmdex wurden Zehnerabstände gewahlt, d h , die­
jenigen A.-A.-Bez. gewahlt, d1e jeweils am nachsten bei diesen 
Werten l1egen (vgl Tabelle 8) 

Der A.-A.-Bez. Bruhl wurde ausgespart, da er als untyp1sch in dem 
Smne gelten kann, als die geringe Versorgung m1t Ausbildungs­
platzen maglieherweise durch Pendlerströme m das Ballungszentrum 
Koln ausgeglichen Wird. 

Iosenquote einen spezifischen Fachkrattebedarf relativ leich­
ter und mit Sicherheit billiger über den Arbeitsmarkt abdek­
ken können als mit der Durchfuhrung beruflicher Erstausbil­
dungsmaßnahmen [17]. 

Unter konjunkturellem, also kurzfristigen Personaldeckungs­
aspekt ist aus der Sicht der Betriebe zudem die höhere War­
tezeit bis zum Personaleinsatz negativ zu beurteilen. 

Graphik 2 weist die Entwicklung der Arbeitslosenquote der 
Jahre 1974/76 für die gut bzw schlecht mit Ausbildungsplät­
zen versorgten Arbeitsamtsbezirke aus. Hier ist eine überra­
schende Tendenz zu beobachten: Offensichtlich läuft die 
Entwicklung in den einzelnen Regionen nicht parallel, son­
dern es besteht ein Trend zur Anpassung. 

Graphik 2: Zum Zusammenhang zwischen prozentualen Zuwächsen der 
Arbeitslosenquote und dem Versorgungsgrad m1t Ausbildungsplatzen 
m den Untersuchungsregionen 
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1976 liegt die regionale Streuung der Arbeitslosenquote nie­
driger als noch 1975. Bezogen auf die Ausbildungsplatz­
situation könnte dies bedeuten, daß die zu konstatierenden 
Defizite in den Problemregionen sich nicht weiter verschär­
fen, daß sich der Ausbildungsmarkt aber in anderen Arbeits­
amtsbezirken, falls die These von der Korrelation zwischen 
Arbeitslosigkeit und Ausbildungsplatzdefizit global stimmt, 
der Unterversorgungsschwelle stärker annähern kann. 

4. Zusammenfassende Interpretation der Einflußfaktoren 

Trotz beschränkter Arbeitskapazität und bruchstückhafter 
Daten zu den möglichen regionalen Einflußfaktoren scheinen 
die Ziele, welche sich die Autoren in diesem Pilotartikel ge­
stellt haben, zumindest zum Teil erreicht. Soweit durch stati­
stische Angaben zu erhellen, wurden Ursachenkomplexe für 
einen unterschiedlichen Versorgungsgrad mit Ausbildungs­
plätzen aufgeführt. Es wurde dargestellt, daß bei verschiede­
nen Determinantengruppen deutliche Differenzen zwischen 
gut und schlecht versorgten Arbeitsamtsbezirken bestehen: 

D1es begmnt mit einem stärkeren Bevölkerungsdruck in den 
schlecht versorgten Regionen infolge höherer Geburtenraten, 
setzt sich fort in einer ungünstigeren Siedlungsstruktur, wel-
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ehe die Mobilität von Jugendlichen sicherlich einschränkt, 
läßt sich überdies bei einer ungünstigeren Versorgung mit 
allgemeinschulischen Bildungsalternativen in der Sekundar­
stufe II (Realschule und Gymnasium) bestätigen und findet 
schließlich einen weiteren Ausdruck in einer höheren Arbeits­
losigkeit. 

Trotz dieser relativ durchgängigen Argumentation darf nicht 
außer acht gelassen werden, daß in vielen Punkten die Da­
ten, besonders in regionalisierter Form, starke Lücken auf­
weisen, daß die Daten nur selten vollständig für ein Bezugs­
jahr ausweisbar waren und daß in vielen Fällen Trends und 
Tendenzen an die Stelle gesicherter Aussagen treten mußten. 
Es hat sich jedoch gezeigt, daß der hier gewählte Ansatz, 
aktuelle bildungspolitische Entwicklungen auf der Basis eines 
regionRiisierten Rasters zu erklären, Erfolg verspricht. Nicht 
in allen Fallen wird man jedoch die Bezugsregion "Arbeits­
amtsbezirk" beibehalten können. So zeigt sich, daß bei den 
schon mehrfach als problematisch angedeuteten Arbeitsamts­
bezirken Bruhl und Bergisch-Giadbach differenziertere Ana­
lysen notwendig sind. So ist etwa Brühl ein Arbeitsamts­
bezirk, in dem ein ländlich strukturierter Kreis (Eifel) und ein 
typisches Ballungsrandgebiet zusammengefaßt sind. Pend­
lerbeziehungen, die auch im Bereich der beruflichen Ausbil­
dung zwischen der Stadt Brühl und Köln zu beobachten sind, 
konnten in der regionalen Statistik auf Arbeitsamtsebene 
auch im Berufsbildungsbericht 1977 keine Berücksichtigung 
finden. ln Zukunft wird sich die regionale Strukturforschung 
verstärkt um die Eingrenzung solcher regionaler Räume be­
muhen, bei denen schwerwiegende Fehlinterpretationen, 
die heute noch die Regel sind, verringert werden. Ansätze 
für eine regional wirksamere Bildungspolitik (insbesondere 
der Ausbildungsmarktpolitik) bieten die Ergebnisse der Ana­
lyse in zweierlei Hmsicht: Sowohl im allgemeinbildenden als 
auch berufsbildenden Schulbereich wird einer kompensatori­
schen Politik noch zu wenig Aufmerksamkeit gewidmet. Auch 
das vollzeitschulische Ausbildungsplatzangebot wurde in der 
jungeren Vergangenheit noch seltener in Problemregionen 
als in besser versorgten Bere1chen angesiedelt. 

Cari-Heinz Doose 
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Nachfrage und Angebot an Ausbildungsplätzen unterhalb 
der Fachhochschulebene im Jahr 1976 am Beispiel Hamburgs 

ln dem Beitrag werden am Beispiel des Bundeslandes Harn­
burg die Daten zum Ausbildungsplatzangebot analysiert und 
auf ihre Aussagekraft hin überprüft. Darüber hinaus werden 
einige Feststellungen zum Ausbildungsplatzangebot 1977 im 
Berufsbildungsbericht getroffen. 

Vorbemerkungen 

Nachfrage und Angebot an Ausbildungsplätzen, sind wegen 
der Schwierigkeiten für Schulabgänger, ihren Ausbildungs­
platz zu finden, Gegenstand der politischen Auseinanderset­
zung geworden. Dabei werden Bundesdaten gegenüberge­
stellt, aus denen entweder die Notwendigkeit der Erhebung 
einer Berufsausbildungsabgabe und einer finanziellen Förde­
rung des Ausbildungsplatzangebots auf der Grundlage des 
Ausbildungsplatzförderungsgesetzes oder der Verzicht auf 
die Erhebung einer Berufsausbildungsabgabe abgeleitet 
wird. Vernachlassigt wird jedoch neben den auch hier nicht 
erörterten qualitativen Gesichtspunkten, ob die nach dem 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz für die Entscheidung über 

die Berufsausbildungsabgabe heranzuziehenden Daten eine 
hinreichende Grundlage bilden. Das soll, da differenzierte 
bundesweite Unterlagen fehlen, insbesondere an Hand eini­
ger Unterlagen zum Tellmarkt Harnburg erörtert werden. 

1. Ausbildungsplatznachfrage und Ausbildungsplatzangebot 
1976 

FLir die Ausbildungsplatznachfrage unterhalb der Fachhoch­
schulebene in Harnburg konnte 1976 das in Tabelle 1 zu­
sammengefaßte Ergebnis festgestellt werden: 

Die in der Tabelle 1 erfaßte Nachfrage stimmt in den Iaufen­
Nummern 1 bis 3 mit dem Angebot uberein. Ergänzend sind 
für das Angebot die beim Arbeitsamt Harnburg am 30. 9. 1976 
registrierten offenen Ausbildungsplätze (= 214) zu berück­
sichtigen, so daß ein Gesamtangebot von 23 570 Plätzen der 
Nachfrage gegenüberzustellen ist. Dies ergibt eine rechneri­
sche Deckung der Nachfrage nach Ausbildungsplätzen durch 
das Angebot an Ausbildungsplatzen von 97,6 %. 
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Tabelle 1: Nachfrage nach Ausbildungsplätzen in Harnburg 1976 

IId. 
Nr 

2 

3 

Art der Platze 
bzw Nachfragergruppe 

Ausbildungsplatze im 1 Jahr der 
beruflichen Vollzeltschulen 

Ausbildungsplatze in Berufen nach 
Berufsbildungsgesetz bzw. Hand­
werksordnung und fur den Beruf 
Matrose (vgl. 3.1) 

Ausbildungsplatze in Heilhilfsberu-
fen (sowe1t dual ausgebildet wird) 
und nach Laufbahnrecht (b1s eJn­
schiJeßiJch gehobener D1enst ohne 
Platze fur Fachhochschulabsolven­
ten) 

4 Unversorgte Nachfrager nach be­
trieblichen Ausbildungsplatzen am 
30 9 1976 

5 Arbeitslose am 30. 9. 1976 regJstner­
te Jugendliche, d1e an Ausbildungs­
platzen Interessiert sind und n1cht 
unter IId Nr. 4 erlaßt smd 

6 I Summe 

ln% der 
absolut Gesamt-

nachfrage 

7 743 32,1 

14 159 58,6 

1 454 6,0 

591 2,5 

197 0,8 

24144 100,0 

2. Abschätzung des 1976 zusätzlich wirksam gewordenen 
Ausbildungsplatzangebots 

Um das zusätzlich wirksam gewordene Ausbildungsplatz­
angebot 1976 bzw. das zusätzlich erforderlich gewesene Aus­
bildungsplatzangebot zu erfassen, wird häuf1g das Angebot 
dieses Zieljahres dem des Vorjahres gegenübergestellt. So ist 
z. B. die Aussage zum zusätzlichen Gesamtangebot an be­
trieblichen Ausbildungsplatzen in der Wirtschaft 1977 
(= 92 700 bis 114 700 Ausbildungsplatze) seitens der Arbeit­
geberrepräsentanten 1m Hauptausschuß des Bundesinstituts 
für Berufsbildung 1n d1eser Form dargelegt worden Damit 
wird jedoch das zusätzlich wirksam gewordene oder das zu­
satzlich erforderliche Ausbildungsplatzangebot nur reduziert 
erlaßt. Die Zusatzleistung ergibt sich besser, wenn die Zahl 
der frei werdenden Ausbildungsplatze zum Vergleich heran­
gezogen w1rd. Sie weicht wegen der n1cht gleichbleibenden 
Zahl der Ausbildungsverhaltnisse in den Jahren von dem 
Ergebnis auf Grund des zunächst angefuhrten Rechenver­
fahrens ab. 

Für die Schatzung des 1976 zusatzlieh wirksam gewordenen 
Ausbildungsplatzangebots im vorgeschlagenen Sinne muß 
auf Näherungswerte zuruckgegriffen werden. Nach emer 
Betriebserhebung für das Jahr 1976 wurden in den Bereichen 
Berufsbildung nach dem Berufsbildungsgesetz bzw. der 
Handwerksordnung, duale Ausbildung in Heilhilfsberufen 
und Ausbildung nach Laufbahnrecht (bis einschließlich ge­
hobener Dienst) 14186 Plätze fre1. Diese Zahl hat sich an­
hand der Bestandsstatistiken als plausibel erwiesen. Es ste­
hen somit 14186 freiwerdende Ausbildungsplätze 15 457 (Ta­
belle 1, lfd. Nrn 2, 3) [1] neu besetzten Ausbildungsplätzen 
gegenüber. Die Zahl der Ausbildungsplatze in diesem Be­
reich ist daher um 1271 (= 9 %) ausgewe1tet worden. 

Im Bereich der beruflichen Vollzeitschulen ist als Ergebnis 
festzustellen: 

Tabelle 2: Schuler im 1. Jahr der beruflichen Vollzeitschulen (Jeweils 
Herbst des Jahres) 

Jahr 11973 11976 11974- 1975- 1976- 1976-
1974 1975 1973 1974 1975 Ausgangs-

Jahr [2] 

Anzahl I 5172 5654 6819 1 7743 1 482 1165 924 1688 

1976 waren somit verglichen mit dem Vorjahr 13,5% (= 924 
Schüler), verglichen mit dem Ausgangsjahr 27,7% (= 1688 
Schuler) mehr in beruflichen Vollzeltschulen im ersten Aus­
bddungsjahr. 

Faßt man die beiden Teilergebnisse zusammen, ergibt sich 
1976 insgesamt ein zusätzliches realisiertes Angebot von 2959 
Platzen, d. h. von 12,6% des Gesamtangebots [1]. 

Wendet man das gleiche Verfahren für 1977 an, ist in Harn­
burg bei einer geschatzten Nachfrage nach betrieblichen 
Ausbildungsplätzen i. w. S. von 17 259 (vgl. 3.2) und bei 
13 900 schätzungsweise frei werdenden Ausbildungsplätzen 
ein zusätzliches Angebot von 3359 Ausbildungsplätzen erfor­
derlich (Stand: 20.7 1977). 

3. Zur Aussagekraft der Angebots- und Nachfragedaten im 
Berufsbildungsbericht 

3.1 Analyse der Angebotsdaten 1976 

3.1 1 Analyse der im Berufsbildungsbericht genannten Ange-
botsdaten 

Im Berufsbildungsbericht wird für Harnburg ausgewiesen, 
daß 15 254 neu abgeschlossene Ausbildungsverträge am 
30. 9. 1976 registriert waren. Demgegenüber sind in Tabelle 1 
(lfd. Nr. 2) nur 14159 neu abgeschlossene Ausbildungsver­
hältnisse berücksichtigt, also 1095 weniger 

Zieht man die Jahresschlußstatistiken der Handelskammer 
Harnburg für 1975 und für 1976 heran, läßt sich feststellen 
bzw. abschätzen, daß von den am 31. 2. 1976 für den Han­
delskammerbereich registrierten neuen 8339 Ausbildungs­
verhältnissen 4904 auf das erste und 2340 auf das zweite 
Ausbildungsjahr entfallen. Die verbleibenden 1095 sind im 
wesentlichen Anschlußausbildungsverträge in Stufenausbil­
dungsgangen. Diese Ausbildungsplätze können jedoch bei 
der Gegenüberstellung zu den Schulabgängern nicht berück­
SIChtigt werden. Damit ist das Angebot im Definitionsbereich 
des Berufsb1ldungsberichts, das den Schulabgängern gegen­
übergestellt werden kann, um 7,2% zu hoch angesetzt [3]. 

Auch ist darauf hinzuweisen, daß bei der Handelskammer 
Harnburg bis 1975 einschließlich auch die Umschüler und Re­
habilitanden in der Jahresschlußubersicht der Ausbildungsver­
haltnisse enthalten sind. Daher ist die im Berufsbildungs­
bericht aufgezeigte Entwicklung der Ausbildungsverhältnisse 
(s. dortige Tabelle 2) [4] nicht unproblematisch. Für eine Ab­
schätzung der zahlenmäßigen Bedeutung dieses Faktors für 
Harnburg sei darauf hingewiesen, daß nach der Jahresschluß­
übersieht uber die Ausbildungsverhältnisse aller zuständi­
gen Stellen nach Berufsbildungsgesetz in Harnburg 1975 ins­
gesamt 31 347 Ausbildungsverhältnisse, darunter ca. 1500 
(= 4,8 %) Ausbildungsverhältnisse von Umschülern und Re­
habilitanden, registriert waren. 

Etn we1terer - allerdings in der Bedeutung geringerer -
Fehler der Statistik der Ausbildungsverhältnisse sei ange­
fugt. Während bei der Handelskammer ein Ausbildungsver­
haltnis emes Abiturienten z. B., der eine einjährige Verkür­
zung der Ausbildung nach § 29 Absatz 2 Berufsbildungsge­
setz erhält, statistisch im 2. Ausbildungsjahr erlaßt wird, wird 
bei der Handwerkskammer ein entsprechendes Ausbildungs­
verhältnis im Falle einer einjährigen Verkürzung der Ausbil­
dung nach § 27a Absatz 2 Handwerksordnung im 1. Ausbil­
dungsjahr erlaßt. Schätzungen zum Anteil der Ausbildungs­
verhältnisse mit einjähriger Verkürzung der Ausbildungszeit 
smd daher geringfugig verzerrt. 

3.1.2 Analyse der nicht oder nur eingeschränkt im Berufs-
bildungsbericht dargestellten Angebotsdaten 

Im Berufsbildungsbericht sind von dem in Tabelle 1 erlaBten 
Gesamtangebot an Ausbildungsplätzen 1976 in Harnburg [5] 
14159 (lfd.Nr.2), d.h. 60,1% erlaßt und 39,9% (=9417) 
nicht erlaßt. Soll die vom Ausbildungsplatzförderungsgesetz 
vorgesehene Meßgröße Aussagekraft haben, müssen für den 
n1cht durch das Gesetz erlaBten Teil des Angebots bei der 
Bewertung oder Prognose im Rahmen des durch das Gesetz 
erlaBten Angebots Annahmen einbezogen werden. Im Berufs­
bildungsbericht wird für die Prognose 1977 z. B. ohne aus-
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drückliehe differenzierte Kennzeichnung unterstellt, daß der 
Ausbildungsanteil in beruflichen Vollzeitschulen verglichen 
mit dem Vorjahr ste1gt. Da der Anstieg als so stark unter­
stellt wird, daß die Nachfrage nach betrieblichen Ausbil­
dungsplatzen sinkt (sinkende Verteilungsquote), muß der 
Anstieg bei steigender Gesamtnachfrage nach Ausbildungs­
plätzen starker sein als der Anstieg der Gesamtnachfrage. 
Der Anteil der übrigen nicht vom Gesetz erfaßten Ausbil­
dungsplätze bleibt nach dem Berufsbildungsbericht ohne 
ausdrückliche Nennung konstant. Im öffentlichen Dienst und 
in Heilhilfsberufen müßte daher eine Aufnahme bzw. Ein­
stellung unter Berücksichtigung des Anstiegs der Nachfrage 
erfolgen. 

1976 lag in Harnburg in den Heilhilfsberufen (duale Ausbil­
dung und Berufsfachschulen) und in den Beamtenberufen 
die Gesamtzahl der statistisch erfaßten Ausbildungsverhält­
nisse [6] um 902 (= 17,5 %) unter der Gesamtzahl des Vor­
jahres. Bezieht man diese Senkung auf das Angebot im Defi­
nitionsbereich des Berufsbildungsberichts (Tabelle 1: lfd. 
Nr. 2) beträgt die Minusabweichung bereits 6,4 %. Der Anteil 
der Ausbildungsverhältnisse für diesen Bereich wäre jedoch 
nur aufrechterhalten worden, wenn er entsprechend dem 
Anstieg der Gesamtnachfrage gestiegen wäre. Unterstellt 
man, daß der Anteil des erörterten Ausbildungsbereichs an 
der befriedigten Nachfrage 1975 wie 1976 war [7], so wären 
6,8% der Nachfrage zum Halten des Anteils erforderlich ge­
wesen. Da nach einer Modellrechnung, Harnburg betreffend, 
in Schulen, Betrieben und Verwaltungen von 1975 auf 1976 
die Anzahl der Ausbildungsplätze auf Grund der Nachfrage­
entwicklung insgesamt um 1716 steigen mußte, hätten im er­
örterten Bereich 117 zusätzliche Plätze bereitgestellt werden 
mLissen. Damit ergibt sich eine rechnerische Ungenauig­
keit von 1019 Plätzen (902 Plätze + 117 Plätze). Bezogen 
auf das Angebot im Definitionsbereich des Berufsbildungs­
berichts ist damit eine Minusabweichung von 7,2% gegeben. 

Eine Plusabweichung ergibt sich dagegen bei den beruf­
lichen Vollzeitschulen. Hier wurde die Zahl der aufgenomme­
nen Schüler um 924 bezogen auf das Vorjahr gesteigert 
(= 13,5 %). Da zum Halten des Anteils lediglich eine Steige­
rung um 6,7% erforderlich gewesen wäre, wird ein Teil der 
oben angeführten Minusabweichung durch den schulischen 
Sektor ausgeglichen. Beide Überlegungen sprechen für eine 
breitere Berücksichtigung der Ausbildungsplatze. Für eine 
breitere Erfassung spricht auch das falsche Bild, das über 
die Ausbildungsaktivität einzelner Bereiche entsteht. 

Gleichrangig mit der nur teilweisen Erfassung der Nachfra­
ger- und Anbietergruppen ist die nur teilweise Erfassung 
der unversorgten Nachfrager und der nicht besetzten ange­
botenen Ausbildungsplatze zu sehen. Zunächst ist darauf hin­
zuweisen, daß Berufsberatungs- und Arbeitslosenstatistik 
nicht miteinander abgestimmt sind (vgl. Tabelle 1, lfd. Nrn. 
4, 5). Weiter ist zu beachten, daß nur ca. 60% der Ausbil­
dungsplätze durch das Arbeitsamt vermittelt werden. ln wel­
chem Umfang die Nachfrage erfaßt wird, kann grob auch aus 
der GegenLiberstellung von Schul- und Arbeitsamtsstatistik ab­
gelesen werden: Im September 1976 standen 823 registrierte 
Arbeitslose unter 18 Jahren nach der Arbeitsamtsstatistik für 
Arbeitslose 3021 Arbeitslosen nach der Schulstatistik gegen­
über. Berücksichtigt man, daß in der Berufsberatungsstatistik 
weitere ca. 383 nicht in der Arbeitslosenstatistik des Arbeits­
amts erfaßte Jugendliche erfaßt sind, darf davon ausgegan­
gen werden, daß ca. 1206 beim Arbeitsamt erfaßte "arbeits­
lose" Jugendliche 3021 in der Schulstatistik erfaßten arbeits­
losen Jugendlichen (= 39,9 %) gegenüberstehen. 

3.2 Zur Nachfrageschätzung des Berufsbildungsberichts für 
1977 

Der Berufsbildungsbericht geht davon aus, daß sich die 
Nachfrage nach Ausbildungsplätzen "aus Schulabgängern 
von allgemeinbildenden Schulen, vor allem nach Abschluß 
der Sekundarstufe I und von berufsbildenden Vollzeitschu-

Jen (Berufsgrundbildungsjahr, Berufsfachschule)" [8] zusam­
mensetzt. Nach dem Hinweis, daß d1e Nachfrage wegen 
fehlender Daten zur Zeit n1cht direkt aus den Schulabgän­
gerdaten abgeleitet werden kann, werden vereinfachende 
Annahmen getroffen, um das Übergangsverhalten abzu­
schätzen [9]. Mit Hilfe der Annahme werden für Harnburg 
fur 1977 insgesamt 16 000 Nachfrager nach Ausbildungsplat­
zen im Bereich von Berufsbildungsgesetz, Handwerksord­
nung und Matrosenausbildungsordnung geschätzt. 

Vergleicht man diese - notwendigerweise aus stark verein­
fachten statistischen Unterlagen erarbeitete - Nachfrage­
schatzung mit der Schatzung in Hamburg, so ist die Uberein­
stimmung trotz unterschiedlicher Schätzverfahren groß. Das 
vom Landesausschuß für Berufsbildung in Harnburg gebillig­
te Schätzverfahren fur die Ausbildungsplatznachfrage führt 
1977 in der mittleren Variante zu folgendem Ergebnis: 

Tabelle 3 

Absolventen allgemeinbildender Schulen 
(ohne Abiturienten) 

+ Ab1tunenten, die berufliche Erstausbildungsplätze suchen 
(= 15% der Abiturienten des gleichen Jahres 
ohne vorangehende Berufsausbildung) 

Nachfragersaldo aus Niedersachsen und Schleswig-HolsteJn 
(Größenordnung: 11% der Absolventen 
allgemeinbildender Schulen in Hamburg) 

+ Jugendliche aus beruflichen Vollzeitschulen [10], 
die e1nen Ausbildungsplatz suchen 

= potentielle Ausbildungsnachfrage 

- Aufnahme in berufliche Vollzeitschulen 

- Jugendliche ohne Ausbildungsvertrag 
(12% der Absolventen allgemeinbildender Schulen -
ohne Abiturienten) 

= betriebliche Ausbildungsnachfrage I 

+ Nachfrage sonstiger Bewerber 
(5% der betrieblichen Ausbildungsnachfrage I) 

= beinebliche Ausbildungsnachfrage II 

18 377 

741 

2 021 

5 578 

26 717 

8 075 

2 205 

16 437 

822 

17 259 

Berücksichtigt man die Ausbildungsverhaltnisse in dualer 
Ausbildung in Heilhilfsberufen und 1n Ausbildung nach Lauf­
bahnrecht 1976 (Tabelle 1, lfd. Nr. 3 = 1454) auch für 1977, 
ergeben sich 15 805 Nachfrager nach Ausbildungsplätzen im 
Definitionsbereich des Berufsbildungsberichts. 

Beide Schätzverfahren berücksichtigen als zentrale Größe 
die Absolventen der Sekundarstufe I. Das Verfahren nach 
Berufsbildungsbericht ermittelt darauf aufbauend lediglich 
die Nachfrage nach bestimmten betrieblichen Ausbildungs­
platzen; das Hamburger Verfahren stellt dagegen Gesamt­
nachfrage und Gesamtangebot gegenüber. Weitere Unter­
schiede ergeben sich insbesondere aus der Berücksichtigung 
der beruflichen Vollzeitschulen. So werden bei der Schät­
zung der Ausbildungsplatznachfrage im Berufsbildungs­
bericht direkt [11] nur diejenigen Berufsfachschüler berück­
sichtigt, die eine einjährige Anrechnung auf das Ausbil­
dungsverhältnis haben. Die dafur wichtige vereinfachende 
Annahme, "daß der Besuch von beruflichen Vollzeitschulen 
ein Jahr dauert" [12], stimmt nicht mit dem Ist-Wert in Harn­
burg überein. Gewichtet man die einzelnen Schularten mit 
der Aufnahme 1976, dauert der Besuch beruflicher Vollzeit­
schulen in Harnburg 1,81 Jahre. Die Hamburger Schätzung 
berucksichtigt im übrigen alle Formen der Berufsfachschulen 
gesondert [10]. Unterschiedlich ist auch die Annahme zum 
AbiturientenanteiL Während der Berufsbildungsbericht 5% 
annimmt [13], geht die Hamburger Schätzung von 15% aus. 

Daß die Absolventen der Berufsfachschulen künftig differen­
ziert erfaßt werden sollten, lassen die folgenden Hinweise 
erkennen. Bezieht man in Harnburg die Anzahl Schüler im 
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1 Jahr der beruflichen Vollzeitschulen, d1e Schüler aus der 
Sekundarstufe I aufnehmen [14], auf die Absolventen der Se­
kundarstufe I, stieg der Anteil von 37,1% 1974 über 39,1% 
1975 auf 40,8% 1976 (vgl. auch Tabelle 2). Unter den 1976 
registrierten beruflichen Vollzeitschülern kamen jedoch nur 
14,6% auf Grund des Ausbildungsziels der Schulform n1cht 
mehr fur eine Nachfrage nach beruflicher Erstausbildung in 
Betracht. Weiter ist zu berücksichtigen, daß z. B. bei den 
zweijährigen Handelsschulen 67,2% der Absolventen, bei 
den Hauptschulen aber nur 58,5% der Absolventen zum 
Zeitpunkt der Schülerbefragung 1977 (Stichtag 15. 4.) be­
triebliche Ausbildungsplätze nachfragten [15]. Abgänger aus 
anderen beruflichen Vollzeitschulen, z. B. der Frauenberufs­
fachschule, fragen dagegen kaum betriebliche Ausbildungs­
platze nach. Bedenkt man ferner, daß die einzelnen Formen 
beruflicher Vollzeltschulen je Jahr unterschiedliche Anteile 
haben, so wird die Notwendigkeit, sie differenziert zu beruck­
sichtigen, deutlich. Vorerst fehlen dazu jedoch bundesweit 
entsprechende Daten. 

Nicht erörtert ist bisher, wie treffsicher die der Nachfrage­
schätzung zugrundegelegte Absolventenprognose für die Se­
kundarstufe I ist. Die Prognose der Absolventen wird in der 
Weise vorgenommen, daß das Ubergangs- und Abgangsver­
halten der Schüler in einem bestimmten Jahr empirisch ermit­
telt und dann für die Folgejahre konstant gesetzt wird. 1974 
wurden auf d1ese We1se 17 593 Abganger aus der Sekundar­
stufe I für 1975 prognostiziert. Das Ist-Ergebnis 1975 lautete 
17 043, lag also um 550 (= 3,1 %) niedriger. Dies zeigt, daß 
selbst fur die Schätzung der Absolventen der Sekundar­
stufe I, für die erhebliche Erfahrung vorl1egt, gemessen an 
dem geringen nach Ausbildungsplatzförderungsgesetz vorge­
sehenen Mindestüberhang an Ausbildungsplätzen beachtliche 
Abweichungen von der Ausgangsschätzung zu beachten sind. 

4. Die Prognose des Ausbildungsplatzangebots für den Som­
mer 1976 vom Frühjahr 1976 und das tatsächliche Ausbil­
dungsplatzangebot 1976 

Die zustandigen Stellen in Harnburg haben im Jahre 1976 [16] 
mit finanzieller Unterstutzung des Bundesministeriums fur Bil­
dung und Wissenschaft eine "Totalerhebung" über die im 
Sommer 1976 voraussichtlich freiwerdenden Ausbildungs­
platze und die voraussichtlich angebotenen Ausbildungs­
platze vorgenommen [17]. Danach waren 15 597 Ausbildungs­
platze in den Bereichen Berufsbildung nach den Berufsbil­
dungsgesetz bzw. der Handwerksordnung, duale Ausbildung 
in Heilhilfsberufen und Ausbildung nach Laufbahnrecht (bis 
einschließlich gehobener Dienst) zu erwarten [18]. Aus der 
Erhebung nach Ausbildungsplatzförderungsgesetz zum 30. 9. 
1976 und parallel von der Behörde für Schule, Jugend und 
Berufsbildung für die nicht erfaßten Bereiche erhobenen Da­
ten ergeben sich 16 552 besetzte Ausbildungsplätze. Die Zahl 
lag somit um 6,1 % über dem erwarteten Angebot [19]. Be­
rücksichtigt man auch die dem Arbeitsamt gemeldeten un­
besetzten Ausbildungspliltze, lag das Angebot im Sommer 
1976 7,5% über der Schätzung vom Frühjahr. 

Es bedarf we1terer Untersuchungen, ob das Ergebnis von 
Betriebserhebungen dieser Art - maglieherweise in Abhän­
gigkeit von der konjunkturellen und gesamtwirtschaftlichen 
Entwicklung - tendenziell zur Unterschätzung des tatsäch­
lichen Angebots fuhrt. Ohne das Vorliegen solcher Unter­
suchungsergebnisse oder von Untersuchungsergebnissen aus 
einer Reihe von Jahren wird es für problematisch gehalten, 
solchen Betriebserhebungen Entscheidungsrelevanz zu ge­
ben. 

5. Zu den Aussagen zum Ausbildungsplatzangebot 1977 im 
Berufsbildungsbericht 

Im Berufsbildungsbericht werden auf Grund der Beratung des 
Berufsbildungsberichts im Hauptausschuß des Bundesinsti­
tuts für Berufsbildung für das Jahr 1977 verglichen mit 1976 

insgesamt 92 700 bis 114 700 Ausbildungsplät7e zusätzlich 
in lndustne, Handel, Hotel- und Gaststättengewerbe, Hand­
werk, Landwirtschaft und Öffentlichem Dienst genann• [?0]. 
Eine Reg1onai1Sierung ist nicht vorgenommen. 

Zu d1eser Schätzung 1st darauf hinzuweisen, daß eine dem 
Jahr 1976 vergleichbare Betriebserhebung zur Erfassung des 
voraussichtlichen Ausbildungsplatzangebots für das Jahr 
1977 nicht vorgenommen worden ist, weil - bedingt durch 
die Bestimmungen des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes 
- tendenzielle Uber- und Unterschätzungen des Angebots 
(Erwartungshaltungen) ohne hinreichende Moglichkeit zur 
Klarung der darauf zurückzuführenden Größenordnung hät­
ten auftreten können. Vernachlässigt man d1es, so bleibt 
auch darüber hinaus die Aussagekraft der Schätzung nur sehr 
begrenzt. Dies w1rd erkennbar, wenn zwei Belege für die 
Schätzung, beispielhaft erörtert werden. 

Der Hauptteil der zusätzlichen Platze (ca. 57 %=59 000 Plat­
ze) wird im Handwerk erwartet. Als Beleg wären Hochrech­
nungen des ZDH aufgrund von Erhebungen der Handwerks­
kammer Osnabruck vom Februar 1977 und der Handwerks­
kammer Düsseldorf vom Marz 1977 zu erörtern. Diese Kam­
merbezirke dürften bei der vorliegenden Fragestellung kaum 
repräsentativ für die 43 Handwerkskammern des Bundesge­
b'ets sein. Darauf deutet folgende Uberlegung hin: 

Im Bundesgebiet stieg 1976 die Zahl der Absolventen der 
Sekundarstufe I um 2% [21], in Niedersachsen dagegen 
sank sie um 33% (in Nordrhein-Westfalen Steigerung um 
12,7 %) Damit war d1e Einstellungssituation 1976 insbeson­
dere in Niedersachsen so außergewöhnlich, daß - unter der 
Annahme, der Bezirk Handwerkskammer Osnabrück stelle 
keme Sondersituation in Niedersachsen dar - eine erheb­
liche Steigerungsrate im Bereich der Handwerkskammer Os­
nabrück für 1977 erklärt werden kann. Näheren Aufschluß 
könnte erst eine detaillierte Darstellung des Hochrechnungs­
verfahrens und die Untersuchung von Strukturdaten geben. 

Ein kleinerer Teil der zusatzliehen Platze (ca. 9,3% = 
10 000) soll im Hotel- und Gaststättengewerbe bereitgestellt 
werden. Als Beleg ist eine Hochrechnung einer Umfrage des 
DEHOGA bei 50 Betrieben zu erörtern. Bei der Arbeitsstät­
tenzählung 1970 wurden im Wirtschaftszweig Gaststätten­
und Seherbergungsgewerbe 206 424 Arbeitsstätten [22] fest­
gestellt. Selbst wenn man berücksichtigt, daß die Betriebs­
definition des DEHOGA und der Arbeitsstättenzählung 1970 
nicht gleich sein müssen und se1t 1970 möglicherweise die 
Zahl der Betriebe deutlich zuruckgegangen 1st, bleiben auf­
grund der Gegenuberstellung der beiden Größenordnungen 
(50 Betriebe = ca. 0,025% der Arbeitsstatten) erhebliche 
Zweifel an der Reprasentanz der Aussagen Auch h1er waren 
nähere Klärungen des Erhebungs- und Hochrechnungsver­
fahrens fur eine Beurteilung der Aussagekraft wesentlich. 

Faßt man die Erfahrungen aus der Betriebserhebung 1976 
und die Hinweise zur Schatzung des zusätzlichen Angebots 
1977 zusammen, muß Prognosen zum Ausbildungsplatz­
angebot bisher große Skepsis entgegengebracht werden 

6. Einige Folgerungen für die Angebots-/Nachfrageerfassung 
und -prognose im Berufsbildungsbericht 

Abschließende Folgerungen für den Berufsbildungsbericht 
aus Untersuchungen für einen Teilmarkt wie Harnburg (ca. 
3% der Nachfrage im Definitionsbereich des Berufsbildungs­
berichts) zu ziehen, ist kaum moglich, da dieser so kleine 
Teilmarkt nicht repräsentativ sein dürfte. Einige Hinweise fur 
die kunftige Verbesserung der Aussagegrundlagen sind je­
doch naheliegend: 

1. Die Bestandsdaten fruherer Jahre zur Zahl der Ausbil­
dungsverhältnisse sollten um solche von Umschülern 
und Rehabilitanden bereinigt werden. 

2. Die Erfassung von Jugendlichen, die Ausbildungsplätze 
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wünschen, sowohl in der Berufsberatungsstatistik als 
auch in der Arbeitslosenstatistik, sollte durch ein Ab­
gleichen der beiden Statistiken zu einem insgesamt aus­
sagefähigeren Wert geführt werden. 

3 Eine weitere Verbesserung der Aussagekraft der Stati­
stik beim Arbeitsamt könnte durch Einführen der Melde­
pflicht nach § 9 Arbeitsforderungsgesetz für noch offene 
Ausbildungsplätze zum 15. 7. eines jeden Jahres er­
reicht werden. Allerdings wäre dies nur ein Instrument, 
die Ausbildungsplatzsituation von der Anbieterseite 
transparent zu machen. Eine Auswirkung auf die Zahl 
der Ausbildungsplatze über die vorhandene Ausbil­
dungsbereitschaft hinaus durfte damit kaum zu erreichen 
sein. 

4. Um auf der Nachfrageseite ebenfalls die Aussagekraft 
zu verbessern, könnte mit der allp3hrlich im Herbst 
durchgeführten Schülererhebung an berufsbildenden 
Schulen eine spezielle Fragestellung zum Ausbildungs­
willen für die arbeitslosen Jugendlichen ohne Ausbil­
dungsvertrag eingefuhrt werden. Die Meldung beim Ar­
bertsamt wäre zu berucksichtigen. 

5. Zwischen Arbeitsamtern und beruflichen Vollzeitschulen 
sollten laufend Kontakte ca. zwei Wochen vor Schul­
jahresbeginn intensiviert werden, um Jugendlichen, die 
in der Berufsberatungs- oder Arbeitslosenstatistik als 
Nachfrager von Ausbildungsplätzen erlaßt sind, im Rah­
men der dann noch vorhandenen Möglichkeiten eine 
schulische Ausbildung anzubieten. Zugleich wäre eine 
"Beratungswelle" der Bundesanstalt für Arbeit in den 
Klassen der Jugendlichen ohne Ausbildungsvertrag ge­
boten, um das vorhandene Restangebot und die vorhan­
dene Restnachfrage nach Ausbildungsplätzen miteinan­
der verknupfen zu können. 

6. Erforderlich wäre, bei den neu abgeschlossenen Aus­
bildungsverhältnrssen die Zahl der Anschlußausbildungs­
verträge in der Stufenausbildung nach Abschluß der 
1. Stufe von den übrigen neuen Ausbildungsverhaltnissen 
getrennt zu erfassen. Ebenso sollte über die Eintragungs­
praxis bei der Verkürzung der Ausbildungszeit Einver­
nehmen erzielt werden. 

7. Weiter müßten die neuen Ausbildungsvertrage derjeni­
gen Auszubildenden gesondert ausgewiesen werden, 
die nicht unmittelbar nach Absolvieren einer allgemein­
oder berufsbildenden Schule in die Ausbildung eintre­
ten [23]. Eine Erhebung dieses Merkmals ist durch das 
Ausbildungsplatzförderungsgesetz nicht vorgesehen. Da­
her Iage eine Absprache mit den zuständigen Stellen 
nach Berufsbildungsgesetz nahe. 

8. Als notwendig wird es auch angesehen, die Ausbildungs­
platze in beruflichen Vollzeitschulen, Heilhilfsberufen und 
nach Laufbahnrecht für die Analyse und Prognose im 
Sinne des Ausbildungsplatzförderungsgesetzes mit ein­
zubeziehen, da die Veranderung in diesem bisher nur 
begrenzt im Berufsbildungsbericht berücksichtigten Be­
reich quantitativ größer als die vom Gesetz vorgesehene 
Angebotsüberdeckung sein kann. 

9. Bei den jährlich durchgeführten Schülerbefragungen zur 
Ausbildungsplatzsituation sollten dre Antworten für die 
einzelnen Formen beruflicher Vollzeitschulen differen­
ziert ausgewiesen werden. Geschieht das in gleicher 
Weise mit den Absolventenprognosen für berufliche Voll­
zeitschulen, wäre eine angemessene Berücksichtigung 
der Absolventen der einzelnen Schulformen bei Schät­
zungen möglrch. Zur weiteren Absicherung der Schät­
zung würde es bertragen, wenn in der Statistik nach 
Ausbrldungsplatzförderungsgesetz ebenfalls eine Diffe­
renzierung in der angesprochenen Form vorgenommen 
würde. Die Quoten der Nachfrage nach betrieblicher 
Ausbildung aus der Schulerbefragung sollten wegen der 

Sicht der antwortenden Schüler auf die gesamte .,be­
triebliche" Ausbildung (Tabelle 1, lfd. Nrn. 2 und 3) be­
zogen werden. 

10. Bei Entscherdungen nach Ausbildungsplatzförderungs­
gesetz zur Ausbildungsplatzförderung sollte aufgrund 
der unsicheren Prognosedaten für das künftige Angebot 
das Ergebnrs zum 30. 9. des Vorjahres vorläufig das 
größere Gewicht erhalten. 

Anmerkungen 

[1] Der Bereich Matrosenausbildung (156 besetzte Platze) ist dabe1 
wegen unzureichender Erfassung in den Bezugsdaten vernach­
lasslgt. 

[2] Das Ausgangsjahr erg1bt sich aus der Dauer der Ausbildung in 
der jewei11gen Schulform; z B beim Berufsgrundblldungsjahr 1st 
das Jahr 1975 Ausgangsjahr, be1 der zweljah"gen Hoheren Han­
delsschule das Jahr 1974, be1m Wirtschaftsgymnasium das Jahr 1973 

[3] Im Berufsb1ldungsbe"cht 1977, herausgegeben vom Bundesminister 
fur Bildung und Wissenschaft, künftig z1t1ert als BBB, Se1te 18, 
Wird bere1ts darauf hingewiesen, daß e1ne Uberprufung des er­
mittelten Gesamtangebots an Hand der Jahresschlußergebnisse A 
vorgesehen ist. • 

[4] BBB, Seite 12 

[5] Fur Auszubildende nach dem Krankenpflegegesetz und dem Heb­
ammengesetz werden m Harnburg Ausbildungsvertrage nach 
Berufsbildungsgesetz abgeschlossen. Sie smd dennoch n1cht 1m 
Berufsb1ldungsbe"cht berucks1chllgt 

[6] Fur das Jahr 1975 l1egt keme Differenzierung der Zahl der 
Ausbildungsplatze auf d1e Ausbildungsjahre vor. Es Wird unter­
stellt, daß das Abs1nken der Gesamtzahl auf das erste Ausbil­
dungsjahr entfallt. 

[7] Wegen der Senkung des Ausbildungsplatzangebots von 1975 auf 
1976 durfte der Ante11 1975 tatsachlich höher gelegen haben 

[8] BBB, Seite 22 

[9] BBB, Se1te 24 

[10] Auf e1ne Darstellung der Einzelannahmen, die je Schulform, teil­
weise zusatzlieh nach Fach"chtungen differenziert, erforderlich 
waren, Wird verzichtet 

[11] werden auch andere Berufsfachschuler, Jedoch ohne d1e 
Besonderheiten der emzelnen Schulformen, berucks1cht1gt 

[12] BBB, Se1te 24. 

[13] Be1 der Landerschatzung 1st auf Grund des Ermittlungsverfahrens 
diese Annahme n1cht ausdrucklieh emgeflossen 

[14] 1976 waren 232 der in Tabelle 2 genannten Berufsfachschüler in 
emer Schulform. d1e Hochschulreife voraussetzt 

[15] Vernachlass1gt werden d1e zu d1esem Zeltpunkt noch unentschlos­
senen Schulabganger. "Bet"ebl1che Ausbildungsplatze" wird dabei 
als Oberbeg"ff fur Ausbildungsplatze 1m Rahmen von BB1G-, 
HwO-, Matrosen-, duale Heilh1lfsberufs- und Laufbahn-Ausbildung 
verstanden 

[16] Handelskammer Harnburg bere1ts Jahreswende 1975/76. 

[17] Gle1chge"chtete Erhebungen fanden auch 1n anderen Bundes­
landern statt, jedoch in der Regel n1cht als Totalerhebung und 
nicht in der Ausbildungsberufsbreite 

[18] Erst- und Anschlußausbildungsvertrage 1n der Stufenausbildung 
wurden n1cht unterschieden. 

[19] Die Verzerrung wegen Doppelzählungen be1m Neuangebot w1rd 
vernachlässigt 

[20] BBB, Seite 27, die im folgenden angesprochenen Probleme sind 
auch 1m Hauptausschuß des BundeslnS!iluts fur Berufsbildung 
erörtert Zugleich ist darauf hinzuwe1sen, daß d1e Erklarung der 
Organ1sat1onen der Wirtschaft von der Bundesregierung als Vor­
ausschatzung unter den Normen des Ausbildungsplatzforderungs­
gesetzes, also nicht als unverbindliche Aussage bewertet wird 
(vgl BBB, Se1te 29). D1e erörterten Belege werden nach den 
Diskussionen im Hauptausschuß durch entsprechende Tendenz­
informatiOnen aus anderen Reg1onen gestutzt 

[21] H1er und in den folgenden Zahlen e1gene Ermittlungen nach 
KMK Dok 50 vom Ma1 1976 (m1t nachtragliehen Korrekturen) 

[22] StatiStisches Bundesamt, Fachserie C, Unternehmen und ArbeitS­
staUen, Heft 3, Arbeitsstauenzählung vom 27. 5 1970, Seite 34 

[23] Be1 dem 1m Berufsbildungsbericht angewendeten Rechenverfahren 
zur Nachfrageschatzung werden s1e nur impliZit beruckslcht1gt 
Wegen der erwarteten Unterschiede der Großenordnung 1m Zelt­
ablauf Wird d1es fur n1cht hinreichend gehalten 
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Sigrid Damm-Rüger 

Oberbetriebliche Ausbildungsstätten im dualen System -
Informationen zum Lernort überbetrieblicher Ausbildungsstätten 

Eines der Teilprojekte im Forschungsprogramm des Bundes­
instituts für Berufsbildung (BIBB) hat sich in Anbetracht der 
erheblichen öffentlichen Mittel, die zum Bau und Ausbau, zur 
Ausstattung und Unterhaltung überbetrieblicher Ausbildungs­
stätten zur Verfügung standen und stehen, die Aufgabe ge­
stellt, die Effizienz überbetrieblicher Ausbildungsstätten im 
Hinblick auf ihren Beitrag zur Stabilisierung (Erhaltung/Erhö­
hung) des Ausbildungsplatzangebots zu untersuchen. 

Der nachfolgende Beitrag ist ein Auszug aus der noch an­
dauernden Arbeit der Verfasserin dieses Projektes, er soll 
einen Oberblick über Aufgabenstellung, Größenordnung und 
Entwicklung des Bereichs überbetrieblicher Ausbildungs­
stätten und -plätze geben. 

1. Die Aufgabenstellung der überbetrieblichen Ausbildungs­
stätten in der dualen Berufsausbildung [1] - nach dem 
Berufsbildungsgesetz (BBiG) 

Nach herrschendem Rechtsverstandnis ist der Ausbildende 
als Vertragspartner des Auszubildenden aufgrund des 
Rechtsverordnungscharakters der Ausbildungsordnungen voll 
verantwortlich fur die vollstandige Berufsausbildung. Das 
he1ßt, es 1st davon auszugehen, daß 

in der Ausbildungsordnung alle Fertigkeiten und Kennt­
nisse aufgeführt sind, die Gegenstand der Berufsausbil­
dung sind und 

der Ausbildende verpflichtet ist, dafür Sorge zu tragen, 
daß dem Auszubildenden alle im Ausbildungsberufsbild 
und Ausbildungsrahmenplan genannten Ausbildungs­
inhalte vermittelt werden. 

Dementsprechend hat die Berufsschule eine die betriebliche 
Berufsausbildung unterstützende Funktion (vgl. Landesschul­
gesetze) und die überbetriebliche Ausbildung eine ergänzen­
de Funktion. Wenn der Betneb nicht in der Lage ist, eine 
vollständige Berufsausbildung zu vermitteln, oder wenn es 
zweckmäßig erscheint, können nach den §§ 22 (2) und 27 
BBiG und § 23 HwO Teile des Ausbildungsinhalts einer Aus­
bildungsordnung in Liberbetrieblichen Ausbildungsstätten ver­
mittelt werden. ln der Begründung der Bundesregierung zu 
ihrem Gesetzentwurf vom 16 4. 1975 für ein neues Berufs­
bildungsgesetz wurde die lediglich ergänzende Funktion der 
uberbetrieblichen Ausbildung deutlich hervorgehoben: "Als 
Ersatz der betrieblichen Berufsausbildung soll die überbe­
triebliche Ausbildung nur in Ausnahmefällen dienen" (vgl. 
Begrundung zu § 4). 

2. Arten überbetrieblicher Ausbildungsstätten 

Unter Bezug auf die Vielfalt - auch der Bezeichnungen 
überbetrieblicher, außerbetrieblicher und außerschulischer 
Emnchtungen der beruflichen Bildung wird häufig die Frage 
gestellt: Sind überbetriebliche Ausbildungsstätten, Gemein­
schaftslehrwerkstatten, uberbetriebliche Unterwe1sungs- oder 
Übungsstätten, Berufsbildungswerke, Berufsförderungszen­
tren und außerschulische Ausbildungszentren das gleiche -
worin gleichen sie sich, worin unterscheiden sie sich grob 
umrissen? 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft (BMBW) 
hat folgende Abgrenzung zwischen überbetrieblichen Aus­
bildungsstätten und anderen Einrichtungen der beruflichen 
Bildung festgestellt: 

"Von betriebseigenen Lehrwerkstätten und Ausbildungsstallen 
unterscheiden sich uberbetriebl1che Ausbildungsstätten darin, daß 

sie nicht an ein bestimmtes Unternehmen gebunden smd Schul· 
werkstalten und andere entsprechende E1nnchtungen gelten un· 
beschadet ihrer Trägerschaftsform (Schulträger) als Liberbetrieb­
liche Ausbildungsstätten, sowe1t Sie von den Trägern der Berufs­
ausbildung (Betnebe, Innungen, Kammern) aufgrund emer Verein· 
barung (Nutzungsvertrag) m1tgenutzt werden" [2] 

Folglich zählen Gememschaftslehrwerkstätten der Industrie, 
handwerkseigene überbetriebliche Unterweisungs- oder 
Ubungsstätten, Berufsbildungswerke, Berufsförderungszen­
tren, außerschulische Ausbildungszentren u. a zu den über· 
beineblichen Ausb1ldungsstätten, weil bzw. sofern sie in in·· 
stitutional1s1erter Form von den gesetzlichen Tragern der 
Berufsausbildung überbetrieblich genutzt werden, sei es für 
Maßnahmen der überbetrieblichen Erganzungsausbildung, 
sei es flir andere Maßnahmearten (wie Umschulungs- und 
Fortbildungslehrgänge, Prüfungen, berufsvorbereitende Lehr­
gange). 

Liste der Bildungsstättenträger 

Q) 

a. 
a. 

Innerhalb dieser Trägergruppen 
Ci; können Träger sein: 
Ol 

''" 

""' Ci; 
;: 
"0 
c 
ca 
I 

Q) 

.::: 
iii 
::l 
"0 
c -

c 
0 

Ci; 
a. 
0 
0 

Q) 

Ol 

c 
0 

"' 

Handwerkskammer 
Kreishandwerkerschaft 
Innung 
Land es innungsverband 
Bundes1 n n ungsverband 
uberfachl1che Kooperation (z. B 
u Innung) 
fachliche Kooperation (z B. 
mehrere Innungen) 

HK 

sonstige Kooperationen mnerhalb 
des Handwerks (z B. emgetragener 

I Verein, da n1cht immer bekannt 1st, 
welche Mitglieder diesem Verein 
angehören) 

lndustne- und Handelskammer 
Fachverband 
uberfachl1che Kooperation 
fachliche Kooperat1on 
sonstige Kooperation innerhalb 
der Industrie (z B. e. V., einge-
tragenerVerein mit der o a. 
Begrlindung) 

Kooperation Handwerk/Industrie 
Kooperation Handwerk/Kommunal-
verband 
Kooperat1on lndustne/Kommunal-
verband 
Kooperation Handwerk/lndustne/ 
Kommunalverband 
sonstige Kooperationen 

berufliche Schulen {d h. Berufs-
schule, Berufsfachschule o. ä) 
andere Schulen (z. B. Hauptschule) 
Deutscher Verband f Schweißtechnik 
Deu!a 
öffentlicher D1enst (Bahn, Post) 
sonstige Träger 
Kommune, Land 

Uberbetnebl1che Ausbil­
dungsstätten mit dieser 
Trägerschaft sind [4]: 

handwerkseigene 
überbetriebliche 
Ausbildungsstätten 

Gemeinschafts· 
Iehrwerkstätten 
(der Industrie) 

in Kooperation getragene 
und genutzte überbe-
triebliehe Ausbildungs-
stallen 

durch vertragliche 
Verembarung von der 
Wirtschaft, vor allem vom 
Handwerk, als uberbe-
tnebl1che Ausbildungs-
stallen genutzte berufl1-
ehe Bildungsstätten 
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in der Regel unterscheiden sich die Gemeinschaftslehrwerk­
stätten der Industrie und die überbetrieblichen Unterwei­
sungs- und Übungsstätten des Handwerks von den Berufs­
bildungswerken, Berufsförderungszentren und außerschuli­
schen Ausbildungszentren verschiedener Träger durch unter­
schiedliche Hauptaufgaben. Während traditionellerweise die 
Hauptaufgabe der industriellen Gemeinschaftslehrwerkstät­
ten und handwerkseigenen uberbetrieblichen Unterweisungs­
und Übungsstatten die Ergänzung der Erstausbildung der Be­
triebe darstellt (durch Ubernahme bzw. Vertiefung von Tei­
len der Ausbildungsordnung), ist die Hauptaufgabe der Be­
rufsbildungswerke, Berufsförderungszentren und außerschu­
lischen Ausbildungszentren die Vermittlung einer vollen 
außerbeineblichen und außerschulischen Berufsausbildung 
(letzteres in Verbmdung mit Teilze:tbeschulung). 

Die Vtelfalt in Art und Umfang von Aufgaben und Nutzung 
überbetrieblicher Ausbtldungsstatten einerseits und der ge­
genwärttge Stand der Erkenntnisse andererseits erlauben 
noch keine andere sinnvolle Klassifizierung überbetrieblicher 
Ausbildungsstatten als nach der Trägerschaft [3]. 

3. Bestand und Nutzung überbetrieblicher Ausbildungsstätten 

Die folgenden Zahlen und Ausführungen sollen einen unge­
fähren Eindruck von der Größenordnung des Bereichs der 
Liberbetrieblichen Ausbildungsstatten vermitteln und - so­
weit erkennbar - trendartige Entwicklungen aufzeigen. Die 
Zahlen stammen aus empirischen Erhebungen zur Bestands­
aufnahme inner- und/oder überbetrieblicher Ausbtldungsstät­
ten, hauptsächltch aus der neuesten Erhebung zu diesem 
Thema, und zwar aus der "Bestandserhebung über über­
betriebliche Ausbildungsstätten" des Heinz-Piest-lnstituts (bei 
allen oben in der Ltste genannten Tragergruppen) 1975, die 
im Auftrag und unter ständiger Abstimmung mit dem BMBW 
durchgeführt wurde (s. Anmerkung [3]). 

Die Tabellen 1 und 2 zeigen, 

daß der Ausbildungsbereich Handwerk dte meisten eige­
nen überbetrieblichen Ausbildungsstätten und die mei­
sten Werkstatt- und Unterrichtsplätze besttzt, 

daß das Handwerk darüber hinaus auf eine erhebliche 
Zahl von Liberbetriebltchen Ausbildungsstatten mit Werk­
statt- und Unterrichtsplätzen angewtesen ist, die nicht 
handwerkseigen sind (s. Anmerkung [5] zu "sonstige" 
Btldungsstatten), 

daß die Gememschaftslehrwerkstatten fur die Auszubil­
denden der Industrie quantitativ von geringer Bedeutung 
sind und 

daß die von den Tragern verschiedener Wirtschaftsgrup­
pen kooperativ getragenen überbetrieblichen Ausbil­
dungsstätten noch relativ selten sind, obwohl sie nach 
den Förderungsrichtlinien des BMBW [6] vorrangig gefor­
dert werden. 

Tabelle 1: Zahl der uberbetriebl1chen Bildungsstatten m der Bundes­
republik Deutschland (1975, d. Verf.) und d1e Verteilung auf Tragar­
gruppen (vorlauf1ge Ergebn1sse) 

Land I 
Zahl der Bildungsstätten 

gesamt Hdw I lnd I Koop I son-. · st1ge [5] 

Baden-Wurttemberg 111 31 6 3 71 
Bayern 118 59 5 2 53 
Berlm 9 7 - 1 1 
Bremen 2 2 - - -
Harnburg 27 20 - 1 6 
Hessen 67 27 6 3 31 
NIedersachsen 79 44 2 - 33 
Nordrhe1 n-Westfalen 179 82 14 3 80 
Rheinland-Platz 50 16 12 3 19 
Saarland 10 6 1 - 3 
Schlesw1g-Holstein 46 20 3 - 23 

BRD 698 1 314 1 49 16 1 320 

Quelle Nowak, Helga. Bestandserhebung uber uberbetnebl1che Aus­
blldungsstatten. Vorlauf1ger Bencht, Hannover Juni 1976 (Stu­
die am He1nz-P1est-lnstitut fur Handwerkstechnik an der Tech­
nischen Un1vers1tat Hannover), S. 25, Tabelle 1 

Tabelle 2: Zahl der Unterrichts- und Werkstattplätze 1n uberbetrieb­
llchen Ausblldungsstatten der Bundesrepublik Deutschland (1975, d 
Verf) nach Tragergruppen differenZiert (vorlauf1ge Ergebnisse) 

Trag er-
Zahl der Zahl der Summe der 

Unternchisplatze Werkstattplatze Werkstattplatze 
gruppe 

Betr Bau Plan Betr Bau Plan Betr Bau Plan 

Hand- rd 
werk 19 180 1 563 3388 25 486 2 680 6 816 35 000 

lndustne 2 575 282 786 4 224 578 1139 rd. 
6 000 

Koopera- 1 307 346 - 1 972 572 22 rd. 
t1onen 2 600 

sonstige 8 467 95 1 991 19 592 737 1 511 rd. 
22 000 

Summe 31 529 2 286 6 165 51 274 4 567 9 488 
rd. 

65 600 

Quelle Nowak, Helga; a. a. 0., S 27, Tabelle 3; von der Ver!. erwei­
tert um d1e Summenspalte fur die Werkstattplatze 1n Betneb, 
Bau und Planung. 

Tabelle 3: Zahl der Unterrichts- und Werkstattplatze 1n uberbetneb­
llchen Bildungsstallen (1975, d. Ver!.) nach Landern d1fferenz1ert (vor­
lauflge Ergebnisse) 

Land I 
Zahl der I Zahl der 

Unternchisplätze Werkstattplatze 
Betr Bau Plan Betr Bau Plan 

Baden-Wurlt. 2 887 511 380 6 420 1197 1 389 
Bayern 5 748 624 568 9 242 928 563 
Berlm 1 343 - - 1 074 - -
Bremen 416 - 240 477 35 656 
Harnburg 1 740 - 72 1 566 - 208 
Hessen 2 715 306 210 5 022 274 993 
NIedersachsen 4 589 297 817 6 910 534 912 
Nordrh -West!. 7 530 244 2 713 11 372 524 3 337 
Rhe1nland-Pfalz 1 526 304 30 4 083 757 126 
Saarland 629 - 330 819 150 270 
Schlesw -Holst. 2406 - 805 4 289 168 1034 

BRD 131 529 2 286 6 165 1 51 274 4 567 9 488 

Quelle. Nowak, Helga; a a 0, S 28, Tabelle 4. 

Eine Zusammenschau der Tabellen 1, 2 und 3 zeigt, daß 
Nordrhein-Westfalen, Bayern und Baden-Württemberg im 
Hinblick auf die Zahl Liberbetrieblicher Ausbildungsstätten an 
der Spitze stehen, während die Stadtstaaten ganz hinten lie­
gen, daß aber die Länder Niedersachsen und Hessen stark 
nachziehen, wenn man die Werkstatt- und Unterrichtsplatz­
zahl betrachtet. Es wäre zu prüfen, ob letzteres damit erklärt 
werden kann, daß manche Länder 1m Vergleich zu anderen 
zwar eine geringere Zahl an überbeineblichen Ausbildungs­
stätten besitzen, dafur aber insgesamt mehr größere über­
betriebliche Ausbildungsstätten mit einer entsprechend h6-
heren Kapazitat. 

Bedenkt man, daß die Berufsschulen, dte bisher den größten 
Teil, namlich 80%, der nichthandwerkseigenen ("sonstigen") 
überbeineblichen Werkstatt- und Unterrichtsplätze stellten [7], 
im Zuge der Emfuhrung des Berufsgrundbildungsjahres (BGJ) 
ihre Platze mehr und mehr selbst voll nutzen werden und 
zieht man in Betracht, daß die betriebliche Spezialisierung 
und/oder Arbettsteilung und/oder Mechanisierung/Automati­
sierung und damit die Notwendigkeit wie auch Dauer über­
betrieblicher Ergänzungsausbildung zunehmen wird, so fällt 
die Dtfferenz zwtschen den existenten handwerks- und indu­
stneetgenen überbeineblichen Ausbildungsplätzen und ihrem 
geschätzten Bedarf auf [8]· 

1975 standen rd. 30 000 vorhandenen industrie- und hand­
werkseigenen überbeineblichen (Werkstatt-)Ausbildungsplät­
zen (s. Tabelle 2) 

- 50 000 im Btldungsgesamtplan fur 1975 geforderte Plätze 
gegenüber [9]; aus Tabelle 2 läßt sich schlußfolgern, daß 
- zahlt man zu diesen 1975 existenten 30 000 Plätzen 
die rd. 11 000 im Bau und in der Planung befindlichen in­
dustrie- und handwerkseigenen überbetrieblichen Ausbil­
dungsplätze hinzu- etwa 1978 
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rd. 41 000 uberbetriebliche Plätze in Trägerschaft von 
Handwerk und lndustne vorhanden sein werden, denen 
gegenüberstehen. 

- 150 000 1m Bildungsgesamtplan für 1980 geforderte Plät­
ze [10], 

- 50 000 im Stufenplan zu Schwerpunkten der beruflichen 
Bildung als unterer Grenzwert des Bedarfs für 1978 an­
gegebene Platze [11] und 

- 60 000 vom Heinz-Piest-lnstitut in einer Bedarfsvoraus­
schätzung errechnete notwendige überbetriebliche Plätze 
für Handwerk und Industrie [12] bei einer Inanspruch­
nahme von 6 Wochen im 1 Ausblidungsjahr, 4 Wochen im 
2. und 2 Wochen im 3. Ausbildungsjahr [13], 

- 140 000 Plätze bei einer Inanspruchnahme von 12 Wochen 
1m 1. Ausbildungsjahr, 8 Wochen im 2. und 4 Wochen 
1m 3. Ausbildungsjahr, 

- 240 000 Platze bei emer Inanspruchnahme von 20 Wochen 
1m 1. Ausbildungsjahr, 12 Wochen im 2. und 8 Wochen 
1m3. Ausbildungsjahr [14] 

Überbetriebliche Ausbildungsstätten sind bisher fast aus­
schließlich fLir den Bere1ch gewerblich-technischer Ausbil­
dungsberufe entstanden; der Hauptanteil uberbetrieblicher 
Ausbildungsmaßnahmen entfällt auf die Ausbildungsberufe 
im Sektor Elektro/Metall. Im kaufmännischen Bereich findet 
überbetriebliche Ausbildung - in insgesamt relativ schwa­
chem Umfang - in betriebseigenen Scheinfirmen, in Lehr­
gangen der Industrie- und Handelskammern, in Lehrgängen 
bestimmter Herstellerfirmen (z. B. fur den EDV-Bereich), in 
Lehrgängen befreundeter und/oder assoziierter Unterneh­
men, in Lehrgangen beruflicher Schulen (z. B. Buchhandler­
schule Frankfurt/Main) u. a. statt. 

Nach der vorletzten Bestandsaufnahme überbetrieblicher Aus­
bildungsstätten des Heinz-Piest-lnstituts im Jahre 1972 im 
Handwerksbereich betragt die durchschnittliche gegenwar­
tige Nutzung handwerkseigener uberbetnebl1cher Ausbil­
dungssteilten für d1e Ergänzung der betrieblichen Erstausbil­
dung nur rd. 70 %, das sind ca. 28 Wochen pro Jahr bei 
einer theoretisch möglichen Nutzungsdauer handwerkseige­
ner überbetrieblicher Ausbildungsstätten von 40 Wochen pro 
Jahr; die durchschnittliche jährliche Nutzung nichthandwerks­
elgener überbetneblicher Ausbildungsstallen rd. 45 %, also 
18 Wochen pro Jahr [15]. 

Nach der gleichen Erhebung beträgt der Bundesdurch­
schnittswert für die Dauer der uberbetrieblichen Ausbildung 
jedes Auszubildenden im Handwerk in handwerkseigenen 
uberbetrieblichen Ausbildungsstallen 1,8 Wochen pro Jahr 
[16]; nach den Angaben des BMBW jedoch nur wenige Tage, 
allenfalls 2 bis höchstens 6 Wochen für die gesamte Ausbi!­
dungszeit, und zwar für Lehrgange in Form von 

- kurzen Einfuhrungskursen zu Beginn der Lehrzeit, 

- systematischen Lehrgangen 1m Verlauf der Lehrzeit (z. B. 
Lehrgange im Schwe1ßen oder Schmieden) und 

- Vorbereitungskursen auf die Abschlußprüfung, 

wobei das Schwergewicht auf der Vermittlung von berufs­
spezifischen Fertigkeiten und Kenntnissen über neue Werk­
stoffe und Arbeitstechniken liegt [17]. 

Über die durchschnittliche Dauer der Ausbildung gewerblich 
Auszubildender in Gememschaftslehrwerkstätten l1egen bis­
her noch keine empirischen Ergebnisse vor. in Anlehnung 
an die Untersuchungsergebnisse der Arbeitsstelle für Be­
triebliche Berufsausbildung (ABB) über die Verweilzeit in 
betrieblichen industriellen Lehrwerkstätten [18] läßt sich je­
doch vermuten, daß der Schwerpunkt der Dauer überbetrieb­
licher Ausbildung pro Auszubildenden und bezogen auf die 
gesamte Ausbildungszeit in Gemeinschaftslehrwerkstätten er­
heblich hoher liegt als m überbetrieblichen Ausbildungs­
stallen des Handwerks 

4. Die zahlenmäßige Entwicklung überbetrieblicher Ausbil-
dungsstätten 

Während nach der Erhebung des Instituts für Berufserzie­
hung im Handwerk 1951/52 noch von insgesamt 885 überbe­
trieblichen Ausbildungsstätten des Handwerks nur 73 -
also kaum 10% - handwerkseigene uberbetriebliche Aus­
bildungsstätten waren und 812 vom Handwerk lediglich ge­
nutzte Schulwerkslatten [19], so hat sich dieses Bild doch in­
zwischen gründlich gewandelt. Die Ergebnisse aus den Erhe­
bungen des Heinz-P1est-lnstituts zum Bestand Liberbetneb­
licher Ausbildungsstätten von 1972 und von 1975 zeigen vor 
allem, daß 

- die Zahl handwerkseigener überbetrieblicher Ausbildungs­
stätten seit 1951/52 erheblich gestiegen ist, und zwar bis 
1972 auf 401; zwischen 1972 und 1975 ist die Zahl aller­
dings wieder auf 314 abgesunken, 

die Zahl der n!chthandwerkseigenen, vom Handwerk ge­
nutzten überbetrieblichen Ausbildungsstätten seit 1951/52 
stark gesunken 1st, und zwar von rd. 800 in 1951/52 auf 
rd. 470 1n 1972 und schließlich 320 in 1975, 

- dam1t seit mindestens 1975 die Zahl handwerkseigener 
überbetrieblicher Ausbildungsstätten (314) ungefähr gleich 
groß 1st wie die der nichthandwerkseigenen (320), 

- wahrend d1e Zahl der handwerkseigenen überbetrieb­
lichen Ausbildungsstallen zwischen 1972 und 1975 gesun­
ken 1st (von 401 auf 314), d1e Zahl der Platze in hand­
werkseigenen überbetrieblichen Ausbildungsstätten 1m 
gleichen Zeitraum bemerkenswert gestiegen ist, und zwar 
von rd. 19 900 auf rd. 25 500 [20]. 

Ganz offensichtlich ist also für das Handwerk die Bedeutung 
überbetrieblicher Ausbildung gewachsen. Das wird deutlich 
aus dem Anstieg der Zahl handwerkseigener überbetrieb­
licher Ausbildungsstätten. D1e zwischen 1972 und 1975 sin­
kende Zahl handwerkseigener überbetrieblicher Ausbildungs­
stätten steht dazu nicht im Widerspruch; im Zusammenhang 
mit dem gleichzeitigen Anwachsen der Werkstattplätze in 
handwerkseigenen uberbetrieblichen Ausbildungsstätten 1st 
s1e vielmehr nach Meinung des Heinz-Piest-lnstituts als Trend 
zu größeren Ausbildungsstätten und zur Zusammenlegung 
mehrerer kleiner zu einer größeren überbetrieblichen Ausbil­
dungsstätte im Handwerk zu werten [21]. 

D1e Gemeinschaftslehrwerkslatten haben eine ähnliche Ent­
wicklung genommen wie die handwerkseigenen überbetrieb­
lichen Ausbildungsstätten. Zwischen 1963 und 1971 stieg die 
Zahl der Gemeinschaftslehrwerkstätten (einschließlich Lehr­
bauhöfen) von 35 zunächst auf 78, bis 1975 sank sie dann 
jedoch wieder auf nurmehr 49 [22]. 

Ob allerdings wie im Bereich des Handwerks damit auch 
gleichzeitig ein Trend zu größeren Ausbildungsstätten ver­
bunden ist, was sich zeigen müßte in einer gestiegenen Zahl 
von Werkstattplatzen (und Unterrichtsplatzen) in Gemein­
schaftslehrwerkstätten, wäre erst noch zu untersuchen. 

5. Die Entwicklung der öffentlichen Finanzierung überbetrieb­
licher Ausbildungsstätten als Ausdruck zunehmender öf­
fentlicher Verantwortung für die berufliche Bildung 

Die Mittel für die Errichtung und Unterhaltung überbetrieb­
licher Ausbildungsstallen werden sowohl von der freien Wirt­
schaft und ihren Organisationen als auch von der offent­
liehen Hand aufgebracht. Mit den öffentlichen Mitteln werden 
entweder uberbetriebliche Ausbildungsstätten in staatlicher 
Tragerschaft gebaut und unterhalten (z. B. in der Landwirt­
schaft) oder uberbetriebliche Ausbildungsstätten der freien 
Wirtschaft bezuschußt. Ein Teil der Zuschüsse dient der Fi­
nanzierung von Investitionen (Bau/Ausbau); der andere Teil 
ist an die Durchführung überbetrieblicher Lehrgänge gekop­
pelt, soll die laufenden Kosten neu errichteter oder erwei­
terter uberbetrieblicher Ausbildungsstätten decken helfen 
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und die Nutzung leerstehender überbetrieblicher Ausbil­
dungsstatten fördern. 

Die öffentlichen Gelder stammen aus unterschiedlichen 
Haushaltstiteln, im wesentlichen aus 

- der Titelgruppe zur "Förderung uberbetrieblicher beruf­
licher Ausbildungsstätten" im Ordentlichen Haushalt des 
BMBW, 

- dem Konjunkturprogramm der Bundesregierung vom De­
zember 1974, 

- dem Rahmenplan zur "Gemeinschaftsaufgabe Verbesse­
rung der regionalen Wirtschaftsstruktur" (GVW) des Bun­
des und der Länder, 

den Mitteln zur Zonenrandförderung, 

den Gewerbeförderungsmitteln des Bundes (BMWi) der 
im Rahmen des ERP-Sondervermögens und der Gewerbe­
forderungsmitlei fur das Handwerk, 

den Gewerbe- und Strukturförderungsmitteln der Leinder 
(der Landerwirtschaftsminister), 

- den Mitteln von Bund und Ländern für Modellversuche, 

- den M1tteln der Bundesanstalt für Arbeit zur institutio-
nellen Förderung der beruflichen Bildung Nichtbehinder­
ter nach den §§ 50 bis 52 des Arbeitsförderungsgesetzes 
(AFG), 

- den Mitteln von Gemeinden bzw. Gebietskörperschaf­
ten [23]. 

Da Bund und Länder ab 1972 Errichtung und Ausbau über­
betrieblicher Ausbildungsstätten zur vordringlichen Maßnah­
me im Bildungsbereich erklärten [24] und damit die öffent­
liche Verantwortung für die berufliche Bildung auch in die­
sem Bereich herausstellten, wäre es von Interesse, verfolgen 
zu können, wie sich die tatsächliche Mittelvergabe fur über­
betriebliche Ausbildungsstätten aus den obengenannten Ti­
teln in den letzten Jahren entwickelt hat. Ohne weitere in­
tensive Erhebungen laßt sich zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
dazu lediglich folgendes feststellen: 

Während vor 1974 Bau und Ausbau überbetrieblicher Ausbil­
dungsstatten mit nur wenigen Millionen gefördert wurden, 
zuletzt etwa mit jährlich 8 Millionen DM - und zwar vor 
allem im Rahmen regionaler Wirtschaftsförderung -, konn­
te das BMBW von 1974 bis 1976 für Planung, Bau, Ausbau 
und Unterhaltung uberbetrieblicher Ausbildungsstatten ins­
gesamt 260 Mill. DM bereitstellen [25]. 

Für 1977 bis 1979 stehen nach der mittelfristigen Fmanzpla­
nung von Bund und Ländern lt. Pressemeldungen 340 Mill. 
DM zur Forderung uberbetrieblicher Ausbildungsstätten bereit. 

Obwohl in der Zeitspanne von 1974 bis 1976 dem BMBW 
nach eigenen Angaben ca. 200 Förderungsanträge mit einer 
geschcitzten Antragssumme von etwa 300 Mill. DM vorgelegt 
wurden [26], scheint nach Expertenaussagen die Inanspruch­
nahme der Mittel nicht befriedigend zu sein: 

Erstens wird bemängelt, daß entgegen den vom BMBW ge­
setzten Prioritäten die strukturschwachen Regionen (Pro­
blemregionen) bei der Förderung uberbetrieblicher Ausbil­
dungsstätten nicht vorrangig berucksichtigt wurden bzw. 
aus Mangel an Anträgen nicht berucksichtigt werden konnten: 
zweitens verlangen wohl die Träger eine verstärkte Über­
nahme von Folgekosten (Unterhaltungskosten) [27]. Beiden 
Punkten wird im Interesse eines wirksamen Mitteleinsatzes 
nachgegangen werden müssen. 

Daß allerdmgs der zweite Punkt, eine verstärkte Obernahme 
der Folgekosten für überbetriebliche Ausbildungssteilten durch 
den Staat, einen alten Konflikt heraufbeschwören wird, dürfte 
schon Jetzt klar sein: Der Staat wird eine effizientere Kon­
trolle der durch ihn aufgebrachten Gelder, d. h. der Mittel­
verwendung fordern - die Träger, soweit sie die Arbeit­
geberseite repräsentieren, werden diese Kontrolle ablehnen, 

wenn sie über den Verwendungsnachweis hinaus an der 
alleinigen Entscheidungskompetenz der Trager rüttelt. 

1973 hat der BMBW bere1ts einmal den Versuch gemacht, die 
Vergabe öffentlicher Gelder zur Förderung überbetrieblicher 
Ausbildungsstätten an neue Kontrollmechanismen zu binden. 
ln den Richtlinien zur Förderung überbetrieblicher Ausbil­
dungsstätten wurde d1e finanzielle Unterstützung durch den 
BMBW von der Einrichtung eines drittelparitätisch aus Ar­
beitgeber-, Arbeitnehmer- und Berufsschulvertretern zu bil­
denden Ausschusses mit weitgehenden Kompetenzen (Fest­
legung der Ausbildungspläne, Entscheidung uber das Lehr­
gangsprogramm, Kontrolle der Durchführung der Ausbil­
dung, Beteiligungs- und Vetorecht bei der Einstellung und 
Entlassung des Ausbildungspersonals, bei der Aufstellung 
des Haushaltsplans) abhängig gemacht, 1975 sah sich der 
BMBW durch die massiven Einwände der Arbeitgeber­
seite [28] gezwungen, die Entscheidungs- und Kontrollkom­
petenzen dieses Ausschusses zu ruckzunehmen; es blieb die 
bloße Pflicht des Trägers zur Anhörung des Ausschusses [29]. 

6. Ausblick 

Von der inhaltlichen Lösung solcherart Konflikte - die auch 
in Zukunft mit Notwendigkeit auftreten werden, wenn der 
Staat als Subventionszahler im Interesse der Bürger Einfluß 
auf und Kontrolle uber d1e Mittelverwendung verlangen muß 
und die freie Wirtschaft als Subventionsempfanger im Inter­
esse bestmoglicher Ausschöpfung jeglichen Konkurrenzvor­
teils jede Mittelbindung zunachst ablehnt -, wird es abhän­
gen, ob die seit langem anstehenden quantitativen und qua­
litativen Probleme überbetrieblicher Ausbildung zielstrebig 
und wirksam angefaßt werden können. Wie erste Erfahrun­
gen z. B. in Wolfsburg (Niedersachsen) bestatigen [30], wird 
nur eine gemeinsame Entscheidungskompetenz und damit 
auch Verantwortung aller Betroffenen (Ausbildende, Auszu­
bildende, Arbeitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen, 
öffentliche Hand) für Lernmhalte, Lernmethoden, Ausstattung 
und Organisation überbetneblicher Ausbildungsstätten aus­
reichend mot1v1eren und ausreichende maleneile Vorausset­
zungen dafür b1eten, Kernprobleme im Bereich überbetrieb­
licher Ausbildungsstätten zu bewältigen wie 

- die zunehmende Notwendigkeit längerer Ausbildungs­
abschnitte in überbetrieblichen AusbildungsstaUen infol­
ge struktureller Veranderungen mit ihren lmplikationen 
fur Arbeits- und Ausblldungsplätze, 

die Klärung der berufspädagogischen Fragen nach optima­
ler Dauer der Ausbildung in uberbetrieblichen Ausbil­
dungsstätten sowie nach überbetrieblichen Ausbildungs­
inhalten 1n Abgrenzung zu Schule und Betrieb (Proble­
matik der Lernortoptimierung), 

- die aus der Kompetenzstruktur resultierende mangelnde 
Abstimmung zwischen Schule, überbetrieblicher Ausbil­
dungsstaUe und Betrieb, 

- d1e Finanzierung der Unterhaltungskosten überbetrieb­
licher Ausbildungsstätten und 

- die Frage, wie überbetriebliche Ausbildungsstätten zu­
gleich pädagogisch effizient und betriebswirtschaftlich 
rentabel arbeiten können. 

Anmerkungen 

[1] Auf d1e we1teren Funktionen überbetnebl1cher Ausb1ldungsstatten 
soll h1er n1cht emgegangen werden. V1elmehr se1 in diesem Zu­
sammenhang auf die Arbeit von Dybowsk1/Rudolph, "Funktionale 
Analyse uberbetrieblicher Ausb1ldungsstatten", verwiesen. in d1eser 
Arbeit werden uberbetnebliche Ausb1ldungsstatten als "multifunk­
tiOnale" Bildungsstätten m1t vor allem gleichzeitigen Angebot von 
Erstausblidungsmaßnahmen, Umschulungslehrgängen, Anpassungs­
und Aufstiegsfortbildung padagogisch und ökonomisch fur sinnvoll 
und wünschenswert gehalten, vgl. Dybowski, G /Rudolph, H .. 
Funktionale Analyse uberbetrieblicher Ausblidungsstatten, Hermann 
Sehreedel Verlag KG, Hannover 1974 zur Berufsbil­
dungsforschung (SzB), Bd 25). 
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[2] BundesmmJster !ur Bildung und Wissenschaft (BMBW) Benchi 
uber die Forderung uberbetnebl1cher Ausbildungsstallen vorgelegt, 
1n: Informationen - Bildung und Wissenschaft (1bw), Nr. 11/1974. 
S. 156. 

[3] Vgl d1e Liste der Bildungsstattentrager 1n Nowak, H. Bestands­
erhebung uber uberbetriebliche AusbJidungsstallen. Vorlautiger Be­
ncht, Hannover, Jun1 1976 (Studie am Hemz-PJest-lnstJtut für Hand­
werkstechnik an der TU Hannover), S. 20/21. 

[4] D1e von der Ver!. m1t dieser Spalte selbst getroffene Zuordnung 
soll einer groben Orientierung d1enen 

[5] Die Ausfuhrungen 1m vorlaufJgen Ergebnisbenchi der in Anmer­
kung 3 ZJIJerten Erhebung, aus der die Tabellen stammen, lassen 
deutlich werden, daß nach Erfahrungen des HeJnz-PJest-lnstJtuts 
(HPI) Bildungsstallen der Tragergruppe "sonst1ge" 1m wesentlichen 
nur vom Handwerk !ur überbetriebliche Maßnahmen mitgenutzt 
werden. Daher soll bei der Interpretation der h1er aufgefuhrten 
Tabellen die Zahl der Bildungsstallen der Tragergruppe "sonst1ge" 
gleichgesetzt werden mit der Zahl nJchthandwerkseJgener, vom 
Handwerk mitgenutzter beruflicher Bildungsstallen - und d1e Zahl 
der Werkstatt- und Unternchisplatze entsprechend. 

[6] Vgl. BMBW: RJchtlmJen zur Forderung von uberbetrieblichen Aus­
bildungsstallen vom 19 Sept. 1973, Sonn Sept. 1973, S 10. 

[7] Vgl. BMBW: Vorausschatzung des künftigen Bedarfs an uberbe­
tneblichen Ausbildungsplatzen, Bearbe1ter Nowak, H /Schillmg, 
G, Sonn Okt 1975 Planungshilfen Uberbetnebliche AusbJI­
dungsstatten, Heft 2), S. 36. 

[8] H1er, Wie auch im folgenden, werden - zwecks Uberemst1mmung 
m1t der Sprachregelung des BMBW und der bildungsplanensehen 
Grem1en - uberbetriebliche Ausbildungsplatze gleichgesetzt mit 
Werkstattplatzen. Genau genommen durfte diese Gleichsetzung 
nicht geschehen, da m den me1sten Ausbildungsstallen d1e Werk­
stattplatze multifunktional genutzt werden, d h. !ur die uberbe­
tnebiJche Erganzungsausbildung nur teilwe1se zur Verfugung stehen 

[9] Vgl. Bund-Lander-KommJSSJon !ur Bildungsplanung (BLK) Bil­
dungsgesamtplan, Bd 1, Ernst-Kielt-Verlag, Stuttgart 1973, S 35 

[10] Vgl ebenda 

[11] Vgl. BLK· Stufenplan zu Schwerpunkten der beruflichen Bildung, 
Ernst-Kielt-Verlag, Stuttgart 1975, S 21. 

[12] Vgl BMBW: Vorausschatzung des kunft1gen Bedarfs an uberbe­
tnebiJchen Ausb1ldungsplatzen, a a 0, S 56 II. 

[13] D1ese Te1lnahmedauer: 6 Wo im 1. Ausbildungsjahr, 4 Wo. 1m 2 
und 2 oder 4 Wo. 1m 3 Ausbildungsjahr entspncht den Zielvor­
stellungen der SpilzenorganJsatJOnen des Handwerks 

[14] D1ese letzte Vanante m der Annahme der Dauer uberbetnebl1cher 
Ausbildung 1st keineswegs utop1sch: in der Ausbildungsordnung 
!ur d1e Bauhauptberufe ist eme uberbetnebiJche Ausbildung von 
20/13/4 Wo. !ur das 1 /2/3. Ausbildungsjahr verankert 

[15] Vgl. BMBW Vorausschätzung des künft1gen Bedarfs an überbe­
trieblichen AusbJidungsplatzen, a. a. 0, S. 39 und BMBW. Be­
standsanalyse betnebiJcher und uberbetnebiJcher Ausbildungsstal­
len in der Bundesrepublik Deutschland, Bearbeiter: Nowak, H I 
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Schillmg, G , Sonn Okt. 1975 Planungshilfen Uberbetriebliche 
Ausbildungsstatten, Heft 1), S 35, Tabelle 12. 

[16] Vgl. BMBW: Bestandsanalyse betrieblicher und uberbetnebiJcher 
Ausbildungsstallen in der Bundesrepublik Deutschland, a a 0, 
s 38 

[17] Vgl BMBW. UberbetnebiJche Ausbildungsstatten/3, Sonn o. J. 
(Ende 1975/Anfang 1976), S 6, die eklatante Differenz zw1schen den 
Angaben des HPI und des BMBW !ur die durchschnJttiJche Dauer 
der Teilnahme von Auszubildenden an uberbetnebl1chen Maßnah­
men bedarf noch der Klarung, ggf. durch weitere Untersuchungen. 

[18] Vgl. Arbeitsstelle für Beinebliche Berufsausbildung (ABB) Die m­
dustnellen Lehrwerkstatten, Bertelsmann, Sielefeld o J (1964), 
s 21 

[19] Vgl Institut !ur BerufserzJehung 1m Handwerk an der Un1versitat 
Koln D1e uberbetrieblichen Unterweisungsstallen im Handwerk, 
Koln 1953 Berufserziehung 1m Handwerk, Heft 4), S. 19 II. 

[20] Vgl Nowak, H : Bestandserhebung uber überbetriebliche Ausbil­
dungsstallen Vorlautiger Bencht, a a 0, S 31, Tabelle 5 und 
s. 35, Tabelle 7. 

[21] Vgl. ebenda, S. 30 

[22] Vgl. ABB, a a 0, S 27 und 
BMBW. Bestandsanalyse betnebiJcher und uberbetnebiJcher Aus­
bildungsstallen in der Bundesrepublik Deutschland, a. a 0, S 10, 
Tab 1 und hier Tabelle 1 

[23] Vgl. DybowskJ, G /Rudolph, H., a. a. 0., S. 66 und 
BMBW: UberbetnebiJche Ausbildungsstatten/3, a a. 0, S 15 ff. 

[24] Vgl BLK Vorschlage !ur die Durchfuhrung vordnngl1cher Maß-
nahmen, Ernst-Kielt-Verlag, Stuttgart 1972. 

[25] Vgl BMBW Uberbetnebliche Ausbildungsstatten/3, a. a. 0., S 18 

[26] Vg I eben da 

[27] Nach § 5 der "RJchtiJnJen uber d1e Gewahrung von Zuwendungen 
zu den laufenden Kosten uberbetnebiJcher Ausbildungsstatten" 
vom 23 6 1975 leistet der BMBW Zuschusse zu den Unterhaltungs· 
kosten außerdem nur langstens b1s zum 31 12. 1978 

[28] Vgl. den Brief der tunt Spitzenverbande der deutschen Wirtschaft 
vom 13. Jan 1975 an Bundeskanzler Helmut Schmidt. 

[29] Vgl 1 3 3 der "RJchtiJnJen zur Forderung von uberbetrieblichen 
Ausbildungsstatten" vom 19 Sept. 1973 und d1e "Erganzenden Be­
Stimmungen im Zuwendungsbesche1d be1 der Forderung uberbe­
tnebiJcher Ausbildungsstätten für das Handwerk und den IHK-Be­
reJch", m ibw, Nr 2/75, S 19. 

[30] Auf einer Expertentagung 1m BISS außerten s1ch Experten sehr 
zufrieden uber das Modell emer uberbetnebl1chen Ausbildungs­
stalle in Wolfsburg, das getragen Wird von Kommune, Kammer, 
Kreishandwerkerschaft und Gewerkschaft und das eme unburo­
kratJsche, dem aktuellen Bedarf von Arbeitnehmern und Setneben 
angepaßte Nutzung erlaubt, vgl dazu Westphai-Georgi, U.: Aus­
bildungsplatzangebot und regJonaiJsJerte Berufsbildungsplanung 
Matenal1en zum Expertengesprach, Manuskriptdruck des BISS, 
Berl1n Marz 1977, S. 65 II 

Der Stellenwert der beruflichen Weiterbildung 
in Zeiten wirtschaftlicher Krisen 

Seit Beginn der Strukturkrise sind Träger der beruflichen 
Weiterbildung mit dem Problemfeld "Berufliche Weiterbildung 
für Arbeitslose" konfrontiert. Dies impliziert einen neuen 
bildungs- und arbeitsmarktpolitischen Auftrag, dem jedoch 
wesentliche Behinderungen entgegenstehen und dessen Ver­
wirklichung nur unter aktiver Beteiligung aller Entscheidungs­
träger möglich werden kann. Traditionelle Vorstellungen zur 
beruflichen Weiterbildung verlieren zunehmend an Bedeutung 
und bedürfen deshalb der Revision, damit die bildungs- und 
arbeitsmarktpolitischen Gesichtspunkte zum Tragen kommen 
können. 

1. Vorbemerkung 

Der berufsbezogene Weiterbildungsbereich wird mehr als 
jeder andere Bildungssektor von den Tendenzen des Wirt­
schaftssystems beeinflußt und bestimmt. Dies zeigt sich an 

den Veränderungen der Teilnehmerstruktur ebenso wie an 
der Angebotsgestaltung der verschiedenen Weiterbildungs­
träger. Durch konjunkturelle Schwankungen oder strukturel­
len Wandel hervorgerufene Veranderungen auf dem Arbeits­
markt werden an das berufliche Weiterbildungssystem wei­
tergegeben. Oft, und dies weisen die Entwicklungen der 
letzten Jahre auf, verbleibt den Trägern von berufsfördern­
den Maßnahmen dann nur eine reaktive Haltung. Im Nach­
folgenden w1rd ein kurzer Abriß derjenigen Bedingungen 
gegeben, d1e s1ch 1m Praxisfeld der beruflichen Weiterbil­
dung als Problembereiche hervorheben lassen. 

2. Angebotsgestaltung für berufsfördernde Weiterbildungs­
maßnahmen 

Herkömmlicherweise orientieren s1ch Weiterbildungsange­
bote im berufsfördernden Bereich an den Anforderungsstruk-
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Iuren der Arbeitsplätze. Hergeleitet von der Nachfrage durch 
d1e Unternehmen nach bestimmten Qualifikationen, erhiel­
ten die Maßnahmetrager die notwendige Orientierungshilfe 
für ihre Angebotsgestaltung. Eine solche Orientierung wird 
im Zuge der Strukturkrise und der damit verbundenen ho­
hen Arbeitslosenzahl 1mmer problematischer. Wahrend auf 
der einen Seite weiterhin Rahmenbestimmungen und Pru­
fungsanforderungen an traditionellen Berufsbildern oder fest­
gesehnebenen Tätigkeitsmerkmalen ausgerichtet sind und 
die Inhalte der Weiterbildungsmaßnahmen in d1eser Form 
pragen, ze1gen die Entwicklungen des Arbeitsmarktes bereits 
Defizite in völlig anderen Bere1chen als in denen an, wofür 
noch immer Maßnahmen zur beruflichen Fortbildung ange­
boten werden. Da jedoch Prognosen uber d1e zukünftig zu 
erwartenden Qualifikationsanforderungen fehlen, herrscht Un­
sicherheit sowohl bei den Tragern, wie auch bei den Teil­
nehmern von Weiterbildungsmaßnahmen. 

3. Veränderungen in der Teilnehmerstruktur 

Berufliche Weiterbildung diente 1m wesentlichen dem 

- beruflichen Aufst1eg oder 

- der beruflichen Anpassung durch Spezialisierung. 

Teilnehmer an solchen Maßnahmen waren me1st stark eigen­
motiviert. Der Verwertungsaspekt neugewonnener Qualifika­
tionen konnte in der Regel eingelöst werden. Seit Beginn der 
Knse ist nicht nur der zuvor mit beruflicher Weiterbildung 
in Verbindung zu setzende berufliche Aufstieg, sondern mehr 
und mehr auch der Aspekt der Anpassung im Bewußtsein der 
Teilnehmer verdrängt. Die verbleibende Motivation zur Teil­
nahme ist häufig auf ganz anderen Ebenen angesiedelt, wo­
bei die Hoffnung auf die Beibehaltung oder die Findung ei­
ner Beschäftigung an vorderster Stelle stehen Berufliche 
Ambitionen, Aufstiegswunsche oder Neigungen für eine be­
stimmte Tätigkeit sind insbesondere bei arbeitslosen Teil­
nehmern nur selten noch als Motivationsfaktoren aufzufin­
den. 

4. Finanzierung der beruflichen Weiterbildung 

Durch das AFG besteht für Arbeitnehmer und Arbeitslose 
ein gesetzlich gesicherter Anspruch auf finanzielle Förderung 
bei der Teilnahme an berufsbezogenen Weiterbildungsveran­
staltungen. Die zuvor genannte Unsicherheit über die Verwert­
barkeit von Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt schlägt 
sich auch bei der Förderungspraxis der Arbeitsverwaltungen 
nieder. So werden Kurzzeitprogramme denen, die länger­
fristig laufen, bei der Zuweisung von Teilnehmern vorgezo­
gen. Dies insbesondere dann, wenn der regionale Arbeits­
markt nur bestimmte Tatigkeiten nachsucht. Daß hier häufig 
uberlebten Monostrukturen zugereicht oder sogar durch Wei­
terbildung ein Dequalifizierungsprozeß eingeleitet wird, steht 
zum Teil im Widerspruch zu anderen Programmen der Ar­
beitsverwaltung, die gerade solchen Tendenzen entgegen­
Wirken sollen. 

5. Zukunftsorientierte Weiterbildung 

Das Problem extensiver Freisetzungen und eine sich zuneh­
mend verschärfende Situation der Dauerarbeitslosigkeit for­
dern eine Umorientierung bei der Weiterbildungsforschung, 
-planung und -prax1s heraus. Berufliche Weiterbildung, ver­
harrt sie we1terhin in ihren traditionellen Strukturen, wird 
ohne fundamentale Veränderungen ihres Selbstverständnis­
ses, vor allem jedoch der sie bestimmenden Rahmenbedin­
gungen, ihre Berechtigung als offener Teil des Bildungs­
systems verlieren. Die neuen Anforderungen an die beruf­
liche Weiterbildung müssen weitaus starker als bisher durch 
gesellschafts- und bildungspolitische Überlegungen getragen 
werden. 

Die, vor allem durch die Förderungsbestimmungen des AFG 
festgelegte Ausrichtung der beruflichen Weiterbildung am 

angenommenen Bedarf der Wirtschaft, kann nicht weiterhin 
allein als Richtschnur gelten, weil dadurch in zunehmendem 
Maße das Chancengleichheitspostulat verletzt wird. Minder­
qualifizierte und Randgruppen spielen als Adressaten bisher 
kaum die Rolle, die sie, aufgrund ihrer Gesamtzahl und ho­
hen Quote an den Arbeitslosen, einnehmen müßten. Sie sind 
nur gezielt anzusprechen, d. h., daß berufsqualifizierende 
Angebote sich an den Herkunftbedingungen der unterschied­
lichen Zielgruppen orientieren sollten. Arbeitslose, die nach 
mehr- und langjahriger Tatigkeit ihren Arbeitsplatz verloren 
haben, sehen in der beruflichen Weiterbildung oftmals die 
letzte Chance, einen neuen Arbeitsplatz zu finden. Ihnen 
steht das Recht zu, durch Spezial- oder Höherqualifizierung 
n1cht nur eine adäquate Beschaftigung zu finden, sondern 
diese dann auch sichern zu können. Ihnen muß deshalb 
Gelegenheit geboten werden, sich mit den Gegebenheiten 
der für s1e neuen (Lern-) Situat1on vertraut zu machen. Hohe 
drop-out-Quoten bei berufsqualifizierenden Weiterbildungs­
maßnahmen, die e1nstmals für aufstiegsambitionierte Teilneh­
mer konzipiert worden sind beweisen, daß die formalen und 
inhaltlichen Strukturen den arbeitslosen Teilnehmern nicht 
gerecht werden, auch wenn es sich n1cht um die zuvor be­
nannten Defizitgruppen handelt. 

Alle Teilaspekte der beruflichen Weiterbildung münden in die 
Frage, wie der Bedarf an Qualifikationen feststellbar wird. 
Die Unternehmen scheinen ebensowenig in der Lage, defini­
tive Prognosen zu erstellen wie der sich mit dieser Frage 
befassende Forschungsbereich. Internationale Vergleiche, 
insbesondere mit den USA lassen Vermutungen aufkommen, 
bringen jedoch keine venfizierbaren Daten, allenfalls Be­
furchtungen, daß sich die Verhältnisse auf den Arbeitsmärk­
ten im negativen Sinne angleichen. 

Seit einiger Ze1t 1st jedoch ein Phänomen zu beobachten, 
das noch vor einigen Jahren allen Theonen zuwiderlief, 
namlich die Tatsache, daß ein (Qualifikations-) Angebot eine 
neuart1ge Nachfrage bewirkt. Gemeint ist die bestehende 
Situation, in der die Unternehmen fur die Besetzung von 
Arbeitsplätzen, vor allem aber Ausbildungsplätzen, unter 
Beibehaltung der vor Zeiten festgeschriebenen Tätigkeits­
merkmale, höhere Schulabschlüsse von den Bewerbern 
fordern als zuvor. Im Klartext heißt dies, daß das erhöhte 
Angebot an mittleren und höheren Schulabschlüssen sofort 
durch Umformulierung der Eingangsanforderungen von den 
Unternehmen genutzt werden konnte. 

Dieses, zum Teil mit Sorge um die Hauptschulabgänger 
belegte Phanomen sollte für den Weiterbildungsbereich 
signalisierende Wirkung zeigen und die, auch seitens der 
fördernden Arbeitsverwaltung unterstützte Tendenz brem­
sen, wo ad hoc auf die jeweilige Angebotsstruktur an Ar­
beitsplatzen reagiert wird. Wenn beispielsweise traditionell 
von Hauptschulern belegte Ausbildungsplätze nunmehr vor­
nehmlich von Real- und selbst Fachschülern eingenommen 
werden, heißt das, daß: 

1 höhere allgemeine Kenntnisse anwendbar, verwertbar und 
gewunscht sind an dem jewe1l1gen Arbeitsplatz, 

2 langfristig betrachtet Arbeitnehmer mit niedriger Schulbil­
dung ihren (vergleichbaren) Arbeitsplatz gefährdet sehen 
mussen und 

3. berufliche Weiterbildung, die sich allein an festgeschrie­
benen Qualifikationsmerkmalen orientiert und diese all­
gemeinen Tendenzen außer acht läßt, das Ziel, Qualifi­
zierung zu schaffen, nicht mehr einlösen kann. 

Wenn d1e Unternehmen Ihren Arbeitskräftenachwuchs heute 
vornehmlich aus dem Kreis der Real- und Fachschüler aus­
wahlen, kann dieser Tatbestand nicht von der beruflichen 
Weiterbildung negiert werden, indem man auf einer rein be­
rufsspezifischen Angebotsgestaltung beharrt, die nicht den 
entsprechenden Anteil an Allgemeinwissen zu vermitteln 
mag. Deshalb kann die Forderung aufgestellt werden, die 
einseitige Ausrichtung der beruflichen Weiterbildung durch 
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ein integriertes Angebot, wo berufliche und allgemeine Bil­
dung gleichberechtigt nebeneinanderstehen, aufzuheben. 

Es darf nicht verkannt werden, daß mit Hilfe des AFG die Ar­
beitsverwaltung ein Steuerungsinstrument für die berufliche 
Weiterbildung besitzt. Deshalb geht insbesondere an diese 
Adresse d1e Aufforderung, dieses Instrument im Sinne einer 
langerfrist1gen, arbeitnehmerorientierten Strategie einzuset­
zen. 

6. Berufliche Weiterbildung für Arbeitslose 

Angesichts der hohen Arbeitslosenzahl bedarf d1e Frage nach 
der gesellschaftspolitischen Funktion der beruflichen Weiter­
bildung einer Antwort, die im Praxisfeld der beruflichen Wei­
terbildung ihren Niederschlag findet. Unabhangig von den 
berechtigten Ansprüchen auf ein flächendeckendes Angebot 
öffentlicher Weiterbildungsstätten oder auf qualifizierte Aus­
bildung des pädagogischen Fachpersonals (1] stehen wir der 
Forderung nach emer Veranderung der Lehrangebote im be­
rufsfördernden Weiterbildungsbereich gegenüber. Es ist nicht 
nur gesellschafts- und bildungspolitisch unvertretbar, sondern 
auch arbeitsmarktpolitisch unrealistisch, wenn weiterhin sei­
tens der verschiedenen Entscheidungsträger über Inhalte und 
Ziele von Weiterbildungsmaßnahmen auf traditionellen Struk­
turen beharrt wird. Vielmehr gilt es Konzeptionen zu ent­
wickeln, die sowohl dem anwachsenden Adressatenkreis 
"Arbeitslose" wie auch längerfristig den Anforderungen des 
Arbeitsmarktes gerecht werden. Wenn auch der zukünftige 
Qualifikationsbedarf nicht exakt zu prognostizieren ist, so 
kann wohl angenommen werden, daß breite Basiskenntnisse 
und -fahigkeiten den E1nstieg in die verschiedenartigsten 
Tilt1gkeiten ermöglichen. Da erwachsene Arbeitslose stets 
Erfahrungen mit der Arbeitswelt in die Lehrgangssituation 
embringen, sollten diese auch genutzt und darauf aufgebaut 
werden. Stoff- und Lehrpläne, die im beruflichen Weiterbil­
dungsbereich zugrunde gelegt werden müssen, sind jedoch 
auf den Erstausbildungsbereich zugeschnitten, also faktisch 
fur Schulabgänger konzipiert. 

Soll es jedoch nicht allein dem pädagogischen Geschick der 
Dozenten überlassen bleiben, diesen Lernstoff auf die er­
wachsene Teilnehmergruppe hin umzuformulieren, bedarf es 
einer grundlegenden Überarbeitung der vorhandenen Kon­
zeptionen. Jeder konzeptionellen Weiterentwicklung von Lehr­
und Stoffplänen für den beruflichen Weiterbildungsbereich 
stehen jedoch 

1. die Prüfungsanforderungen der Kammern und 

2. die Förderungspraxis der Arbeitsverwaltung 

entgegen. 

Als Pn.ifungsgremien richten die Kammern ihre Prüfungen 
für Erwachsene in Form und Inhalt nach denselben Kriterien 
aus, wie für diejenigen, die dort ihre Erstausbildung ab­
schließen. 

Wie schon zuvor vermerkt, orientieren sich die Weiterbil­
dungsgänge und demzufolge auch die Prüfungen an Berufs­
bildern, deren Tätigkeitselemente veraltet und deshalb nicht 
mehr verwendbar sind. 

Seitens der Arbeitsverwaltung wird die berufliche Förderung 
[2] entsprechend der von den Kammern gesetzten Anforde­
rungen an Lerninhalte und -ziele gehandhabt. Dadurch wird 
das traditionelle System gestützt und verfestigt. Hinzu 
kommt, daß die Forderungspraxis an Regidität zunimmt, und 
zwar im Hinblick auf die Bewilligung der Dauer und Inhalte 
von Lehrgängen. 

Die Inhalte von berufsfördernden Weiterbildungslehrgängen 
müssen angesichts der strukturellen Wandlungserscheinun­
gen des Arbeitsmarktes in Richtung auf die neuen Anfor­
derungsstrukturen überarbeitet werden. Da sich die Konkur­
renzsituation auf dem Arbeitsmarkt verscharft hat und die 
nachfolgende Generation höhere allgemeine Kenntnisse be­
Sitzt, mussen Defizite im allgemeinbildenden Bereich im Zuge 
der beruflichen Weiterbildung mitausgeglichen werden, und 
zwar in dem Sinne, daß der Teilnehmer seine Human- und 
Handlungskompetenzen erweitern kann. Während der Ar­
beitslosigkeit vollzogene Weiterbildung kann für den Einzel­
nen signalisierende Wirkung für seine zukLinftige Weiterbil­
dungsbereitschaft zeigen. Aus bildungs- und gesellschafts­
politischen GrLinden muß auch diese Chance genutzt wer­
den. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß berufliche Wei­
terbildung immer dann auch gesellschafts- und bildungspoli­
tischen Ansprüchen Genüge tut, wenn sie nicht in Form und 
Inhalt auf traditionellen Richtlinien verharrt, sondern die 
Wandlungserscheinungen entsprechend gesellschaftspoliti­
scher Wertsetzungen miteinbezieht Analog zu den Bestre­
bungen um eine Humanisierung der Arbeitswelt und um Mit­
Wirkung und Mitbestimmung der Arbeitnehmer an Entschei­
dungen am Arbeitsplatz und am Betriebsgeschehen müssen 
auch in der Vermittlungszone der beruflichen Weiterbildung 
diese Postulate zum Tragen kommen. 

Anmerkungen 

[1] Siehe dazu Strukturplan Weiterbildung, Verlag W Kohlhammer, 
Koln. 1975 

[2] Siehe dazu AFG, § 41 ff. 

Klaus-Dieter Fröhner I Dietrich Scholz I Helmut Wiesner 

Arbeitsanalysen im Hinblick auf die Entwicklung curricularer 
Elemente am Beispiel des "An Iagenführers im Chemiebereich" *) 

Zur Ermittlung von Berufstätigkeiten dienen Arbeitsanalysen, 
was jedoch Im Hinblick auf die Gewinnung von Informationen 
zur Curriculumentwicklung mit Schwierigkeiten verbunden 
ist. Sie liegen in der Auswahl der zu untersuchenden Ar­
beitsplätze und der Vorgehensweise bei der Arbeitsanalyse, 
die eine nahezu umfassende Darstellung der Berufstätigkei-

*) Zielsetzung der vom BMBW in1t11erten und geförderten Untersu­
chung war es, über die Anforderungen am Arbeitsplatz des sog 
.. Anlagenfuhrers 1m Chem1ebere1ch" Ruckschlusse auf seine praxiS­
bezogene Qualifizierung zu z1ehen 

ten ermöglichen soll und sich nicht auf die Ermittlung hand­
werklicher Tätigkeiten beschränken darf. Darüber hinaus be­
steht die Gefahr der Fortschreibung bestehender Arbelts­
platzbedingungen. 

Am Beispiel des Tätigkeitsbereichs "Anlagenführer" wird 
trotzdem versucht, ein praktikables Instrumentarium zur um­
fassenden Analyse der Berufstätigkeiten vorzustellen, das so­
wohl die der arbeitswissenschaftliehen Methodik eigene 
"mikroskopische" Vorgehensweise als auch "makroskopi­
sche" Elemente enthält. 
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1. Einleitung 

Im Rahmen von Arbeitsanalysen sollen die empinsch fest­
stellbaren Sachverhalte von Berufstätigkeiten erhoben wer­
den. Be1 ihrer Erhebung sollen deswegen vornehmlich Tätig­
keiten und Aufgaben, Fah1gkeiten und Fertigkeiten sow1e 
evtl. auch die berufliche Bildung festgestellt werden [1]. An­
hand dieser Sachverhalte können die Gesamtheit sowie die 
Veränderungen von Berufstätigkeiten erfaßt und bewertet 
werden. Das kann dazu dienen, Ähnlichkeiten zwischen ver­
schiedenen Berufsgruppierungen aufzuzeigen, um somit Aus­
und Weiterblldungsmoglichkeiten zu koordinieren bzw. auf 
praxisrelevante Umschulungswege hinzuweisen. Darüber hin­
aus können die erhobenen Sachverhalte verwendet werden, 
um z. B. Informationen zur Curriculumentwicklung zu gewin­
nen. 

Das h1er vorgestellte Vorgehen zur Arbeitsanalyse wurde 
für eme Aufgabenstellung entwickelt, bei der der besondere 
Bezug zwischen Arbeitsanalysen und Aufstellung eines 
Grobrahmenlehrplanes zu beachten war. Dies wurde erreicht, 
indem bereits vorhandene Ausbildungselemente bei der 
Strukturierung der Berufstatigkeiten verwendet wurden. 

2. Probleme bei der Erhebung von Arbeitsanalysen für die 
Berufsbildung 

Bei der Durchführung von Arbeitsanalysen gibt es im we­
sentlichen zwei Schwierigkeiten. Die erste besteht in der 
Auswahl der zu untersuchenden Arbeitsplatze, die so erfol­
gen soll, daß möglichst allgemeingültige Aussagen getroffen 
werden können; d1e zwe1te l1egt in dem Vorgehen bei der 
Arbeitsanalyse, was eine nahezu umfassende Darstellung der 
Berufstätigkeiten ermöglichen soll. 

Die Beschränkung auf eme begrenzte Zahl von Arbeitsplat­
zen - bei vertretbarem Aufwand können nicht alle unter­
sucht werden - macht Kriterien zu ihrer Auswahl notwendig. 
Da häufig d1e Gesamtheit aller Arbeitsplätze eines Berufes 
n1cht bekannt ist und somit auch keine im statistischen Sinne 
repräsentative Auswahl getroffen werden kann, müssen In­
formationen herangezogen werden, die eine logisch begrün­
dete Auswahl ermöglichen. ln dieser methodischen Schwäche 
liegt aber auch die Chance, daß keine determinierte Fort­
schreibung der momentanen technisch-ökonomischen Bedin­
dungen erfolgt. 

Fur Arbeitsanalysen stehen eine Vielzahl von Methoden und 
Verfahren zur Verfügung [2, 4], die im Rahmen verschiedener 
Fachdisziplinen - Arbeitswissenschaft, Psychologie und So­
ziologie- für spezielle Anwendungen entwickelt wurden. Die 
große Anzahl der arbeitswissenschaftliehen Verfahren ist auf 
Unterstützung betrieblicher Planungsprozesse ausgerichtet 
worden. Bei all d1esen Verfahren werden hauptsachlich Ta­
tigkeiten bewertet, die auf der Ebene der handwerklichen 
Fertigkeiten liegen. Will man m1t Hilfe dieser Verfahren Hin­
weise für berufliche Qualifikationen gewinnen, unterstützt 
man erstens eine Fortschreibung der bestehenden Produk­
tionsbedingungen und zwe1tens hinterfragt man nicht das 
äußere Bild der Tatigkeiten; d. h., man berücksichtigt kaum 
fachübergreifende Beanspruchungen der Arbeitspersonen, 
da nur Aufgabenbereiche, d1e durch den technologischen 
Ablauf vorgegeben sind, durch das Verfahren erfaßt werden 
können. Auch bei konzeptionellen Vorschlagen zur umfassen­
den Arbeitsanalyse [6] stehen "mikroskopische" Betrachtun­
gen im Vordergrund. 

"Makroskopische" Betrachtungen der Arbeitswelt (z. B. [5]) be­
ziehen neben Arbeitsplatzbeobachtungen den gesamten Ar­
beitszusammenhang in die Betrachtung ein. Solche Untersu­
chungen wollen eine umfassende Darstellung der gesamten 
Arbeitswelt geben. Dadurch ist der Genauigkeitsgrad der 
Vorgehensweise nicht so groß, daß eine umfassende Darstel­
lung der Berufstätigkeiten gegeben werden kann 

Aufbauend auf den Erkenntnissen der Handlungspsychologie 

wurde eine konzeptionelle Vorgehensweise entwickelt [7], die 
aus der gesamtgesellschaftlichen Einbettung eines hierar­
chisch strukturierten Handlungsmodells ein mehrstufiges Vor­
gehen zur Aufgabenanalyse vorschlagt und Angaben zur For­
mulierung der aufgabenspezifischen Lernzielhierarchie macht. 
Das sehr umfangreiche, skizzierte Vorgehen ist jedoch noch 
nicht realisiert worden. 

Das h1er vorzustellende Vorgehen enthält sowohl die der 
arbeitswissenschaftliehen Methodik e1gene "mikroskopische" 
Vorgehenswe1se als auch "makroskopische" Elemente und 
versucht, indem es die Berufstätigkeiten im Hinblick auf die 
Entwicklung curricularer Elemente strukturiert, eine umfas­
sende Analyse der Berufstätigkeiten zu geben [3]. 

3. Instrumentarium zur Arbeitsanalyse im Hinblick auf die 
Entwicklung curricularer Elemente 

Das Instrumentarium soll es ermöglichen, die 1m Rahmen 
des Arbeitsprozesses an die Personen gestellten Anforde­
rungen zu erkennen. Dabe1 sollen nicht nur jene Anforderun­
gen festgestellt werden, die sich allein aufgrund technisch­
instrumenteller Fertigkeiten als äußeres Erscheinungsbild 
voneinander unterscheiden, sondern es soll auch der sozial­
kommunikative Bereich einbezogen werden. 

Zur Informationsgewinnung und -beurteilung werden mehrere 
Wege emgeschlagen. Zum einen beobachten und beurteilen 
d1e Interviewer den Tatigkeitsbere1ch des Anlagenführers, 
zum anderen befragen s1e in Form eines Leitfadeninterviews 
die Arbeitspersonen und d1e beineblichen Vorgesetzten. Sei­
de Personengruppen werden vorher über die Zielsetzung der 
Beobachtung und Befragung informiert. Wahrend die Beob­
achtungen der Interviewer s1ch überwiegend auf die Feststel­
lung der Fertigkeiten und ihren zeitlichen Umfang beziehen, 
l1egt der Schwerpunkt des Leitfadenmterviews auf Fragen, 
d1e nicht durch beobachtende Teilnahme am Arbeitsprozeß 
erfaßt werden können. Der dem Leitfadeninterview zugrunde 
liegende Fragebogen gliedert sich in mehrere Teile. 

Mit dem ersten Teil (Fragen zur Person) wird d1e Absicht 
verfolgt, einerseits die bestehenden Barrieren zwischen Inter­
viewten und Interviewer abzubauen und andererseits Aus­
kunft über persönliche Lebensumstande, wie Werdegang und 
schulische Bildung, sowie uber situationsbedingte Gründe, 
die zur Ausübung des Berufes Anlagenführer flihrten, zu er­
halten. Die Fragen der Tatigkeitsdauer bzw. Einarbeitungs­
dauer leiten über zum zweiten Fragenkomplex (Fragen zum 
planerischen und dispositiven Aufgabenbereich). Dadurch 
soll der Umfang und die Art der Durchfuhrung bei der Dispo­
sition der Elementarfaktoren "Menschliche Arbeitsleistung", 
"Betnebsmittel" und .,Werkstoffe" erfaßt werden. 

Der sich anschließende Fragenbereich zum ausführenden 
Aufgabenbereich soll aufzeigen, wie autonom der "Anlagen­
führer'' bei der Durchführung seiner Aufgaben ist. Mit dem 
Fragenbereich zur Kommunikations- und Personalfuhrung 
wird erhoben, welche Anforderungen an die Arbeitspersonen 
bezüglich Sozial- und Führungstechniken gestellt werden. 
Dabei werden insbesondere die Art und Weise von Unterwei­
sungen sowie d1e Gepflogenheiten der Kommunikation hinter­
fragt. Der fachspezifisch-technische Wissensstand wird direkt 
und 1nd1rekt erhoben (Vorgesetzte-Ist, Vorgesetzte-Soll und 
Befragung der Anlagenflihrer). Dabei wird z B. unterschieden 
nach Kenntnissen über den Prozeß, den Aufbau der Anlage 
usw. Das Leitfadeninterview mit der Arbeitsperson wird ab­
geschlossen mit der Feststellung der fachübergreifenden An­
forderungen, die in Form einer Selbsteinschätzung durch die 
Anlagenfuhrer erhoben werden. Dieser wird die Einschätzung 
durch den beineblichen Vorgesetzten gegenübergestellt. 

4. Durchführung der Arbeitsanalysen - dargestellt an ausge­
wählten Tätigkeiten -

Die Anforderungen an die Anlagenfuhrer wurden in 15 Unter­
nehmen der chemischen Industrie erhoben. Die Anzahl der 
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untersuchten Arbeitsplatze betrug 36. 22 betriebliche Vorge­
setzte wurden befragt. Die Anzahl der zu künftigen Erwartun­
gen befragten Experten betrug 20. 

Nach einer Betriebsbesichtigung wurden d1e zu untersuchen­
den Arbeitsplätze ausgewählt. Dieselben waren typisch für 
die Unternehmen bezüglich Komplexität der Anlagen, Anzahl 
der unterstellten Mitarbeiter und zukünftigem Ausrüstungs­
standard. Bei Unternehmen mit einem sehr homogenen Pro­
duktionsprogramm und somit einem Anlagenpotential, das 
nur geringe Unterschiede in den Anforderungen aufweist, 
wurden zwei Arbeitsplätze untersucht. Bei Unternehmen mit 
einem Produktionsprogramm und einem Anlagenpotential 
mit stark unterschiedlichen Anforderungen wurden bis zu 
funf Arbeitsplatze ausgewählt. 

Aufgrund der Angaben der Arbeitspersonen, der Vorgesetz­
ten und den Beobachtungen der Untersucher ergaben sich 
die Ausprägungen der Berufstät1gkeiten, von denen im fol­
genden einige zu ihrer Verdeutlichung verkürzt dargestellt 
werden. Die ausgewahlte Darstellung entspricht nicht der 
Reihenfolge der Fragen im Leitfadeninterview. 

4.1. Stellung der Arbeitspersonen innerhalb der Aufbau- und 
Ablauforganisation 

Das Freiheitsfeld der Entscheidungen im Rahmen des Pro­
duktlonsgeschehens wird wesentlich bestimmt durch die Stel­
lung der Anlagenführer innerhalb der Aufbauorganisation. 

D1ese kann charakterisiert werden durch: 

Anzahl der hierarchischen Stufen bis zur Betriebsleitung 
be1 Normalschicht, 

Anzahl der ubergeordneten besetzten Stufen bei Nacht­
schicht, 

- Anzahl der unterstellten Mitarbeiter. 

Am deutlichsten zeigt sich die Selbständigkeit und die Ver­
antwortung der Arbeitspersonen an der Situation bei Nacht­
schicht (Bild 1). Daraus ist zu erkennen, daß die Arbeitsper-

Bild 1: Anzahl der hierarchischen Stufen bis zur Betriebsleitung be1 
Normalschicht und der übergeordneten besetzten Stufen be1 Nachtschicht 
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son weitgehendst oder ganz eigenverantwortlich ihre Tätig­
keiten ausführt und zum Teil sogar die höchste Instanz wäh­
rend der Nachtschicht ist. Nur bei 20% der Arbeitsplätze 
waren zwei übergeordnete Stufen bei Nachtschicht besetzt, 
was ein geringeres Maß an Eigenverantwortlichkeit zur Folge 
hat. Diese Organisationsform wurde meist in großen Unter­
nehmen angetroffen. Zusammenfassend kann gesagt werden, 
daß die Anlagenführer häufig die Funktion eines Schichtfüh­
rers bekleiden. Bei Anlagen, die "rund um die Uhr" laufen, 
werden ihre Entscheidungen nur ca. alle 40 Stunden auf allen 
Hierarchiestufen uberprüft. 

Der Anlagenführer muß seine Anweisungen gegenüber einer 
Vielzahl von betrieblichen Mitarbeitern durchsetzen. Er hat 

Bild 2: Anzahl der unterstellten M1tarbe1ter 
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ein hohes Maß von Verantwortung gegenuber Personen, da 
ihm bis zu 20 Mitarbeiter unterstellt waren (Bild 2). Die große 
Verantwortung wird auch unterstrichen durch die betreuten 
Sachwerte. Der Mittelwert lag bei 4 Mio. DM und das Maxi­
mum bei 15 Mio. DM. 

Im Rahmen der Ablauforganisation haben die Arbeitsperso­
nen keine ahnlieh ausgepragte Stellung wie im Rahmen der 
Aufbauorganisation. Das liegt in der Art der Prozesse be­
gründet. Kontinuierliche und quasikontinuierliche Anlagen, 
die in chemischen Betrieben eingesetzt werden, haben eine 
sehr eng umgrenzte Zwecksetzung und können nicht wie 
z. B. flexible, sehr hoch automatisierte Anlagen der Metall­
verarbeitung an unterschiedliche Aufgaben angepaßt werden. 

Bild 3: Umfang der Tatigkeiten, die s1ch nach dem äußeren Erschei­
nungsbild unterscheiden, an der Gesamtarbeitszelt 
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4.2. Analyse der Tätigkeiten, die sich nach dem äußeren Er-
scheinungsbild unterscheiden 

Die Tatigkeiten "Überwachen und Beobachten des Prozes­
ses", "Anlagenbedienung", "Lesen und Erstellen von Bele­
gen", "Kommunikation" und "Maschinenbeschickung" kön­
nen dem äußeren Erscheinungsbild nach unterschieden wer­
den. Aus Bild 3 ist zu ersehen, daß den größten Teil der 
Tatigkejten das Uberwachen und Beobachten des Pro­
zesses ausmacht. Dies ist eine Tätigkeit, bei der die Arbeits­
person sowohl nervlich und willentlich als auch intellektuell 
beansprucht wird. Es wird eine situationsgerechte Beurtei­
lung sowie ein schnelles Entscheidungsvermögen unter Be­
rLICksichtigung der Gesamtzusammenhänge des Prozesses 
verlangt. Außerdem müssen die gedanklichen Vorgänge in 
adäquate Handlungsanweisungen für die Mitarbeiter umge-

Bild 4: Zusammenarbeit bei der Ausführung von Tatigkeiten 

gen Reparaturen sowie von Maßnahmen bei Maschinenaus­
fall, zur Zuordnung von Arbeitspersonen zu den Betriebs­
mitteln und zur Festlegung der Arbeitsreihenfolge sowie zur 
Unfallverhutung. Das planerische und dispositive Freiheitsfeld 
der Arbeitspersonen ist vorgegeben durch anlagen- und 
betriebsspezifische Notwendigkeiten. Es wird erwartet, daß 
d!e Anlagenführer kleinere Reparaturen selbst durchführen. 
Während der Nachtschicht haben sie meist zu entscheiden, 
ob die Reparaturschlosser, die häufig zu Hause in Bereit­
schaft smd, eingesetzt werden sollen. Deswegen erfolgt die 
Planung und Disposition der notwendigen Schritte meist in 
alleiniger Verantwortung. Bei Normalschicht gibt der Vorge­
setzte Jedoch häufiger die Anweisungen (s. Bild 5). Fiel die 
Anlage durch Maschinenschaden aus, so disponierte der 
Anlagenführer in der Regel selbst. 
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setzt werden, da der Anlagenführer bei seinen Kontrollen 
die Anlage nur in schwierigen Situationen selbst bedient. 
Wichtig ist dabei zu wissen, ob der Anlagenführer diese Tä­
tigkeiten allein durchführt oder ob er dabei auf Weisungen 
des betrieblichen Vorgesetzten angewiesen ist und ob er 
seine Mitarbeiter für diese Aufgaben miteinsetzt Da die Ka­
tegorie "Anlagenbedienung" die beiden in der Schwierigkeit 
unterschiedlichen Tätigkeiten .,An- und Abfahren" sowie 
.,Korrigieren des Prozesses" zusammenfaßt, wurde für die in 
Bild 4 dargestellte Zusammenarbeit des Anlagenführers mit 
Vorgesetzten und Untergebenen die Kategorie Anlagenbedie­
nung entsprechend aufgeteilt. Aus Bild 4 ist zu erkennen, 
daß Vorgesetzte bei diesen Aktivitäten kaum mitwirken; der 
Anlagenführer setzt jedoch häufig seine Mitarbeiter ein, was 
auch wegen der raumlieh weit voneinander entfernt angeord­
neten Bedienungselemente notwendig ist. 

Als nachstes stellt sich die Frage, welche weiteren Aufgapen­
bereiche von den Arbeitspersonen wahrgenommen werden. 

4.3. Ausgewählte Aufgabenbereiche der Anlagenführer 

Hier werden ein1ge Aktivitaten aus dem Aufgabenbereich 
Planung und Disposition skizziert. 

Zum Aufgabenbereich Planung und Disposition gehören alle 
Aktivitäten der Anlagenführer zur Vorbereitung von notwendi-
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Das Problem der Zuordnung der Arbeitspersonen zu den 
Arbeitsplätzen war von untergeordneter Bedeutung, da die 
Mitarbeiterzusammensetzung relativ konstant war. Die Auf­
teilung der Arbeitspersonen auf die Schichten wurde fast 
ausschließlich von der Betnebsleitung oder vom Meister vor­
genommen Der Anlagenführer gibt jedoch Hinweise, die bei 

Bild 5: Planung und Disposition von Reparaturen bei Nacht- und Nor­
malschiCht 
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der Aufstellung des Schichtplanes berücksichtigt werden. 
Kurzfnstige Personaldispositionen hat er zu treffen, wenn 
durch Krankheit die Zusammensetzung des Schichtpersonals 

verandert wird. 

Bild 6: Kenntnisstand der Anlagenführer uber .,Aufbau der Anlagen" 

4.4. Erfassung des fachspezifisch-technischen Wissensstan­
des und der fachübergreifenden Anforderungen 

D1e Erfassung erfolgt mit Hilfe einer fünfstufigen Skala (sehr 
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Bild 7: Fachübergreifende Fah1gkeit "Selbstimdigke1t" der Anlagenführer 
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wertung war für die einzelnen Wissenskategorien eine je­
weils entsprechende absolut-qualitative Bewertung überla­
gert. FLir die Wissenskategorie .,Kenntnisstand über den Auf­
bau von Anlagen" sah diese Zuordnung z. B. wie folgt aus: 

keine Kenntnisse 

geringe Kenntnisse 

mittlere Kenntnisse 

sehr geringe Kenntnisse 

grobe, unzusammenhängende Kennt­
nisse uber die Wirkungsweise von 
Anlagenteilen 

umfassende Kenntnisse über die Wir-

Bei der Ausführung seiner Arbeit muß er die Elementarfakto­
ren .,Werkstoffe", .,Betriebsmittel" und .,Menschliche Arbeits­
leistung" unter Berücksichtigung der gesetzlichen, organisa­
torischen und energetischen Randbedingungen möglichst 
wirtschaftlich kombinieren Das setzt Kenntnisse über die 
Grundlagen der Prozesse und über den Aufbau der Betriebs­
mittel voraus. Daraus lassen sich die vier Groblernziele ab­
leiten: 

- Beherrschen des prozeßbedingten Grundlagenwissens, 

kungsweise der einzelnen Anlagen- - Kenntnisse über den Aufbau und Einsatz von Prozeß-
teile anlagen, 

große Kenntnisse Kenntnisse über die Arbeitsweise der 
Gesamtanlage als ein zusammenhän­
gendes System 

sehr große Kenntn'sse Kenntnisse über die Arbeitsweise, die 
Energiebilanz und die anlagenspezifi­
sche Reaktionsführung des Gesamt­
systems. 

Im Bild 6 ist die Ausprägung der Häufigkeit für diese Wis­
senskategorie aufgezeigt. Daran ist abzulesen, daß die Stan­
dardabweichung der von den betrieblichen Vorgesetzten ab­
gegebenen Einschätzungen dieser .,Kenntnis-Soli-Werte" ge­
ringer ist als die der .,Kenntnis-Ist-Werte". Das läßt sich dar­
auf zurückführen, daß bei der Einschätzung der Ist-Werte 
von realen Personen ausgegangen wird, bei der Einschät­
zung der Soli-Werte hingegen von einem idealtypischen Auf­
gabenträger. Die Eigeneinschätzung durch die Anlagenführer 
deckt sich im Mittel mit der Ist-Einschätzung durch die Vor­
gesetzten. 

Für die anderen befragten Kategorien wie z. B . .,Kenntnis­
stand über Meß- und Regelungstechnik" ergaben sich ähnli­
che Sachverhalte, d. h., die Werte durch die Befragung der 
Anlagenführer und die Ist-Werte .. Einschätzung durch die 
Vorgesetzten" deckten sich annähernd. Grundsätzlich lagen 
die Soll-Vorstellungen der Vorgesetzten meist höher als der 
Ist-Zustand. 

Die Eigeneinschätzungen der fachübergreifenden Fähigkeiten 
(Selbständigkeit, Verantwortung, Zuverlässigkeit, Anpas­
sungsfähigkeit und Konzentration) durch die Anlagenführer 
liegt deutlich höher als die Einschätzung dieser Fähigkeiten 
durch die betrieblichen Vorgesetzten. Für die fachübergrei­
fenden Fähigkeiten wird im Mittel von den Vorgesetzten eine 
Anhebung dieser von mittel auf groß erwartet. Die Arbeits­
person soll z. B. in der Lage sein, noch selbständiger zu 
handeln als bisher (Bild 7). Sie soll nicht nur fähig sein, die 
technischen Probleme am Arbeitsplatz (mittel) sondern auch 
die organisatorischen und personenbedingten Schwierigkei­
ten weitgehendst eigenverantwortlich zu lösen (groß). 

5. Anmerkungen zur Verwertung der Erkenntnisse in einem 
Grobrahmenlehrplan 

Zusammenfassend läßt sich die Berufstätigkeit des Anlagen­
fuhrers wie folgt beschreiben: 

Die Arbeitsperson nimmt Funktionen im Bereich zWischen 
Disposition und Ausführung wahr. Sie ist in dem iht zuge­
wiesenen Aufgabenbereich für die Durchsetzung der von 
den Fuhrungskräften aufgestellten Planungen verantwort­
lich. Dazu muß sie kurzfristig sowohl Dispositionen im per­
sonellen Bereich als auch im Bereich der Produktionsmittel 
und Einsatzstoffe vornehmen. Die Vorstellungen hat sie in 
Handlungsanweisungen für die unterstellten betrieblichen 
Mitarbeiter umzusetzen. 

Das Richtziel ließe sich daraus wie folgt formulieren: .,Der 
Teilnehmer soll die Fähigkeit zur Realisierung der geplanten 
Produktion erwerben. Dazu soll er kurzfristig sowohl Dispo­
sitionen im personellen Bereich als auch beim Einsatz von 
Prozeßanlagen in dem von ihm selbständig geführten Aufga­
benbereich realisieren können." 

- Wissen um die Bestimmungsgrößen der menschlichen 
Arbeitsentfaltung und 

Kenntnisse der gesetzlichen, organisatorischen, wirtschaft­
lichen und energetischen Voraussetzungen zur Kombina­
tion der Elementarfaktoren. 

Entsprechend dieser vier Groblernziele sollte der Grobrah­
menlehrplan auch in die vier Gruppierungen Grundlagen, 
Fachtheorie, Mitarbeiterführung und Betriebstechnik aufge­
gliedert werden. 

Aufgrund der Analyse gegenwärtiger Rahmenlehrpläne ist 
eine Zuordnung in folgendem Smne vorstellbar: 

Im Block .. Grundlagen" sind die Fächer Mathematik, Physik 
und Chemie vertreten. Hier sollen einerseits die Wiederho­
lung von schon lange bekanntem Wissen erfolgen und ande­
rerseits so umfangreiche Kenntnisse vermittelt werden, daß 
die AnlageniLihrer nicht nur punktuelle Kenntnisse über den 
chemischen und physikalischen Prozeß haben. Sie sollen 
in der betrieblichen Realität die Vorgänge über den ganzen 
Prozeß erfassen können. Diese Kenntnisse sind auch Voraus­
setzung für den Block .. Fachtheorie". Dieser besteht aus Ver­
fahrenstechnik, Maschinen- und Apparatekunde, Werkstoff­
kunde und Meß- und Regelungstechnik. Der Block soll so 
aufgebaut sein, daß vertiefte Kenntnisse über den Aufbau 
und die Wirkungsweise von Elementen und Anlagen vorhan­
den sind. Dabei ist besonderer Wert auf das Zusammenwir­
ken von Komponenten zu legen, so daß Prozeßanlagen als 
zusammenhängende Systeme betrachtet werden können. Das 
dritte Groblernziel .,Mitarbeiterführung" soll mit Hilfe der 
Fächer Arbeits- und Sozialrecht, Ergonomie, Mitarbeiterfüh­
rung und Arbeitspädagogik vermittelt werden. Die im Rahmen 
dieser Fächerkombination vermittelten Inhalte sollen helfen, 
daß die Anlagenführer die personenbedingten Schwierigkei­
ten in der Produktion selbst lösen können. Dadurch wird die 
Selbständigkeit und Anpassungsfähigkeit erhöht. Das soll 
auch mit den im vierten Block .,Betriebstechnik" vermittelten 
Fächern erreicht werden. Anhand der Facher Sicherheits­
wesen, Arbeitstechnik, Kostenrechnung und Energietechnik 
soll deutlich gemacht werden, wie man bei organisatorischen 
Schwierigkeiten und Veränderungen angemessen reagieren 
kann. 
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AUS DER ARBEIT DES BIBB 

Oskar Hecker und Christian Wehner 

Auswahl von Unterrichtsmedien 
mit Hilfe der MEDIENBANK des 8188 

Seit Anfang 1977 steht die MEDIENBANK des BIBB für An­
fragen zur Verfügung [1]. ln der MEDIENBANK sind z Z. Da­
ten über ca. 1700 Unterrichtsmedien/Ausblldungsmittel wie 
z. B. Vtdeoprogramme, Dia-Rethen, Buchprogramme und Ar­
beitstransparente gespeichert. Erfaßt wurden bisher über­
wiegend Unterrichtsmedten der Berufsfelder Elektrotechnik, 
Metall sow1e Wirtschaft und Verwaltung. Die Daten der 
MEDIENBANK werden über Veröffentlichungen wie z. B. be­
rufsfeldbezogene Medienkataloge, Titellisten und Dokumen­
tationskarten sowie mit Hilfe von Anfragekarten Ausbildern, 
Lehrern und anderen interessierten Personen zur Verfügung 
gestellt. 

1. Die Auswahl von Unterrichtsmedien 

Fur die Ausbildung in Betrieb und Schule hat die Auswahl 
geeigneter Unterrichtsmedien zur Vorbereitung und Durch­
führung der Ausbildung eine entscheidende Auswirkung auf 
d:e Effizienz des Lernprozesses. 

Bei dem derze!ttgen Angebot an audiovisuellen Unterrichts­
medien ist es für den einzelnen Ausbilder oder Lehrer aber 
nahezu unmöglich, sich z. B. mit Hilfe der Liblichen Herstel­
lerprospekte gezielt ein für seme Unterrichtssituation geeig­
netes Unternchismedium auszusuchen 

Wenn ein Ausbilder oder Lehrer Unterrichtsmedien - in 
Form von Einzelmedien oder als Medienverbundsysteme -
1n seinen Unterricht integrieren wtll, so muß er den umständ­
lichen Weg der Auswahl über Prospekte, Medienkataloge 
und Landesbildstellen gehen. Die Auswahl eines Mediums 
wtrd dadurch erschwert, daß die Beschreibungen der einzel­
nen Medien n1cht vergleichbar sind, und die Anzahl der an­
gegebenen Daten oft nicht ausretcht, das Medium in eine 
prazise Unternchissituation einzuplanen. Zusätzlich wird er 
mit der Schwierigkeit konfrontiert, daß aus der Beschreibung 
der Unterrichtsmedien oft nicht hervorgeht, ob sie für die 
berufliche Bildung geeignet sind 

Neben einer langen Anlaufzeit kostet diese Form der Aus­
wahl v1el Zeit und Arbeit und führt dazu, daß meist nur die 
Unternchismedien eingesetzt werden, die schon in irgend­
einer Form bekannt oder vorhanden sind. 

2. Der Einsatz der MEDIENBANK des BIBB bei der Beschaf-
fung von Unterrichtsmedien 

Durch den Aufbau und den Betneb der MEDIENBANK des 
BIBB wird versucht, den Ausbildern und Lehrern den Prozeß 
der Auswahl und Beschaffung von Unterrichtsmedien zu er­
leichtern und ihn dabei auch noch zu effektivieren. 

Die MEDIENBANK 

ist eme zentrale Anlaufstelle für Medienwünsche im Be­
reich der beruflichen Bildung und erspart zeitraubende 
Informationssuche an mehreren Stellen; 

g1bt eine umfassende Obersicht über alle vorhandenen 
Unterrichtsmedien im Bereich der beruflichen Bildung; 

hat eine Fülle von Daten (ca. 60) je Unterrichtsmedium 
gespeichert, so daß die jeweiltgen Unterrichtsmedien so 
ausreichend beschrieben smd, daß sie vom Ausbilder 
oder Lehrer gezielt in die jeweilige Unterrichtssituation 
eingepaßt werden können; 

beschretbt alle Medien im gleichen Raster, so daß ein 
Vergleich unterschiedlicher Präsentationsformen möglich 
ISt. 

Die Kommunikation mit der MEDIENBANK erfolgt entweder 
direkt über Anfragen m1t Hilfe einer Anfragekarte oder eines 
Telefonanrufes oder mdtrekt über die Auswahl geeigneter 
Unterrichtsmedien anhand einer der berufsfeldbezogenen 
Kataloge oder Titellisten [2]. 

Die Anfragekarte 

Die Anfragekarte kann beim BIBB angefordert werden. Eine 
Anfrage kann jedoch auch formlos gestellt werden, sie sollte 
aber genügend beschreibende Daten für das gewünschte 
Unterrichtsmedium enthalten. 

ln die Anfragekarte können in sieben Feldern das Unter­
richtsmedium spezifierende Daten eingetragen werden (Ab­
bildung 1 ). D1e Eintragungen können frei erfolgen, zur besse­
ren Orientierung des Anfragenden sind jedoch zu jedem Feld 
eine Reihe von Begriffen und Hinwetsen vorgegeben, die im 
leigenden aufgefuhrt sind. 

Berufsfeld (Feld 1). 
Wirtschaft und Verwaltung, Metall; Elektrotechnik; Bau und Holz, 
Textil und Bekleidung, Chemie, Phys1k, B1olog1e Druck und Pap1er; 
Farb- und Raumgestaltung; Gesundheits- und Korperpflege; Ernahrung 
und Hauswirtschaft, Landwirtschaft. 

Beruf (Feld 2): 
Wenn mogl1ch, den Ausbildungsberuf angeben. 

Fachgebtei/Teilgebiet (Feld 3): 
Elektrotechnik: Grundlagen; Energ1etechnik, Nachrichtentechnik, Nach­
richtenelektronik, Meß- und Regelungstechnik; Elektrochemie 

Metall: Meßtechnik, WerkstoHtechn1k; Fert1gungstechnik; Maschinen­
technik; Steuerungstechnik, Technisches Zeichnen; Technische Mathe­
matik 

Datenverarbeitung: Grund lagen; Hardware; Betnebssysteme, Program­
m 1ersprachen, Software, Organisation 

Druckereiwesen: Grundlagen, Druckvorlagenherstellung; Druckformher­
stellung, Satzherstellung, Druck; Druckverarbeitung 

Bauwesen: Grundlagen; Planung; Konstruktion; Statik; Vermessungs­
technik; lnnenausbau, Rohbauausfuhrung 

Betriebswirtschaft: Grundlagen, Organ1sat1on, Rechtswesen, Steuern, 
F1nanz1erung, Rechnungswesen, BeschaHung; Lagerhaltung; Produk­
tion; Absatz; Marktforschung 

Textil: Grundlagen, Spinnere1techn1k, Webtechn1k, Maschentechnik; 
Textilveredelung 

Naturwissenschaften: Mathematik, Physik, Chemie, Biologie; Pharma­
Cie, Verfahrenstechnik 

Allgemeines: Volkswirtschaftslehre; Fremdsprachen; Fuhrungstechn1ken; 
Rhetonk; Kommun1kat1onstechn1k; Padagog1k; Psychologie; ArbeitS­
schutz, Verkaufsschulung; Schriftverkehr 

Bildungsstufe (Feld 4): 
Allgemembildung, Grundausbildung; Fachausbildung, Anpassungs­
weiterbildung; Aufst1egswe1terb11dung; Umschulung 
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Medium (Feld 5): 
Buchprogramm, Tonbildschau; Programmierte Ubung; Computerpro­
gramm; F1lm, Arbe1tstransparenz; Videoprogramm; Diareihe. 

Schlagworte (Feld 6): 
Emtrag von Begriffen, die das Unternchismedium inhaltlich beschrei­
ben. 

Sonstige Bemerkungen und Hinweise (Feld 7): 
Je Unterrichtsmedium werden maximal 60 Einzelangaben erhoben, von 
denen 6 fur die Anfrage aufgeführt smd. Fur we1tere deta1111erte An­
gaben des Medienwunsches steht d1eses Feld zur Verfugung. Außer­
dem konnen m diesem Feld sonst1ge Wünsche, Hmweise, Anregungen 
eingetragen werden. 

Bei der Anfragekarte müssen nicht alle Felder ausgefüllt 
sein. Die Anfragekarte wird im BIBB im on-line-Dialog als 
Suchanfrage für den Rechner umformuliert und führt entwe­
der zu den gewünschten Unterrichtsmedien oder es stellt 
sich heraus, daß keine geeigneten Unterrichtsmedien vor­
handen sind. 

Am Beispiel der ausgelullten Anfragekarte in Abbildung 
soll ein solcher Suchprozeß dargestellt werden. 

Als Suchfrage werden folgende Begriffe eingegeben: 

Elektrotechnik (aus Feld 1) 

Elektromechaniker (aus Feld 2) 

Elektrochemie (aus Feld 3) 

Grundausbildung (aus Feld 4) 

Buchprogramm oder Tonbildschau (aus Feld 5) 

Der Suchprozeß ergibt sieben Unterrichtsmedien, für die die 
eingegebenen Sachbegriffe zulassen: 

1. Titel: Primärelemente 
Medium: Buchprogramm 

2. Titel: Aufbau und Wirkungsweise von Brennstoffzel­

Medium: 
3. Titel: 

Medium: 
4. Titel: 

Medium 
5. Titel: 

Medium: 
6. Titel: 

Medium: 
7. Titel: 

Medium: 

len 
Buchprogramm 
Trockenelemente 
Buchprogramm 
Aufbau der Materie 
Buchprogramm · 
Einführung in den Galvanismus 
Buchprogramm 
Strom in Flüssigkeiten 
Tonbildschau 
Elektrochemische Spannungsreihe 
Buchprogramm 

Da in Feld 6 als zusätzliche Angabe noch der Begriff 
"Primarelement" und in Feld 7 der Hinweis gegeben wird, 
daß Buchprogramme gewünscht sind, kann der Suchprozeß 
weiter eingeengt werden. Er fuhrt jetzt nur noch auf zwei 
Unterrichtsmedien, die relevant sind: 

1. Dokumentations-Nr.: 
Titel: 
Untertitel: 

Medium: 
Sachregister: 

2. Dokumentations-Nr.: 
Titel: 

Untertitel: 
Medium: 
Sachregister: 

0310015 
Primärelemente 
Lehrprogramme Elektrotechnik 
Reihe 1 GleichstromtecJmik 
Band 5 
Buchprogramm 
Primärelement 
Aufbau 
Wirkungsweise 
Leclanche-Eiement 
Polarisation 
Elektrochemie 

0310119 
Aufbau und Wirkungsweise von 
Brennstoffzellen 
Siemens-Lehrprogramme, PU 39 
Buchprogramm 
Brennstoffzelle 
Aufbau 
Wirkungsweise 

Die Dokumentationskarte 

Zur Verdeutlichung, welche Daten über ein bestimmtes Un­
terrichtsmedium gespeichert werden, ist die Dokumentations­
karte für das erste gefundene Unterrichtsmedium dargestellt 
(Abbildung 2). Zu den gefundenen Unterrichtsmedien wer­
den dem Anfrager die betreffenden Dokumentationskarten 
zugesandt und er kann aufgrund der Daten entscheiden, wel­
ches Unterrichtsmedium er einsetzen möchte [3]. 

Periodika der MEDIENBANK 

Aus den Daten der MEDIENBANK werden folgende Veröf­
fentlichungen publiziert [3]: 

1. Medien-Gesamttitelliste 
ln der Medien-Gesamttitelliste sind alle bisher in der 
MEDIENBANK abgespeicherten Unterrichtsmedien/ Ausbil­
dungsmittel (ca. 1700) - nach Berufsfeld und Medienart 
gegliedert - aufgeführt. Pro Medium werden Titel, Unter­
titel, Hersteller und inhaltliche Begriffe angegeben. Diese 
kürzeste Darstellung des MEDIENBANK-Angebotes er­
scheint jährlich. 

2. Berufsfeldbezogene Medienbeschreibungen 
Die berufsfeldbezogenen Medienbeschreibungen stellen 
in ausführlicher Form die gespeicherten Medien eines 
Berufsfeldes dar. Jedes Medium wird auf einer Doppel­
seite beschrieben. Der Detaillierungsgrad ermöglicht es 
dem Benutzer, das für seine Unterrichtssituation geeig­
nete Medium zu ermitteln. Die Überarbeitung soll im 
jahrliehen Turnus erfolgen. 

3. Berufsfeldbezogene Titellisten 
Die berufsfeldbezogenen Titellisten sind eine Kurzinfor­
mation des jeweiligen Berufsfeldes. Neben Titel, Unter­
titel und Hersteller je Medium ermöglicht ein umfangrei­
ches Sachregister eine Zuordnung zu den Medien. 

Im September sind neben der Medien-Gesamttitelliste die 
Periodika für das Berufsfeld Elektrotechnik erschienen. An­
fang 1978 erscheinen die Periodika für die Berufsfelder Metall 
sowie Wirtschaft und Verwaltung. 

Buchprogramm 

Elektrotechnik 0 Grundlagen, Elektrochemie 0 Gleichstrom 

Titel: Primärelemente 

Untertitel: Lehrprogramme Elektrotechnik, Reihe 1 Gleich­
stromtechnik, Band 5 

Adressatenangaben: 

Adressatengruppengröße: Einzellerner 
Berufsgruppe: Elektriker, Chemiearbeiter 
Zielgruppe: TECHNIK, Auszubildende 
Bildungsjahr: 1. Ausbildungsjahr 
Bildungsstufe: Grundausbildung, Umschulung 

Mit dem Lehrprogramm kann der folgende Schul-/Ausbil­
dungsabschluß angestrebt werden: Facharbeiterprüfung, Ge­
sellen-/Gehi IIen prüfung. 

Vorkenntnisse, Lernziele, Inhaltsangabe: 
Vorkenntnisse: Grundkenntnisse der Elektrochemie - Strom in Flüssig­
keiten 
Lernziele: Nach dem Durcharbeiten des Lehrprogramms kann der 
Adressat. 
1. angeben, daß Trockenbatterien Pnmärelemente sind, d1e nach der 

Entladung unbrauchbar geworden sind; 
2. die zum Aufbau einer Trockenbatterie (Braunste1nelement) verwen­

deten Malenallen in eine vorgegebene Skizze eintragen; 
3. d1e Nennspannung einer Trockenbatterie, die aus e1ner Zelle be­

steht, mit 1,5 V angeben; 
4 angeben, daß s1ch stahlummantelte Zellen durch besonders lange 

Lagerzeit auszeichnen, ohne daß ein nennenswerter Kapazitätsver­
lust emtritt; 

5. großere Entladestromstärken emer kleineren entnahmbaren Kapa­
ZIIat zuordnen; 

6. einer tiefen Umgebungstemperatur (unter + 20 °C) eine klemere 
entnahmbare Kapazitat zuordnen; 
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7 die Bildung von Wasserstoff an der positiven Elektrode emes Pri­
märelements als elektrolytische Polarisation bezeichnen; 

8 angeben. daß durch d1e elektrolytische Polarisation d1e Stromab­
gabe ohne Gegenmaßnahmen nach kurzer Ze1t unterbunden wird; 

9. als Depolansator fur d1e ubl1chen Trockenbatterien Braunstein 
nennen. 

10 der Trockenbatterie in Segmentausfuhrung die hochsie Strombe­
lastbarkelt gegenuber der klass1schen Bauwe1se und der m1t pa­
pierartigem Elektrolyttrager zuordnen 

Angaben zur Programmstruktur: 

1 Lernemhett, 36 Lernschritte, 84 Bilder/Abbildungen, 2 
schnftltche Arbeitsaufträge, 6 Zusatzaufträge 
Programmierart. verzwetgt 
Endtest: 1 Aufgabe 
Bearbeitungszeit: 45 bis 60 min 

Zusätzliches Material: 

Begleitheft: DM 18,- Arbettsheft: DM 5,-

Notwendige Htlfsmittel: Arbeitsheft 2, Lehrprogramme, Reihe 
1 Gleichstrom, Bestellnummer 38 718 (Beuth), 91 907 (Schroe­
del) 

Wünschenswerte Hilfsmtttel: Begleitheft 2, Lehrprogramme, 
Reihe 1 Gleichstrom, Bestellnummer 38 720 (Beuth), 91 909 
(Schroedel) 

Bibliographische Angaben: 

Autor: Filler, G. 

Herausgeber: Bundesinstitut für Berufsblldungsforschung, 
Berlin 

Vertrieb· Beuth Vertrieb GmbH, Berlin, Sehreedel Verlag KG, 
Hannover 

Bestellnummer: 3-410-38704-8 (Beuth), 3-507-91905-2 (Schroe-
del) Prets: DM 18,-

1973 (1. Ausgabe), 36 Seiten Auflagenhöhe: 5000 Exempl. 

Format: 21 X 43 X 25 cm 

Druckart. vierfarbig - farbtg 

Buchbinderische Verarbeitung: Klebebindung (Lumbeck/Bro-
schur) Umschlag Karton - Lackiert 

Kontext (Vor-, Gleich-, Nachlaufprogrammel: 

Buchprogramm: 1/13 Strom in Flüssigkeiten, V 

Tonbildschau: 2/15 Primärelemente, G 

Programmierte Ubung: 3/15 Primärelemente, N 

Bemerkungen: 
D1eses Lehrprogramm stammt aus dem komplexen Lehrsystem Elektro­
technik/Elektronik, Rethe 1 Gleichstrom 

Das Lehrprogramm ist m1t 2 we1teren Lehrprogrammen m emem Band 
zusammengelaßt 

Zum komplexen Lehrsystem gehoren Lehrprogramme m Buchform und 
Tonbildschaufassung mit dazugehorigen Arbeits- und Begleitheften, 
Tonfilmstreifen sowie programmierte Ubungen mit Arbe1ts- und Be­
glettheften. 

Heinrich Tillmann 

Abbildung 1: Ausgefüllte Anfragekarte 

MEDIENBANK Anfragekarte 
Auskunft· und Informationssystem Uber Unternchtsmed1an der beruflichen Bildung 

B1tte vor dem Austulltn erst d•• H1nwe1se auf dem unteren Te1l der Anfragekarte beachten 
!lt!l und wenn moghch, d1e dort vorgegebenen Begnfft verwenden ! ! !II 

6 Schlagworte (St•chworte, Schlusulbegnfft) 

Et,J:/;, 
( p,,._.,..,..e-le-.eN I} 

Abbildung 2: Dokumentationskarte 

Absender: K/q14 c Ytyer 
l 

Beruf: f/Hd,y,,q/ 

7 Sonstige Bemerkungen oder Hmwt•st 

t.4.... '"-J/''1"·-­
Ihr Ir. 11#'4• 

1 
J, ilh 

lhl'l'lliiiJ'j •• 

D 
Bundesinstitut fur 

Berufsbildung 

- MEDIENBANK­

Fohrbollintr Platz 3 

1000 B E R L I N 31 

----------- h11rlbtrennen -----------

Auskunft: BIBB-Hauptabtetlung F 5, Fehrbelliner Platz 3, 
1000 Berlin 31, Telefon (030) 8 68 33 11 

Stand: 30. 4. 1976 

Anmerkungen 

[1] Vgl h1erzu u a. · Hecker, Oskar und Wehner, Chnst1an D1e ME­
DIENBANK des BIBB - Auskunft- und Informationssystem uber 
Unternchismedien der beruflichen Bildung ln· Berufsbildung 1n 
Wissenschaft und Prax1s, 6. Jahrgang (1977), Heft 2. Seite 10-14 

[2] Be1 teletontschem Anruf wtrd 1m BIBB eine Anfragekarte ausge­
füllt und die Bearbettung erfolgt analog. Anfragekarten sind d1eser 
Ausgabe der BWP beigefügt. 

[3] Anfragen an die MEDIENBANK stnd z Z. kostenlos Der Pre1s fur 
die Periodika der MEDIENBANK beträgt DM 10,-. 

Zur situationsgerechten Regelung beruflicher Weiterbildung 

Der Bund steht seit lnkrafttreten des Berufsbildungsgesetzes, 
das ihm die Kompetenz zum Erlaß von Fortbildungsordnun­
gen übertrug, vor der Frage, wie diese Ordnungsinstrumente 
für eine effektive Regelung der beruflichen Weiterbildung 
einzusetzen stnd. Die Effektivität sollte daran gemessen wer­
den, wieweit 

die mit der Regelung verfolgten Ziele der Vergleichbar­
keit, der Vereinheitlichung und der Einordnung von Ab­
schlüssen in ein "durchlässiges" Gesamtsystem erreicht 
werden, 

die durch Fortbildungsordnungen geregelten Abschlusse 
"verwertbar" sind und 
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- die in den geregelten Maßnahmen faktisch erworbenen 
Qualifikationen tatsächlich den mit der Regelung beab­
sichtigten Qualifikationszielen entsprechen. 

Die beiden letztgenannten Effektivitatsmaßstäbe sind nicht 
identisch, da die Verwertung von Abschlüssen in Tarifverträ­
gen, Laufbahnen etc. häufig nur formal an einen Abschluß 
gebunden ist [1]. 

Die zentrale These der folgenden Ausfuhrungen lautet: 

Die genannten Kriterien der Effektivität von Fortbildungs­
ordnungen sind nur dann zu erfullen, wenn neben dem Erlaß 
von Rechtsverordnungen geeignete Zusatzmaßnahmen ge­
troffen werden, d1e aus den typischen Merkmalen der Rege­
lungssituation des Verordnungsgebers Bund abzuleiten sind. 

1. Regelungssituation des Bundes 

Die Erfahrungen, die bisher in Ordnungsprojekten des BIBB 
gesammelt wurden [2], ergeben folgende wesentlichen Cha­
raktenstlka der Regelungssituation des Bundes in der be­
ruflichen Weiterbildung: 

1.1 Fortbildungsordnungen besitzen zwangsläufig einen rela­
tiv hohen Allgemeinheitsgrad; sie müssen Spielräume of­
fen lassen, die durch geeignete Ergänzungsmaßnahmen 
auszufüllen sind. 

Fortbildungsordnungen smd als Rechtsverordnungen wegen 
des langwierigen Abstimmungsverfahrens und der zu beach­
tenden Rechtsförmlichkeit relativ starre Ordnungsinstrumente 
[3]. Gleichzeitig müsen sie als überregionale Regelungen ei­
ne gewisse Bandbreite regionaler und bereichsspezifischer 
Verschiedenheiten zulassen. Besonders wichtig für den vom 
Bund bisher weitgehend nicht geregelten Weiterbildungsbe­
reich 1st die Tatsache, daß der überwiegende Teil künftiger 
Fortbildungsregelungen neue Entwicklungen einleiten und 
neue Anforderungen an d1e Weiterbildungsträger stellen wird, 
die 1. a. n1cht kurzfristig zu erfullen sind und deren Realisie­
rungsschwierigkeiten im Vorhinein nur schwer eingeschätzt 
werden können. Den dadurch entstehenden Anpassungs -und 
Entwicklungsproblemen muß durch entsprechende Spielräu­
me m den Fortbildungsordnungen Rechnung getragen wer­
den, w1e dies m dem vom BIBB kurzlieh vorgelegten Entwurf 
der Fortbildungsordnung "Geprufter lndustriemeister, Fach­
richtung Metall" geschehen ist [4]. Erschwert wird das Rege­
lungsproblern im allgemeinen dadurch, daß sich die Rege­
lung an verschiedene Tragergruppen von Weiterbildungs­
maßnahmen richtet, die sich in den Realisierungsbedingun­
gen der Regelungsziele wesentlich voneinander unterschei­
den z B in den typischen Adressatengruppen (Zugangsvor­
aussetzungen), in den Maßnahmetypen (Abend-!Vollzeitlehr­
gänge; Fernlehrgänge/Präsenzveranstaltungen etc.), 1m Ent­
WICklungsstand etc. Häufig sind in der beruflichen Weiterbil­
dung diese Realisierungsbedingungen fest vorgegeben, da 
die potentiellen Teilnehmer im allgememen beruflich oder 
anderweitig gebunden sind. ln manchen Bereichen, wie z. B. 
in der Datenverarbeitung, kommt noch hinzu, daß Weiterbil­
dung und Arbeitskräfterekrutierung eng aneinander gebun­
den sind und unter betrieblicher Verantwortung stattfinden. 

Spielräume müssen auch in den Fortbildungsordnungen für 
die berufliche Weiterbildung benachteiligter Gruppen (z. B. 
m der Rehabilitation, Resozialisierung, Reaktivierung etc.) 
vorgesehen werden, um die Bewältigung der hier auftreten­
den besonderen Lernschwierigkeiten zu ermöglichen 

Die dargestellten Gründe sprechen fur eine bewußte Be­
schränkung der Fortbildungsordnungen auf allgemeine Rege­
lungen. Sie sind aber gleichzeitig eine Begründung für die 
Notwendigkeit flexibler und den jeweiligen Realisierungsbe­
dingungen angepaßter Ergänzungsmaßnahmen, d1e die Spiel­
räume der Fortbildungsordnung ausfullen, ohne deren o. g. 
Nachteile zu besitzen. 

Eine zielgerechte Qualifizierung läßt sich durch Regelungen 
allem n1cht sichern, sondern benöt1gt Orientierungshilfen für 
d1e Wellerbildungspraxis Fehlen d1ese, so ist auch die struk­
turierende Wirkung von Fortbildungsordnungen gefährdet. 

1.2 Fortbildungsordnungen des Bundes unterliegen der Kon­
kurrenz durch andere staatliche und nichtstaatliche Re­
gelungen, die ihre strukturierende Wirkung einschränken. 
Die durch den Bund geregelte Weiterbildung muß also 
"konkurrenzfähig" sein. Eine Abstimmung aller staatli­
chen Regelungen ist erforderlich. 

Fortbildungsordnungen erreichen ihre strukturierende Wir­
kung dadurch, daß sie die zuständigen Stellen, insbesondere 
die Kammern, als Prüfungs- und Lehrinstanzen binden, die 
ihrerseits anderen Weiterbildungsträgern zur Orientierung 
dienen. Wesentliche Gruppen von Weiterbildungsträgern, die 
Fachschulen der Lander, Institutionen des öffentlichen Dien­
stes sowie emer Fülle privater Tragergruppen werden aber 
nicht vom Berufsbildungsgesetz erlaßt und daher in der Ge­
staltung ihrer Lehrgänge und Prufungen nicht an die Fort­
bildungsordnungen des Bundes gebunden. Insbesondere 
Firmengruppen, Verbände u. ä. sind nicht selten aufgrund 
ihrer Tradition, ihrer starken Stellung im Markt bzw. ihrer 
ausgebauten Weiterbildungssysteme in der Lage, mit ihren 
Abschlussen gegenuber Bundesregelungen zu konkurrieren 
und dabei ein größeres Renommee und bessere Verwertbar­
keit zu erreichen als die staatlichen Abschlusse. Diese Ten­
denz wird verstärkt, wenn über die Qualität staatlicher Ab­
schlusse im Arbeitsmarkt Unsicherhell besteht bzw. diese 
Abschlüsse nicht ausreichend bekannt sind, wie dies z. B. 
vom BIBB im Bere1ch der kaufmannischen Weiterbildung er­
mittelt wurde. Da d1e öffentliche Förderung der beruflichen 
Weiterbildung nach dem Arbeitsforderungsgesetz (AFG) z. Z. 
keme Auflagen bzgl. der Einordnung zu fördernder Bildungs­
abschlüsse in das Bildungssystem machen kann, hat s1e 
zwangsläufig zu der "Konkurrenz", dem Nebeneinander un­
abgestimmter Bildungsabschlüsse, beigetragen. 

Fortbildungsordungen des Bundes ohne geeignete Ergän­
zungsmaßnahmen werden daher weltgehend nicht "konkur­
renzfahig" sein und es besteht die Gefahr, daß ihre Wirkung 
dem Zufall überlassen bleibt. 

1.3 Eine effektive Regelung der beruflichen Weiterbildung er­
fordert eine Kooperation mit nichtstaatlichen Regelungs­
systemen. 

Nach den bishengen Ausfuhrungen ist es zur Effektivierung 
von Bundesregelungen notwendig, die dort festgelegten Rah­
menziele zu "operat1onalls1eren", d. h., in Lernziele und Prü­
fungsaufgaben etc. zu übersetzen und 1hre Realisierung 
durch geeignete organisatorische Maßnahmen sicherzustel­
len. 

Es gibt in der beruflichen Weiterbildung eine Reihe von Bei­
spielen nichtstaatlicher "Regelungssysteme", die Funktionen 
dieser Art mit verschiedenen Mitteln und verschiedener Ef­
fektivität für Teilbereiche wahrnehmen, z. B. den REFA-Ver­
band, den Deutschen Verein für Schweißtechnik, die Elek­
tronikschulung des Deutschen Handwerks, das Zertifikatsy­
stem des Deutschen Volkshochschulverbandes etc Sie be­
sitzen zentrale Institutionen, "Leitstellen" [5], die in verschie­
dener Weise und in unterschiedlichem Umfang Lernzielkata­
loge, Prüfungskarteien, Lehrmittel u. ä. erstellen, Prüfungen 
abnehmen bzw. auswerten etc. und die Weiterbildungsinsti­
tutionen 1hres Bereichs bei der Einhaltung der von ihnen 
entworfenen Standards kontrollieren. Dabei ist die Mitglied­
schaft in einem solchen "Regelungssystem" freiwillig, aber 
an bestimmte Bedingungen gebunden. Solche Regelungssy­
steme sind häufig flexibler in der Anpassung ihres Standards 
an neue fachliche Entwicklungen und veränderte Realisie­
rungsbedingungen, da die dazu benötigten Abstimmungspro­
zesse einen geringeren Legitimationsbedarf und eine gerin­
gere Reichweite als Bundesregelungen haben. Sie besitzen 
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häufig eine größere Nähe zu den fachlichen Gegebenheiten 
und eine direkte Kopplung zu den Teilbereichen des Arbeits­
marktes, dte ihre Absolventen ubernehmen. Daruber hinaus 
stehen sie in Konkurrenz zu anderen "Regelungssystemen" 
ähnlicher Zielsetzung und erreichen dabei in ihren Interes­
senbezügen teilweise erhebliche Leistungsstandards, wohin­
gegen Bundesregelungen nur Mindeststandards festlegen 
können [6]. 

Diese nichtstaatlichen Regelungssysteme können als Erfah­
rungsbeispiele bei der Regelung beruflicher Weiterbildung 
dienen: 

Leiisteilen nach dem dargestellten Muster könnten die Reali­
sierung von Fortbildungsordnungen übernehmen. Es waren 
Mindestbedingungen an ihre Regelungsfähigkeit zu stellen 
und eine Bindung an die allgemeinen Regelungsziele der 
jeweiligen Fortbildungsordnung zu fordern. 

Eine effektive Regelung der beruflichen Weiterbildung hatte 
also nach dieser Vorstellung auch den gezielten Auf- und 
Ausbau von Leiisteilen vorzunehmen. 

2. Mindestbedingungen für die Effektivität von Regelungs-
systemen 

Die vorliegenden Projektergebnisse und Erfahrungen legen 
es nahe, folgende Mmdestbedingungen fur dte Effektivität 
von Fortbildungsordnungen als Arbeitshypothese zu formu­
lieren: 

- Es sollte eine lnstitutionalisierung der laufenden curricu­
laren Umsetzung der Regelungsziele und eine Kontrolle 
dieser Umsetzung erfolgen: in einem effektiven Regelungs­
system müssen mindestens die Fahigkeit, die Möglichkeit und 
die Motivation zur Umsetzung der Regelungsziele in die Wei­
terbildungspraxis vorhanden sein. Dabei wird im allgemeinen 
kaum auf "Leitstellen" innerhalb der Organisation verzichtet 
werden können, von denen die Umsetzungsprozesse gesteu­
ert und in Gang gehalten werden. 

- Das Regelungssystem muß in die gesellschafts- und bil­
dungspolitischen Interessen der tragenden lnstttutionen in­
tegrierbar sein, weil es andernfalls sehr leicht gegenüber 
konkurrierenden Interessen der Organisation zur Wirkungs­
losigkeit verurteilt ist. 

- Das Regelungssystem sollte enge Verbindungen zu den 
Abnehmerbereichen seiner Abschlüsse unterhalten, damit 
neue Entwicklungen laufend berücksichtigt und die Verwert­
barkeit der Abschlüsse und Qualiftkationen laufend überpruft 
werden kann. 

3. Einige Konsequenzen für die Projektarbeit des BIBB 

Die bisher vorgetragenen Vorstellungen sind vom BIBB empi­
risch auf ihre Zweckmäßigkeit zu überprüfen. Sollten sie sich 
als zweckmäßig erweisen, würde sich für die Projektarbeit 
des BIBB eine Reihe von Konsequenzen ergeben: 

3 1 Der hohe Allgemeinheilsgrad der Fortbildungsordnungen 
erfordert die Entwicklung geeigneter lnterpretationshilfen. 

Diese würden sich an vorhandene oder aufzubauende "Re-
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gelungssysteme" der oben beschriebenen Art wenden. Sie 
müßten also von deren Leiisteilen richttg interpretiert werden 
können und die Kooperation bzw. Koordination von Leiistei­
len ermöglichen. 

Geeignete Interpretationshilfen sind z. B. "Funktionsbilder", 
in denen die berufliche Sttuatton dargestellt ist, an der sich 
die Qualifikationsanforderungen orientieren, und Lehrgangs­
empfehlungen des Bundes. 

Für dte Letisteilen wären Mindesstandards zu entwickeln und 
mit den Zielen von Fortbildungsordnungen abzustimmen. 

3.2 Beretts bei der Konzipierung von Fortbildungsordnungen 
sollten d!e infrastrukturellen Realisierungsbedingungen be­
rucksichtigt werden: Vor dem Erlaß einer Fortbildungsord­
nung ware zu prufen, welche vorhandenen "Regelungssyste­
me" sich zur Realisierung der Fortbildungsordnung anbieten, 
bzw. wie solche Systeme auf- oder ausgebaut werden kön­
nen. Dte b:sher zur Beurteilung von Regelungsantragen der 
Verbande und Gewerkschaften empfohlenen "Kriterien für 
Fortbildungsordnungen" des ehern. Bundesausschusses für 
Berufsbildung vom Marz 1976 [7] wären entsprechend zu er­
ganzen. Es ware zu prüfen, wieweit ein Regelungskonzept der 
vorgetragenen Art bei der Förderung von Weiterbildungs­
maßnahmen nach dem AFG berücksichtigt werden könnte. 
Ein geetgnetes Mtttel, Leiisteilen bzw. Regelungssysteme 
aufzubauen, konnte der geztelte Einsatz von Modellversuchen 
sein. 

3.3 Die vorgetragenen Überlegungen orientieren sich an ei­
ner Betrachtung der Funktionsfähigkeit von Regelungen und 
berucks!chtigen noch nicht dte dafür notwendtgen juristi­
schen Grundlagen. Falls sich aus den Folgearbetten die 
Zweckmaßigkeit der enlwtckelten Modellvorstellung ergeben 
sollte, müßten ggf Vorschlage für eine Verbesserung der ju­
ristischen Grundlagen erarbeitet werden. 
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Ausbildungsordnungsentwurf "Textilmustergestalter{in)" 

Am 24. Mai 1977 wurde der Ausbildungsordnungsentwurf des 
BIBB "Textilmustergestalter(in)" mit der Sachverstandigen­
gruppe der Sozialpartner in der Textilindustrie einstimmig 
verabschiedet. Bereits am 26. Mai konnte vom BIBB der Ent-

wurf dem Bundesminister für Wirtschaft, als dem zuständi­
gen Verordnungsgeber, mit der Empfehlung zugelettel wer­
werden, den Projektbeschluß im Koordinierungsausschuß von 
Bund und Ländern herbeizufuhren, um das zwischen Bund 
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und Ländern vereinbarte Abstimmungsverfahren [1] von Aus­
bildungsordnungen des Bundes mit den Rahmenlehrplänen 
der Länder e'nzuleiten; ohne dessen positiven Ausgang kann 
in der Regel die staatliche Anerkennung von Ausbildungs­
berufen nicht mehr vorgenommen werden. Die staatliche An­
erkennung des Ausbildungsberufes ist aber Voraussetzung 
dafur, daß Jugendliche in einem Ausbildungsberuf betrieblich 
ausgebildet werden dürfen [2]. 

1. Konstruktionsschema 

Das BIBB empfahl den Sozialpartnern die Konstruktion eines 
Einzelberufes mit Fachrichtungen wegen der gegebenen 
Branchengliederung und der Art der ausgeübten Berufstätig­
kelt bei der Gestaltung von Textilmustern, wie es eingehen­
de Recherchen - Betnebsbesichtigungen, Expertengesprä­
che, schriftliche Befragungen [3] - bestätigt hatten. Die So­
zialpartner hatten ursprünglich das bislang in anderen Textil­
berufen sehr gut eingeführte Stufenschema vorgeschlagen 
und eine detaillierte Vorlage [7] ausgearbeitet. 

Sachliche Gliederung der Lernbereiche 

gemeinsame Lernbereiche 

1 Arbeitsschutz und Unfallverhutung, Umweltschutz 
2. Zusammenarbeit 1m Ausbildungsbetneb 
3 Fertigungsablauf und Organisation 1m Ausbildungsbetneb 
4 textile Rohstoffe und Garne 
5 Herstellungsverfahren und Verwendungsarten textiler Flachen 
6. Druckverfahren zur Musterung textiler Flächen 
7 Ausrüsten textiler Flachen 
8 Gestaltungstechniken 
9 Entwerfen von Mustern 

10 Rapportieren von Musterentwürfen 
11 Pflegen und Inslandhalten der ArbeJtsgerate, Emnchtungen 

und Maschinen 

Fachrichtung Gewebe 

12 Herstellen gemusterter Gewebe 
13. Erstellen und Patronlaren von Mustarentwurlen fur Gewebe 
14 Anfertigen von Musterdatentragern zur Steuerung von Schaft-

und Jacquardmaschinen 

Fachrichtung Maschen 

12 Herstellen gemusterter Maschenwaren 
13 Koloneren von Mustarentwurlen fur Maschenwaren 
14 Patron1ertechnJk und 'Musterdatentrager fur Maschenwaren 

Fachrichtung Handstickerei 

12 Herstellen von Handstickereien 
13 Patron1eren und Kolorieren von Mustarentwurlen fur 

Handstrickerelen 
14 Herstellen von Musterdatenträgern fur Handstrickereien 

Fachrichtung Maschinenstickerei 

12 Herstellen von MaschmenstickereJen 
13 Patronieren von Musterentwürfen fur Maschinenstickerelen 
14 Herstellen (Punchen) von Musterdatentragern für d1e 

Maschinenstickerei 

Fachrichtung Textlidruck 

12 Herstellen von Textildrucken 
13 Entwerfen und Koloneren von Mustern, sowie Anfertigen von 

Farbauszugen und Durchfuhren fotografischer Arbe1ten 
14. Anfert1gen von Musterdatentragern fur den Textildruck 

Fachrichtung TuNing (Nadelflor) 

12 Herstellen von Tuftmgwaren 
13. Koloneren von Musterentwürfen und Erstellen von Farbreihen 
14. Herstellen von Musterdatentragern fur Tuftingwaren 

zusammen gemeinsame Lernbereiche zwei Drittel 24 Monate 
Fachrichtung ein Drittel 12 Monate 

Gesamtausb1l du ngsdauer dre1 Jahre 36 Monate 

Gemäß der übereinstimmenden Auffassung des Bundesmini­
sters für Bildung und Wissenschaft (Einvernehmensminister) 
und dem Bundesminister der Justiz (Prüfung der Rechtsförm­
llchkeit) müssen Einzelberufe mit Fachrichtungen folgendes 
zeitliches Gliederungsschema aufwe1sen [4]: 

das erste Ausbildungsjahr darf nur gemeinsame Ausbil­
dungsinhalte umfassen, 

im zweiten und dritten Ausbildungsjahr können gemein­
same und fachrichtungsbezogene Ausbildungsinhalte im 
Wechsel bzw. in Kombination miteinander vermittelt wer­
den, 

der zeitliche Anteil für die Fachrichtung darf höchstens 
ein Drittel der Gesamtausbildungszeit ausmachen. 

2. Sachliche und zeitliche Gliederung der Lernbereiche 

Die Gliederung der gemeinsamen und fachrichtungsbezoge­
nen Lernbereiche und ihre zeitliche Zuordnung ist der fol­
genden Tabelle zu entnehmen: 

zeitliche Zuordnung der Lernbereiche 
Richtwerte in Monaten bzw. X (begleiten zu vermitteln) im 

1. I 2 I 3 

Ausbildungsjahr 

X X X 
X X X 
X X X 
X X X 
X X 
X 

X 
7 4 1 
4 2 4 
1 1 
X X X 

I I 
1 
5 5 

1 

3 
2 2 
1 4 

3 1 
3 2 

3 

2 
4 4 

2 

1 1 
5 5 

X X 

2 
2 2 
2 4 

12 

I 
6 6 

6 6 

12 12 12 
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Aus den Bezeichnungen der Lernbereiche in Verbindung mit 
den festgelegten zeitlichen Richtwerten läßt sich die Art der 
Abschlußqualifikation hinsichtlich ihrer Breite und Speziali­
sierung ableiten [5]: 

Wissen 

Können 

Erkennen 

Vertrautheit in der gewählten Fachnchtung 

Überblick über alle in diesem Ausbildungsbe­
ruf zusammengelaBten Arten und Anwendungs­
bereiche von Textilmustern 

Fertigkeit 1m Gestalten von Textilmustern in al­
len Emzelheiten in einer Fachrichtung 

Fähigkeit, für alle Anwendungsbereiche Textil­
muster zu gestalten 

Einsicht über den erforderlichen Arbeitsablauf 
und -aufwand in der gewahlten Fachrichtung 

Entwickeln von Bewußtsein in die gegebenen 
Besonderheiten beim Gestalten von Textilmu­
stern 1n den anderen Fachnchtungen 

3. Berufsbezeichnung 

Im Zusammenhang mit der projizierten Abschlußqualifikation 
muß die Festlegung der Berufsbezeichnung gesehen werden, 
die die Art der Berufsausübung knapp - aber treffsicher 
Außenstehende informierend - kenntlich machen soll [6]. 

Im Antrag des Arbeitgeberkreises Gesamttextil vom Januar 
1976 lautete die Berufsbezeichnung der Endqualifikation Tex­
til gestalter. Der vom Arbeitgeberkreis veröffentlichte An­
trag [7] stieß hauptsächlich wegen der Berufsbezeichnung 
auf Widerstand bei den Professoren und Dozenten der Fach­
richtung Design 1m Bereich unserer Hochschulen: 

- Der Begnff "Gestalter" enthalte a pnon e1nen hohen Anspruch, 

- 1m allgemeinen Sprachgebrauch verbinde man dam1t eme beson-
ders ausgepragte kreative Fah1gke1t und gestalterisches Konnen; 

- der 1m Entwurf von Gesamttextil festgelegte Lehrplan verMittle n1cht 
das Wissen und Konnen, das zum Fuhren dieser Berufsbezeichnung 
berechtige, 

- d1e ohnehin schon vorhandene Begriffsverwirrung innerhalb der ge­
staltenschen Textilberufe verscharfe sich noch mehr; 

- der Begnff "Gestalter" se1 seit Jahren an Kunsthochschulen, Fach­
hochschulen und Erziehungswissenschaftlichen Fakultaten emge­
fuhrt 

ln diesen Meinungsstreit wurde das BIBB eingeschaltet, das 
folgende Position bezog: 
- Grundsätzlich ist die Berufsbezeichnung " ... gestalter'' gesetzlich 

nicht geschutzt; 

- zur Verdeutlichung 1st wtinschenswert, fur verschiedene N1veaus 
von Ausbildungsabschlussen unterschiedliche Bezeichnungen fest­
zulegen; 

- das BIBB erbat Vorschlage zur Berufsbezeichnung und bemuhte 
s1ch selbst um einen Kompromißvorschlag 

Aus der Dozentenschaft kam der Vorschlag 

Gesamttextil beharrt auf 

das BIBB schlug die Berufsbezeichnung 

der Entwurf führt die Bezeichnung 

Textilzeichner, 

Textilgestalter, 

Textilmuster­
entwerfer vor, 

Textilmuster­
gestalter. 

Die Berufsbezeichnung Textilmustergestalter ist eme treffen­
de Bezeichnung der Art und Weise der gemeinten Berufs­
ausübung. Nach sprachwissenschaftlicher Interpretation des 
Begriffs "Gestalt", der - abgeleitet vom Verb "stellen" -
"an einen Standort gebracht, festsetzen" [8] bedeutet, trifft 
diese Bedeutung fur die hier zur Debatte stehende Berufs­
tatigkeit zu, weil hier durch Umzeichnen, Rapportieren, Patro­
nieren usw. das Muster produktionsreif "festgesetzt", d. h. 
gestaltet wird. "Design" dagegen, dessen Lehre und Weiter­
entwicklung entsprechende Abteilungen im Hochschulbereich 
betreiben, beinhaltet 1m sprachwissenschaftlichen Sinn pri­
mar die kreative Auseinandersetzung mit dem Plan, dem 
Entwurf - schematisch und skizzenhaft [9] aber vielfältiger 
durch Einbeziehen weiterer Komponenten 

Die Verfasserin s1eht folgende Regelung der Ausbildungs­
gänge- nicht nur im Hinblick auf eine "Begriffsentwirrung" 
- als opt1mal an. 

- m der Sekundarstufe II duale Ausbildung zum Textilmustergestalter 

- 1m tertiaren Bere1ch - nach vorab festgestellter Individueller Eig-
nung von ausgebildeten Textilmustergestaltern - Studium zum 
Textildesigner 

Der Verwirklichung stehen allerdings "Berechtigungen" von 
mzwischen madäquat gewordenen Laufbahnregelungen im 
Schulwesen und im öffentlichen Dienst 1m Wege [13]. 

Damit aber ist ein allgememes bildungspolitisches Problem 
von großer gesellschaftlicher Tragweite angesprochen, das 
die hier Beteiligten nicht heute und für alle Bereiche zu lö­
sen in der Lage sind. Schon seit längerem herrscht in Krei­
sen textiler Sachverständiger Einvernehmen darüber, daß 
eine solche Abfolge der Ausbildungsgänge gerade den Ab­
solventen aus dem Hochschulbereich eine effizientere An­
wendung und Verwertung künstlerischen Vorstellungen bei 
größerem persönlichen Erfolgserlebnis eröffnet. Deshalb 
sollten d1e hier betroffenen "textilen Gruppen" sich bemü­
hen, die unterschiedlichen N1veaus und Profile beider Aus­
bildungsgänge besser als bisher aufeinander abzustimmen 
und s1e wieder durchlassig zu machen, statt die unwider­
bnngllch verstreichende Zeit mit Diskussionen um eine Be­
rufsbezeichnung zu vergeuden. 

4. Eignung der Ausbildungsbetriebe - Berücksichtigung bil-
dungspolitischer Leitlinien 

Ein wesentlicher Gesichtspunkt bei der Neuordnung von Aus-' 
bildungsberufen ist das Kriterium der Eignung von Ausbil­
dungsbetrieben, dem durch die Wahl der Konstruktion eines 
Ausbildungsberufes mit Fachrichtungen entsprochen wurde. 
Die Auffächerung des Ausbildungsberufes in sechs Fachrich­
tungen verbessert die Eignung von Ausbildungsbetrieben vor 
allem in der Hand- und Maschinenstickerei und in der Ma­
schenindustrie. Aus gleichem Grund wurde die ursprüngliche 
Absicht, den Fotogravurzeichner in diesen Ausbildungsberuf 
m1t zu mtegneren [7, 3], wieder fallen gelassen. 

Allgemeinen bildungspolitischen Leitlinien, wie Zusammen­
fassung verwandter Ausbildungsberufe mit breiter Grundbil­
dung zwecks größerer Mobilität in der Verwertung der Aus­
bildung, Systematisierung und Pädagogisierung der Lernin­
halte zur Steigerung des Lernerfolges wurde gleichfalls ent­
sprochen: 

- Das erste Ausbildungsjahr ist fur alle Fachnchtungen gemeinsam, 

- die wesentlichen Lernbere•iche werden im gemeinsamen Ausbil-
d-ungsteil - über dre1 Jahre verteilt- vermittelt, 

- die Vertiefung der Lerninhalte erfolgt exemplansch 1n e1ner Fach­
richtung, 

- alle Lernmhalte smd als operatJonaiJsJerte Lernziele formuliert, 

- d1e SystematJsJerung der Ausbildung wird im Ausbildungsrahmen-
plan nach den betriebspad.agogischen Prinzipien "vom Emfachen 
zum Schwierigen" - vom Konkreten zum Abstrakten" durch eine 
entsprechende Zuordnung der zeitlichen Richtwerte zu den mfrage 
kommenden Lernz1elen unter Berücksichtigung des normalen be­
tneblichen Arbeitsablaufes erreicht, 

soweit es die formalen Vorschriften erlauben, die be1 der 
Abfassung von Rechtsverordnungen nach der Geschäftsord­
nung des Bundes einzuhalten sind. 

5. Überarbeitung alter Ausbildungsordnungen - Schaffung 
neuer Ausbildungsplätze 

Nach lnkrafttreten dieses Entwurfs werden die folgenden -
nach § 108 BBiG geregelten Ausbildungsberufe- überarbei­
tet sein (siehe umseitige Aufstellung!): 

Erfahrungsgemäß stoßen neugeordnete Berufe bei den Ju­
gendlichen auf größeres Interesse, diesen Ausbildungsberuf 
zu wahlen. Das zeigen z. B. die steigenden Zahlen an Aus­
zubildenden, die eine Stufenausbildung in der Textilindustrie 
durchlaufen. Durch die Aufnahme der Fachrichtung Masche 
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Ausbildungsberuf [10] 

Musterzeichner und Patroneur vom 4. 11. 1949 
Musterzeichner für d1e Stickerei vom 6. 1. 1956 
Musterzeichner(1n) m der Stoffdruckerei von 1938 

Anzahl 
Auszubildende [11] 
Stand 30 12. 1975 

135 
42 

138 

und Tufting (Nadelflor) werden zusatzlieh Betriebe in die 
Lage versetzt, ausbilden zu dlirfen [2]. Beide Branchen ent­
wickelten sich erst in den sechziger Jahren zu ihrer heutigen 
wirtschaftlichen Bedeutung. 

6. Rahmenlehrpläne der Berufsschulen - Berufsfeldzuwei-
sung 

Initiiert durch das Staatsinstitut für Schulpädagogik (ISP) in 
Munchen liegen bayerische Entwürfe für die Unter- und Mit­
telstufe text1ler Musterungsberufe seit Juni 1976 vor. Die 
Sozialpartner der Textilindustrie haben ihre Vorstellungen in 
Form von "Materialsammlungen" - Basis für die Berufs­
schulrahmenpläne [7] - 1976 veroffentlieht Mitte September 
hat das fur Textil- und Bekleidungsberufe federführende 
Land Nordrhein-Westfalen seine Sachverstandigen unter Ein­
beziehung der beauftragten Sachverstandigen der Sozial­
partner der Textilindustrie zu einer ersten Besprechung ge­
beten. Von seiten des BIBB wurden dem ISP als auch der 
Vorsitzenden des Landerausschusses der Entwurf Textil­
mustergestalter(in), Stand 24. 5. 1977, zur Information zuge­
leitet. Es bleibt zu hoffen, daß das Abstimmungsverfahren im 

-Laufe des Jahres 1978 zugig und m1t positivem Ergebnis 
durchgeführt werden wird. 

Nach der Berufsbildungsjahr-Anrechnungsverordnung [121 
smd die textilen Musterungsberufe dem Berufsfeld Textil­
Bekleidung zugeordnet. Im Verlauf der Bemühungen um ei­
nen entsprechenden Rahmenlehrplan auf Bundesebene hat 
sich aber gezeigt, daß das weite Spektrum an Ausbildungs­
berufen einer differenzierteren Behandlung bedarf, als es ur­
sprüngliCh angenommen worden war. Das trifft besonders 
für die Festlegung der Lernziele im Bereich der berufsfeld-

bezogenen Praxis zu in Verbindung mit schulorganisatori­
schen Möglichkeiten. Die Sozialpartner, wie auch die Ver­
fasserin, sind der Auffassung, daß die textilen Musterungs­
berufe in ein textiles Berufsfeld gehören. 

Allen - am Gelingen des Entwurfs beteiligten - Sachver­
ständigen und den Vertretern der Sozialpartner sei an dieser 
Stelle für ihre Mühe, Einsatzbereitschaft und Aufgeschlossen­
heit herzl1ch gedankt. 

Anmerkungen 
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schaft 

[2] BB1G, § 28 Abs. 2. 

[3] G1sela Axt: Auswertung emer Befragung von Industrie- und Han­
delskammern zum Entwurf emer Stuten-Ausbildungsordnung Tex­
tilzeichner/Textilgestalter (Vorlage Gesamttextil vom Januar 1976), 
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(Erlauterungen und Hmwe1se). 
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[6] Interne Ergebnisniederschrift BMBW III B 4 - 6813 - 1/13 vom 
26. 4. 1977. 
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Berufsbildung - Konzeption der Neuordnung der "Musterungs­
berufe", Januar 1976 

[8] S1ehe Der große Duden, Band 7. 

[9] S1ehe Der große Duden, Band 5 und The Oxford Universal 
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[11] DIHT-Schriftenre1he Nr. 156 
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[13] Siehe u a "Vorwarts-Strategie" in: Informationsdienst des Insti­
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UMSCHAU 

Fachtagung 77 des Bundesinstituts für Berufsbildung 

Das Bundesinstitut für Berufsbildung führte in der Zeit vom 
7. b1s 9. September 1977 in der Berliner Kongreßhalle eine 
Fachtagung 77 unter dem Rahmenthema 

"Berufliche Bildung in Forschung und Prax1s -
Probleme und Lösungsansatze" 

durch. Diese Fachtagung hatte das Ziel, zu einer Bestands­
aufnahme der Probleme beizutragen, bisherige Lösungs­
ansatze aus Praxis, Berufsbildungsforschung und Bildungs­
politik darzustellen sowie Ansätze für künftige Aufgaben und 
Lösungsvorstellungen zu diskutieren. Über 1000 Teilnehmer 
waren der Einladung des Bundesinstituts nach Berlin gefolgt. 

Am ersten Tag sprachen d1e Herren 

Prof. Dr. Paul Gert von Beckerath, Vorsitzender des Haupt­
ausschusses des Bundesinstituts für Berufsbildung, 

Olaf Sund, Senator für Arbeit und Soziales Berlin, 

- Helmut Rohde, Bundesminister fur Bildung und Wissen­
schaft, 

Prof. D. Dr. Wilhelm Hahn, Vizepräsident der Ständigen 
Konferenz der Kultusminister der Länder, 

Dr. Hermann Schmidt, Generalsekretär des Bundesinsti­
tuts fur Berufsbildung, 

Felix Kempf, Bundesvorstand des Deutschen Gewerk­
schaftsbunds, 

Helmut Brumhard, Geschäftsführer des Kuratoriums der 
Deutschen Wirtschaft für Berufsbildung sowie 

Dr. Reinhold Mayerle, Ministerium für Wirtschaft, Mittel­
stand und Verkehr des Landes Baden-Wurttemberg. 

Der zweite und dritte Tag waren der Diskussion in den Ta­
gungsbereichen 

1. Ausbildungsplatzsituation - Ursachen, Folgen, Maß­
nahmen, 

2. Modellversuche - ein Instrument für Innovationen im 
beruflichen Bildungswesen, 

3. Ordnung der beruflichen Erstausbildung - Gemein­
schaftsaufgabe von Bund, Landern, Wirtschaft und Wis­
senschaft, 

4. Berufliche Weiterbildung - Forschungsansätze im Span­
nungsfeld von Bildungspolitik und Bildungspraxis, 
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5 Med1en m der Berufsausbildung sowie 

6. Wie kann Fernunterricht zur Verbesserung der beruflichen 
Bildung be1tragen? 

vorbehalten. Es fand em reger Meinungs- und Erfahrungs­
austausch m1t Ausbildern, Berufsschullehrern, Mitarbeitern 
in der Berufsbildung Jugendlicher und Erwachsener, Wis­
senschaftlern, Bildungsplanern und Vertretern der gesell­
schaftlichen Gruppen statt. 

ln Heft 6/77 der BWP w1rd ausschließlich über die Fach­
tagung 77 berichtet 

Lehrgänge zur Förderung der Ausbildungsreife Jugendlicher 

ln der BWP 1/77 wurde das Projekt "Entwicklung von Lehr­
gangen zur Förderung der Ausbildungsreife Jugendlicher" 
naher beschrieben. Als kurzfristiges Ziel dieses Projekts 
wurde d1e Bereitstellung geeigneter Hilfen fi.lr die Praxis zum 
1. August 1977 in Aussicht gestellt 

Inzwischen konnte d1eses Ziel so we1t erreicht werden, daß 
nunmehr Materialien für die Berufsbereiche/Berufsfelder 

Elektrotechnik 

Ernahrung und Hauswirtschaft 

Holz 

Metall 

- Textil und Bekleidung 

als Manuskriptdruck vorl1egen. 

Der Bereich Farb- und Raumgestaltung befindet sich in Vor­
bereitung. 

Außerdem wurden m einem gesonderten Teil neben "Erläu­
terungen zu den Handreichungen" auch "Hinweise zu päda­
gogischen Maßnahmen" aufgenommen. Diese Hinweise be­
ziehen s1ch nicht auf ein L1teraturstudium, sondern sind eine 
Darstellung von Informationen, die dem BIBB aufgrund der 
Erfahrungen bereits laufender Maßnahmen zur Verfügung 
gestellt wurden. 

Die "Handreichungen" stellen keinen Ersatz für ein Gesamt­
curriculum dar. Sie sind led1gl1ch als Unterstutzung und 
Anregung für Ausbilder und Lehrer gedacht. Hauptziel der 
"Handreichungen" 1st es, die wertvollen Erfahrungen der 
bisherigen Arbeiten in Förderungslehrgängen denen zugang­
lieh zu machen, die s1ch mit der Förderung der Ausbildungs­
reife Jugendlicher befassen. 

Der Manuskriptdruck 1st zunächst nur 1n einer kleinen Auflage 
vervielfaltigt worden. Die Abgabe erfolgt daher vorläufig nur 
an Personen oder Institutionen, die selbst Jugendliche be­
treuen. Es ist allerdings vorgesehen, nach ersten Erfahrungen 
mit d1esen "Handreichungen" 1978 eine zweite Auflage her­
zustellen. 

Neue Ausbildungsordnungen 

Der Bundesminister fur Arbeit und Sozialordnung hat auf­
grund des zuletzt durch § 24 des Gesetzes vom 24. August 
1976 (BGBI I S. 2525) geänderten § 25 und des § 27 des 
Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 (BGBI. I S.1112) 
im Einvernehmen mit dem Bundesminister fur Bildung und 
Wissenschaft die Verordnung über die Berufsausbildung zum 
Sozialversicherungsfachangestellten erlassen und die Bestim­
mungen 1m Bundesgesetzblatt verkündet. Gleichzeitig tritt 
die Verordnung uber die Ausbildung zum Sozlalversiche­
rungsfachangestellten vom 22. Dezember 1971 (BGBI. 1 

S. 2118) außer Kraft; § 11 Abs. 1 bleibt unberührt. (Erlaß­
datum: 22. 7.1977; lnkrafttreten: 1. 8. 1977; veröffentlicht im 
BGBI. I S 1425.) 

Neue Gesetze und Verordnungen 

Der Bundesminister der Finanzen hat aufgrund des § 8 des 

Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes in der Fassung der Be­
kanntmachung vom 14. September 1976 (BGBI. I S. 2793) mit 
Zustimmung des Bundesrates die Ausbildungs- und Prüfungs­
ordnung für die Steuerbeamten (STBAPO) verordnet und die 
Bestimmungen im Bundesgesetzblatt verkündet. Gleichzeitig 
tritt die Ausbildungs- und Prüfungsordnung für die Steuer­
beamten vom 30. April 1962 (BGBI. I S. 245) außer Kraft; 
§54 bleibt unberührt. (Erlaßdatum: 21. 7.1977; lnkrafttreten: 
28. 7. 1977; veröffentlicht im BGBI. I S. 1353.) 

Der Bundesminister fur Wirtschaft hat aufgrund des § 45 der 
Handwerksordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 
28. Dezember 1965 (BGBI. 1966 I S. 1), der zuletzt durch 
Artikel 24 Nr. 1 des Gesetzes vom 18. März 1975 (BGBI. I 
S. 705) geändert worden ist, im Einvernehmen mit dem Bun­
desminister für Bildung und Wissenschaft die Verordnung 
über das Berufsbild und die Prüfungsanforderungen im prak­
tischen und fachtheoretischen Teil der Meisterprüfung für das 
Kürschner-Handwerk erlassen und d1e Bestimmungen im 
Bundesgesetzblatt verkundet. Aufgrund des § 122 der Hand­
werksordnung we1ter anzuwendende Vorschriften sind, soweit 
sie Gegenstande dieser Verordnung regeln, nicht mehr an­
zuwenden. (Erlaßdatum: 21. 7.1977; lnkrafttreten: 29. 7. 1977; 
veröffentlicht 1m BGBI. I S 1418.) 

Der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft hat auf­
grund des § 46 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 
14. August 1969 (BGBI. I S. 1112), der zuletzt durch§ 24 des 
Gesetzes vom 24. August 1976 (BGBI. I S. 2525) geändert 
worden ist, und unter Berücksichtigung des § 28 des Aus­
bildungsplatzförderungsgesetzes vom 7. September 1976 
(BGBI. I S. 2658) im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft die Verordnung uber die Prüfung zum aner­
kannten Abschluß Geprüfter Wirtschaftsassistent - Industrie 
erlassen und die Bestimmungen im Bundesgesetzblatt ver­
kündet. (Erlaßdatum: 15. 8.1977; lnkrafttreten: 1. 9.1977; ver­
öffentlicht im BGBI. I S. 1571 ) 

Der Bundesminister fi.lr Bildung und Wissenschaft hat im 
Einvernehmen mit den Bundesministern für Wirtschaft und 
für Verkehr aufgrund des § 47 Abs. 2 in Verbindung mit § 46 
Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes vom 14. August 1969 
(BGBI. I S. 1112), der zuletzt durch § 24 des Gesetzes vom 
24. August 1976 (BGBI. I S. 2525) geändert worden ist, und 
unter Berucksichtigung des § 28 des Ausbildungsplatzförde­
rungsgesetzes vom 7. September 1976 (BGBI. I S. 2658) die 
Verordnung über die Prüfung zum anerkannten Abschluß 
Geprüfter Flugzeugabfertiger erlassen und d1e Bestimmungen 
im Bundesgesetzblatt verkundet. (Erlaßdatum: 15. 8. 1977; 
lnkrafttreten: 1.10.1977; veroffentlieht im BGBI.I 8.1565.) 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat auf­
grund des § 95 Abs. 4 des Berufsbildungsgesetzes vom 
14. August 1969 (BGBI.I S.1112), der durch Artikel 53 Nr.12 
des Gesetzes vom 18. März 1975 (BGBI. I S. 705) geandert 
worden ist, und unter Berücksichtigung des § 28 des Aus­
bildungsplatzförderungsgesetzes vom 7. September 1976 
(BGBI. I S. 2658) im Emvernehmen mit dem Bundesminister 
für Bildung und Wissenschaft (die Verordnung über die An­
forderungen in der Meisterprüfung in der Hauswirtschaft 
(Teilbereich städtische Hauswirtschaft) erlassen und die Be­
stimmungen im Bundesgesetzblatt verkündet. (Erlaßdatum: 
5 8.1977; lnkrafttreten: 1. 1. 1978; veröffentlicht im BGBI. I 
S. 1482.) 

Berichtigung 

Die vom Bundesminister für Wirtschaft im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Bildung und Wissenschaft erlassenen 
Verordnungen uber d1e Berufsausbildung zum Buchbinder, 
zum Schornsteinfeger, zum Tischler und zum Versicherungs­
kaufmann sind nicht, wie irrtumlieh in BWP 4/77 gemeldet, 
am 16. 7. 1977, sondern am 22. 7. 1977 in Kraft getreten. 



32 Mitteilungen des BIBB 

MITTEILUNGEN DES BIBB 

Ergebnisse der Oberprüfung 
berufsbildender Fernlehrgänge 

Es wird den im folgenden genannten 
Fernlehrinstituten die Berechtigung er­
teilt, die Eignung der Lehrgänge durch 
das Gütezeichen des Bundesinstituts 
(Abb.) kenntlich zu machen. 

Kurzbeschreibung Nr. 179 

Der Fernlehrgang 
Handelsfachwirt 
ist als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Akademikergesellschaft fur Erwachse­
nenfortbildung mbH 
Am Hohengeren 9, 7000 Stuttgart 1 

Lehrgangsziel: 
Vorbereitung auf d1e Fortbildungsprü­
fung .,Handelsfachwirt" an der Indu­
strie- und Handelskammer. 

Zielgruppe/Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen mit einem mittleren Bildungs­
abschluß und abgeschlossener kauf­
mannischer Berufsausbildung sowie ei­
ner mindestens einjahrigen Praxis in 
einem Handelsbetrieb, bei nicht abge­
schlossener Berufsausbildung mit einer 
mindestens vieqahrigen Praxis. 
Zulassungsbedingungen für die !HK­
Prüfung: 
a) abgeschlossene Ausbildung in einem 

anerkannten kaufmännischen Ausbil­
dungsberuf 

b) 2-5 Jahre praktische Tätigkeit -
je nach Kammer verschieden - im 
kaufmannischen Bereich eines Han­
delsbetriebes 

c) bei fehlender abgeschlossener Aus­
bildung, Nachweis einer sechsjähri­
gen einschlägigen praktischen Tätig­
keit. 

Lehrgangsinhalte: 
Volks- und betriebswirtschaftliche 
Grundlagen - Unternehmensführung 
und Organisation incl. EDV, - Perso­
nal- und Ausbildungswesen - Betrieb­
liches Fmanz- und Rechnungswesen 
einschließlich Steuern im Betrieb - Be­
schaffung und Lagerhaltung - Absatz­
wirtschaft/Marketing - Statistik - Bür­
gerliches Recht und Handelsrecht. 

Lehrgangsdauer: 
(bei 2 Std. täglicher Arbeitszeit) 18 Mo­
nate einschließlich 64 Stunden ergän­
zender Nahunterricht (4 Kurzseminare 
je 1 Tag, 2 Semesterprüfungen je 1 
Tag, 1 Abschlußseminar über 5 Tage). 

Umfang des Lehrmaterlals: 
101 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 

5000 Seiten- DIN A 4 
1 Anleitung für das Fernstudium. 

Lehrgangskosten: 
Bei monatlicher Zahlungsweise 
(18 X DM 130,-): 2 340,-

Für diesen Fernlehrgang wurden Auf-

Vom BBF er­
teiltes Güte­
zeichen für 
Fernlehrgänge 
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lagen erteilt, deren Erfullung dem BIBB 
bis zum 30. April 1977 bzw. bis zum 
31. Oktober 1977 nachzuweisen ist. 

Kurzbeschreibung Nr. 180 

Der Fernlehrgang 
Oszilloskop-Labor 
ist als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehreinrichtung: 
Dr.-lng. Paul Christiani GmbH 
Technisches Lehrinstitut und Verlag 
Hermann-Hesse-Weg 2, 7750 Konstanz 

Lehrgangsziel: 
Darstellen, Messen und Optimieren mit 
dem Oszilloskop. 

Zielgruppe/Vorbildungs­
voraussetzungen 
Facharbeiter, Techniker, Ausbilder, die 
sich m1t der Oszilloskop-Meßtechnik 
vertraut machen wollen I Mathematische 
Grundkenntnisse entsprechend Real­
schulabschluß, Grundkenntnisse der 
Elektrotechnik I Elektronik. 

Lehrgangsinhalte: 
Oszlllographieren: Oszillogramme, Bild­
breite, Bildhöhe, Bildausschnitt; Inten­
sität, Fokussierung, Astigmatismus, 
Shift, Ablenkkoeffizient, Kalibrierung, 
Fehlergrenzen; Schreibgeschwind ig keit, 
Aussteuerbarkeit, Zeitdehnung, DC-Ba­
lance; Triggern, einmalige und periodi­
sche Ablenkung, Emschaltverzögerung, 
X-V-Darstellung; Hellsteuerung, Zeit­
marken; Einschwingvorgang, Jitter, Ver­
zerrungen, Einstreuung, Störspannun­
gen, Störströme; Brumm; Stoßstelle, 
Anpassung, Signalverzögerung; Impul­
se, Flankensteilheit, Anstiegs- und Ab­
fallszeit, Überschwingen, Verrundung, 
lmpulsdach, lmpulsdauer, lmpulsfolge, 
Periodendauer, Frequenz; Kurvenform; 
Rechteck, Dreieck, Sägezahn, Sinus, 
Trapez, Treppe u. a.: Lissajousfiguren, 
Kennlinien, Modulationstrapez, Zykloi­
de; Wobbeln. 
Schaltung: Schaltplan und ausfuhrliehe 
Schaltung des Oszilloskops; weiter in 
Stichworten: Verstärker, Abschwacher, 
Begrenzer; Frequenzgang, Differenzver­
stärker, Vorstufe, Endstufe, Vernege­
lungsstufe, Torschaltung, Schaltstufe, 
lmpedanzwandler; Anpassung, Laufzeit­
glieder; Trigger, Triggerverstarker, Trig­
gerimpu lsgenerator, Gleichspannungs­
wandler, Zerhacker, Regelschaltung; 
Kre1szeichnerschaltung, Phasenschie­
berschaltung. 
Aufbau eines hochwertigen Oszillo­
skops, mit dem alle praktlsch-meßtech­
nischen Versuche durchgeführt werden. 
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Bauelemente und Baugruppen: Elek­
tronenstrahlrohre, Ein- und Mehrstrahl­
röhre, Speicherröhre; Tastköpfe, Teiler, 
Abschwächer, Verstarker, Demodulator, 
Emitterfolger, Operationsverstarker, Ge­
ber und Wandler, Integrierte Schaltun­
gen, Funktionsgenerator, Eichgenerator, 
Gleichspannungswandler, Registrierein­
richtungen. 
Meßverfahren: Grundeinsteilungen am 
Gerät, Kalibrieren, Maßstabe, Fehler­
grenzen; Messungen von Frequenz, 
Zeit, Phase, Amplitude und speziellen 
Größen der Impulstechnik, Kennlinien­
aufnahme von elektrischen und elektro­
nischen Bauelementen (Halbleiterbau­
elemente). Messung periodischer und 
einmaliger Vorgänge. Spezielle Bei­
spiele: Messungen mit Kreiszeitbasen, 
Ortskurvendarstellung, Durchlaßkurven 
von Vierpolen, Hystereseschleifen von 
Eisenkernen, Verschlußöffnungszeit bei 
Kameras, Impulsformen von Spannun­
gen im Fernsehempfanger, Vorgänge 
an Rundfunk- und Phonogeraten, Ei­
genfrequenz mechanischer Bauteile (z. 
B. Schwinger), Ein- und Ausschwing­
vorgänge in der Mechanik Panorama­
empfänger, Wobbelsichtgerät, Zündos­
zilloskop, Mon1tor, Display, Samplin­
Verfahren, Speicheroszilloskop. 

Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 2 Std. täglicher oder 15 
Std. wochentlicher Studienzeit) ca. 18 
Monate. 

Umfang des Lehrmaterials: 
18 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 1100 
Seiten, Experimentiermaterial und voll­
ständiges Material zum Aufbau des Os­
zilloskops EO 1013 T verteilt auf 7 Ma­
terialsendungen. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung: DM 2138,40 
bei monatlicher Zahlungsweise 
(18 X DM 132,-). DM 2 376,-

Für diesen Lehrgang wurde eine Auf­
lage erteilt, deren Erfüllung bis zum 
30. April 1977 nachzuweisen ist. 

Kurzbeschreibung Nr. 181 

Der Fernlehrgang 
Wirtschaftslehre II (Volkswirtschafts­
lehre) 
ist als geeignet beurteilt worden. 

Fernlehrgangseinrichtung: 
Akademikergesellschaft 
für Erwachsenenfortbildung mbH 
Am Hohengeren 9, 7000 Stuttgart 1 

Lehrgangsziel: 
Vermittlung volkswirtschaftlicher Kennt­
nisse unter Berücksichtigung der Mi­
kro- und Makroökonom1k, des Wirt­
schaftswachstums und der Wirtschafts­
politik. 

Zielgruppe/Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen mit Realschulabschluß, auch 
ohne kaufmannische Grundausbildung, 
jedoch mit wirtschaftlichen Grundkennt­
nissen und Verständnis für wirtschaft­
liche Zusammenhange. 

Lehrgangsinhalte: 
Abgrenzung gegenüber der Betriebs­
wirtschaftslehre - Gleichgewicht und 



Ungleichgewicht in der Volkswirtschaft 
- Sozialprodukt - Probleme der Plan­
wirtschaft - Preisbildung - Finanz­
wirtschaft Volkseinkommen und 
Volksvermögen - Kreislauf - Geld, 
Kredit, Konsum, Produktion und Kosten, 
Preisbildung - Sozialpolitik - Geld­
versorgung und Geldbedarf - Kon­
junktur und Wachstum - Währungs­
politik - Ziele, Mittel und Formen der 
Wirtschaftspolitik Internationale 
Wirtschaftspolitik - Außenwirtschaft -
Außenhandel -Zahlungsbilanz 
Lehrgangsdauer: 
(bei maximal 1 Std. tägl1cher Studien­
zeit) 12 Monate. 
Umfang des Lehrmaterials: 
12 Lehrbriefe mit insgesamt 

ca. 660 Seiten- DIN A 4. 
1 Anleitung für das Fernstudium. 

Lehrgangskosten: 
Bei monatlicher Zahlungsweise 
(12 X DM 24,-): DM 288,-
Fur diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt, deren Erfüllung dem BIBB 
bis zum 30. September 1977 nachzuwei­
sen ist. 

Kurzbeschreibung Nr. 182 

Der Fernlehrgang 
Industriefachwirt 
ist als geeignet beurteilt worden. 
Fernlehreinrichtung: 
Akademikergesellschaft 
fur Erwachsenenfortbildung mbH 
Am Hohengeren 9, 7000 Stuttgart 1. 

Lehrgangsziel: 
Vorbereitung auf die Fortbildungsprü­
fung "lndustriefachwirt" an der Indu­
strie- und Handelskammer. 
Zielgruppe/Vorbildungs­
voraussetzungen: 
Personen mit einem mittleren Bildungs­
abschluß und abgeschlossener kauf­
männischer Berufsausbildung sowie ei­
ner mindestens einjahrigen Praxis im 
Industriebetrieb, bei nicht abgeschlos­
sener Berufsausbildung mit einer min­
destens vierjährigen Praxis. 
Zulassungsbedingungen für die !HK­
Prüfung: 
a) abgeschlossene Ausbildung in einem 

anerkannten kaufmännischen Aus­
bildungsberuf 

b) 2-4 Jahre praktische Tätigkeit -
je nach Kammer verschieden - im 
kaufmännischen Betrieb eines Indu­
strieunternehmens 

c) be1 fehlender abgeschlossener Aus­
bildung Nachweis einer sechsjähri­
gen einschlägigen praktischen Tätig­
keit. 

Lehrgangsinhalte: 
Volks- und betriebswirtschaftliche 
Grundlagen - Unternehmensführung 
und Organisation incl EDV - Perso­
nal- und Ausbildungswesen - Betrieb­
liches Finanz- und Rechnungswesen 
einschließlich Steuern im Betrieb -
Matenal- und Produktionswirtschaft -
Absatzwirtschaft/Marketing - Statistik 
- Bürgerliches Recht und Handels­
recht. 

Lehrgangsdauer: 
(bei 2 Std. täglicher Arbeitszeit) 18 Mo­
nate einschließlich 64 Stunden ergän­
zender Nahunterricht (4 Kurzseminare 
je 1 Tag, 2 Semesterprüfungen je 1 Tag, 
1 Abschlußseminar uber 5 Tage). 
Umfang des Lehrmaterials: 
102 Lehrbriefe mit insgesamt ca. 

5000 Seiten- DIN A 4 
1 Anleitung für das Fernstudium. 

Lehrgangskosten: 
Bei Vorauszahlung oder bei 
monatlicher Zahlungsweise 
(18 X DM 130,-): DM 2 340,-
Für diesen Fernlehrgang wurden Auf­
lagen erteilt, deren Erfüllung dem BIBB 
bis zum 30. April 1977 bzw. bis zum 
31. Oktober 1977 nachzuweisen ist. 

Autoren dieses Heftes 
Cari-Heinz Doose, Freie und Hansestadt 
Hamburg, Behörde für Schule, Jugend 
und Berufsbildung, Hamburger Str. 131, 
2000 Harnburg 76 
Helga Foster, DeutscherVolkshochschui­
Verband e. V., Pädagogische Arbeits­
stelle, Holzhausenstr. 21, 6000 Frankfurt/ 
Main 
Gisela Axt, Sigrid Damm-Rüger, Ulrich 
Degen, Klaus-Dieter Fröhner, Uwe Grü­
newald, Oskar Hecker, Dietrich Scholz, 
Heinrich Tillmann, Christian Wehner, 
Ursula Westphai-Georgi und Helmut 
Wiesner sind Mitarbeiter des Bundes­
instituts für Berufsbildung 

Dre1 profilierte und bekannte Fachautoren 
prasent1eren einen hochinteressanten Zeichen­
lehrgang fur d1e ganze Fachstufe, also für 21/2 
Ausbildungsjahre. 

BHWa die Bausparkasse für 
DeilUchlands ölfeldliehen Dienst. 

Meyer, 
Hohmann, 
Heisig Technisches 

Zeichnen 
Fachstufe Metall 

Besteii-Nr. 91020, 112 Seiten, DIN A4, 
DM 15,60. 
Lösungsheft, Best.-Nr. 91021, DM 7,80 

ln 20 Hauptkapiteln werden die Themen exempla­
nsch dargestellt und mit den notwendigen Text­
erläuterungen versehen. Sie können von der Aus· 
wahl gut in den Fachkundaunterricht einbezogen 
werden. Fürdas Zeichnungslesen enthaltdas Werk 
besondere Übungen. 

Die Bilder sind zum groBen Teil in der Originai­
ZeichengröBe für die Schüler wiedergegeben. 

Hermann Schroedel Verlag KG 
Hannover · Dortmund 

Darmstadt · Berlin · München 

• uns, wie 
Sie bauen wollen 

undwoSje 
bauen möchten. 

Wir werden Ihnen Auch, wenn Sie nur 
sagen, welche Objekte über ein mittleres 
und Grundstücke für oder kleines Ein­
Sie in Frage kommen kommen verfügen. 
und wie Sie alles Wir vom BHW werden 
finanzieren können. Ihnen helfen! 

BHW die Bausparkasse für 
Deutschlands öffentlichen 
Dienst · 325 Hameln 



Neufür 
die Berufsfelder 

Bau und Holz: 
Pfingsten 

Technisches Zeichnen 
für Holzberufe 

Grundstufe Holz, Fachstufe für Tischler und Holzmechaniker 

Neuerscheinung Herbst'??· Best.-Nr. 91018 · 96 Seiten DIN A4 · zweifarbiger Druck· DM 16,40 

Lühmann/Pfingsten 

Technisches Zeichnen 
für Bauberufe 

Grundlagen 

Neuerscheinung Herbst'??· Best.-Nr. 91019 · 80 Seiten DIN A4 · zweifarbiger Druck· DM 15,40 

Dahmlos/Witte 

Bauzeichnen 
Grundlagen des Bauzeichnens · Baukonstruktionszeichnen 

Bauentwurfszeichnen · Perspektivzeichnen 

10., völlig neubearbeitete Auflage Herbst'??· Best.-Nr. 91042 · 352 Seiten ·DM 32,80 

HERMANNSCHROEDELVERLAG 

Hannover · Dortmund · Darmstadt · Berlin · München 

Schroedel __ ____/ 
'------Partner der Schule 


